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Vorbemerkung

Der Planungsausschuß nach dem Hochschulbauf örderungsgesetz hat
den Wissenschaftsrat gebeten, ,,sich mit den besonderen Problemen
des wissenschaftlichen Nachwuchses in der Zahnmedizin zu befassen
und eine Empfehlung zur Entschärfung der Nachwuchssituation und
zur weiteren Ausbauplamrng" auszuarbeiten 1). Der Wissens-chaftsrat
hat die dort angespiochenen Fragen beraten. Die folgenden -Vor-
schläge sollen däzu beitragen, daß die Zahnmedizin an den Hoch-
schulän in der Bundesrepublik Deutschland einen Ausweg aus ihren
gegenwärtigen Schwierigkeiten findet und sich so entfalten kann, wie
äies ttir eine wissenschaftliche Disziplin notwendig ist.

Die Empfehlungen sind im Ausschuß Medizin mit Sachverständigen,
die nicht Mitglieder des Wissenschaftsrates sind, vorbereitet worden.
Der Wissenschaftsrat hat diese Empfehlungen am 23. Januar 1981 ver-
abschiedet. Er dankt allen Beteiligten für ihre Mitarbeit.

1) Siebter Rahmenplan für den Hochschulbau. TZ 101 ff., Seite 28 f'



A. Einführung

Im Zuge der personellen und baulichen Ausweitung der Hochschulen
seit Anfang der 60er Jahre wurden mehrere Zahn-, Mund- und
Kieferkliniken (ZMK) modernisiert und ausgebaut. Dieser Ausbau
setzte in der Zahnmedizin vergleichsweise spät ein. Der größte Teil der
geplanten Investitionsvorhaben wird erst nach 1980 fertiggestellt sein.
Der vom Wissenschaftsrat vorgeschlagene Ausbau der Zahnmedizin ist
zwar nicht in der ursprüngtich vorgesehenenZeit, wohl aber in seiner
Größenordnung von Bund und Ländern in Angriff genommen worden.

Trotzdem ist es in der Zahnmedizin an den Hochschulen zu zahlreichen
Schwierigkeiten gekommen. Insbesondere hat sich die Situation des
wissenschaftlichen Nachwuchses ungünstig entwickelt und in den
letzten Jahren verschärft. Bei der Bewältigung dieser Schwierigkeiten
kommt der Forschung eine Schlüsselrolle zu. Ihr Umfang steht ineinem
krassen Mißverhältnis zur sozial- und gesundheitspolitischen Be-
deutung der Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten. Allein die Aus-
gaben der gesetzlichen Krankenkassen für zahnärztliche Behandlung
einschließIich Zahnersatz haben im Jahr 1979 rund 11,8 Milliarden DM
betragen. Das entsprach einem Siebtel der gesamten Ausgaben der
gesetzlichen Krankenversicherungen für medizinische Leistungen
oder der Hälfte aller Aufwendungen für die stationäre Krankenversor-
gungl).

Die Leistungsfähigkeit der Forschung bestimmt die Qualität der Lehre.
Diese wiederum ist Voraussetzung für eine angemessene ärztliche
Versorgung der BevöIkerung. Daher sind Maßnahmen zur Wiederbe-
lebung der Forschung in der Zahnmedizin besonders wichtig. Ihre Ver-
wirklichung hängt entscheidend davon ab, ob die Hochschulen
qualifizierten wissenschaftlichen Nachwuchs in ausreichender Zahl
gewinnen können.

Die Situation der Forschung und Lehre in der Zahnmedizin ist in be-
sonderem Maße durch die Schwierigkeit gekennzeichnet, wissen-
schaftliche Mitarbeiter hinreichend lange an den Hochschulen zu hal-
ten. Das Einkommensgefälle zwischen einer Tätigkeit außerhalb der
Hochschule und einer Beschäftigung in der Hochschule ist ein wesent-
licher Grund dafür, daß ein erheblicher Teil geeigneter Nachwuchs-
kräfte eine Tätigkeit in der Hochschule nicht ernsthaft in Erwägung
zieht.

Die Auswirkungen dieser externen Faktoren könnten dadurch verrin-
gert werden, daß die Einkommen des Personals in den Hochschulen

1) während die gesamten Leistungen der gesetzlichen Krankenkassen von 1970
bis 1979 um 230% auf 77,-6 Mrd. DM anstiegen, betrug das entsprechende
Wachstum der Ausgaben ftir zahnmedizinisc-he Leistunlen über j70%.
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und jene der Zahnärzte in den freien Zahnarztpraxen einander ange-
nähert würden. Dies wurde z. B. in den Niederlanden derart versucht,
daß den Hochschullehrern der Zahnmedizin Sondergehälter gezahlt
wurden. Der Wissenschaftsrat hielte ähnliche Maßnahmen in der Bun-
desrepublik Deutschland für problematisch, da sie zu einem nicht lei-
stungsgerechten Besoldungsgefälle in den Hochschulen füLhren wür-
den unä langfristig kaum korrigierbar wären. Er hält es vielmehr für
notwendig, daß die Träger der gesetzlichen Krankenversicherungen
und der Kassenzahnärztlichen Vereinigungen einen Weg finden, der
den Anreiz zur vorzeitigen Abwanderung von wissenschaftlichen Mit-
arbeitern aus der Hochschule in die freie Praxis vermindert.

soweit junge Zahnärzte trotz der Einkommensunterschiede bereit
sind, in den Hochschulkliniken zu bleiben, finden sie dort Bedingun-
gen vor, die für ihre weitere Qualifikation nicht förderlich sind und sie

äntmutigen. Die im folgenden beschriebene Entwicklung der Verhält-
nisse in den Hochschulen stellt daher ebenfalls eine entscheidende
Ursache für die schwierige Lage der Zahnmedizin dar.

Der Wissenschaftsrat hält kurz- und langfristig wirksame Maßnahmen
zur BewäItigung der Probleme der zahnmedizinischen Forschungs-
und Ausbildungsstätten für notwendig. Einerseits bedarf es eines

Sofortprograrnms, das geeignet ist, die negativen Entwicklungsten-
denzen aufzuhalten, und andererseits parallel hierzu Maßnahmen, die
erst längerfristig wirksam werden können.

Da die schwierigkeiten der Zahnmedizin in den Hochschulen zum Teil
auch durch Entwicklungen im Gesundheitswesen bedingt sind, rei-
chen hochschulpolitische Maßnahmen allein nicht aus, um eine nach-
haltige Besserung der Lage desFacheszu bewirken. Die in diesen Emp-
fehlungen aufgeführten vorschläge, auf die sich der wissenschaftsrat
aufgrund seiner Aufgabenstellung konzentriert, bedürfen daher einer
Ergänzung durch Maßnahmen im Gesundheitssystem.



B. Die Lage der Zahnmedizin an den Hochschulen

Die Qualität von Forschung und Lehre ist zum einen abhängig von der
Motivation und Leistungsfähigkeit des wissenschaftlichen plrsonals.
Zum anderen bedarf es einer angemessenen personellen, räumlichen
und apparativen Ausstattung. von Bedeutung sind ferner Zahl und
Krankheitsspektrum der Patienten.

Diese voraussetzungen sind in der Zahnheilkunde nicht erfüllt. Aller-
dings sind in den einzelnen Fachrichtungen graduelle unterschiede
festzustellen.

I. Historischer Rückblick

Die wissenschaftliche Entwicklung der Zahnmedizin an den deutschen
Hochschulen verlief wechselhaft. Im ersten Drittel des 19. Jahrhun-
derts wurden wie in den anderen wissenschaftsgebieten fachliche
Vereine gegründet, die an berufsständischen Fragän, am praktischen
Erfahrungsaustausch und an der Erörterung von wissenichaftlichen
Grundlagen des Faches Interesse zeigten. Ein Blick in die Fachzeit-
schriften, besonders in das jeweilige organ des 1g59 in Berlin gegrün-
deten Centralvereins der Deutschen Zahnärzte, der späterei öeut-
schen Gesellschaft für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde, vermittelt
einen Eindruck über die schnelle Entwicklung wissenschaftlich an-
sehnlicher Leistungen bis zur Jahrhundertwende. Die Fortschritte der
Naturwissenschaften und der Medizin beflügelten auch die wissen-
schaftlichen Bemühungen in der Zahnmedizin. Auf diese weise ent-
wickelte sich Berlin bis zum Ersten weltkrieg zu einer bedeutsamen
Stätte der zahnmedizinischen Wissenschaft.

In der Zeit zwischen den beiden weltkriegen wurden im Ausland ver-
stärkt zahnmedizinische Forschungseinrichtungen gefördert. Insbe-
sondere die amerikanischen Universitäten bautän in dieser Zeit ihre
zahnmedizinischen Forschungsstätten erheblich aus. sie konnten
schon rasch international beachtliche Erfolge aufweisen.
Das wachsende Bewußtsein der Bevölkerung gegenüber Fragen der
zahnmedizinischen Gesundheitsvorsorge wurdä dlrch die beräits vor
dem Ersten weltkrieg eingeführte schulzahnpflege gestärkt. Entspre-
q"lq stieg die Nachfrage nach zahnmeaizinisCtren Leistungen.
Gleichzeitig wuchs die Zahl der Zahnärzte von 1909 bis 1939 auf 1s 000
um über 450o/o.

Neben den Zahnärzten nahmen die Dentisten, die in Dentistenschulen
(Fachschulen) ausgebildet wurden, wichtige Aufgaben in der zahn-
medizinischen versorgung der BevöIkeruni watrr.-oie ZahI der Denti-
sten verdreifachte sich von 1909 bis 1939 auf knapp 21 000. Die
Qualifikation dieser Berufsgruppe wurde in Anbeträäht der rasch
wachsenden Behandlungsleistungen und der zunehmend schwieriger
und komplizierter werdenden Behandlungsmethoden von den Zahn-
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ärzten in Zweifel gezogen. Mit dem Gesetz über die Ausübung der
Zahnheilkunde von 1952 wurde der jahrzehntelang umstrittene Dualis-
mus zwischen Zahnärzten und Dentisten beseitigt. Die zu diesem Zeit-
punkt tätigen Dentisten erhielten in der Folgezeit nahezu alle ihre
Bestallung als Zahnärzte.

Nach 1952lief die Ausbildung von Dentisten aus. Seit 1960 obliegt die
Ausbildung des zahnärztlichen Personals ausschließlich den Hoch-
schulen, die damit die Verantwortung für die gesamte Nachwuchssi-
cherung der zahnmedizinischen Versorgrung der Bevölkerung tragen.
Den ZMK-Kliniken wurde damit eine bedeutsame und quantitativ sehr
umfangreiche Aufgabe übertragen. Im gleichen Zeitraum wurde
zudem mit der Neufassung der Prü{ungsordnung für Zahnärzte die
Ausbildungsdauer und damit der Lehraufwand um nahezu die HäIfte
erhöht. Die hierfür notwendige Ausstattung konnte mit diesen Anfor-
derungen nicht Schritt halten. Dies hat zur mangelhaften Entfaltung
der zahnmedizinischen Forschung erheblich beigetragen.

II. Personal

An den ZMK-Kliniken besteht schon seit lilngerer Zeit ein erheblicher
Nachwuchsmangel Er betrifft einerseits die wissenschaftlichen Mitar-
beiter. Dabei ist kennzeichnend, daß sich die Tätigkeitsdauer wissen-
schaftlicher Mitarbeiter an den Kliniken ständig verringert und daß es
immer schwieriger wird, die Stellen fär längere Zeit zu besetzen. Auch
die SteIIen für Hochschullehrer sind unzureichend besetzt. Das gilt vor
allem für die lehrintensiven Fächer Zahnerhaltung und zahnärztliche
Prothetik.

1. Wissenschaftliche Mitarbeiter und Hochschulassistenten

Die Verweilzeit der wissenschaftlichen Mitarbeiter an den ZN{K-
Kliniken ist seit zehn Jahren drastisch zurückgegangen. Die mittlere
Verweilzeit aller wissenschaftlichen Mitarbeiter betrug nach Schulte
und Bollinger t) Ende der 50er und Anfang der 60er Jahre in der Regel
noch fünf bis sieben Jahre. Nach Angaben der Marburger Projektgrup-
pe z) lag die Verweilzeit im Jahr 1976 von mehr als einem Drittel der
wissenschaftlichen Mitarbeiter an den ZMK-KIiniken unter einem
Jahr und von insgesamt zwei Dritteln unter zwei Jahren. Nach Aus-
sagen von Hochschullehrern und der Hochschulministerien ist die
mittlere Verweildauer in der Zwischenzeit weiter zurückgegangen.

t) W. Schulte und K. Bollinger: Forschung und Lehre auf dem Gebiet der Zahn-,
Mund- und Kieferheilkunde in der Bundesrepublik Deutschland, Hg. Deut-
sche Gesellschaft für ZMK-Heilkunde, Bundesverband der Deutschen Zahn-
ärzte und Vereinigung der Hochschullehrer fäLr ZMK-Heilkunde, Köln 1976,
s.43 ff.

2) Marburger Projektgruppe: Analyse und Bewertung vo1. Daten urrd Me-' 
thoden zur Kapazitätsermittlung im Studiengang Zahnme4izlq. Hg.: Bundes-
ministerium für Bildung und Wissenschaft, Schriftenreihe Hochschule 22,
Bonn 1977.



Über die Zahl und den Anteil der nichtbesetzten Stellen liegen zwei
Untersuchungen vor-1),2). Die Ergebnisse der beiden Untersuchungen
sind nicht vollständig miteinander verqleichbar. Dennoch läßt slich
daraus ableiten, daß d"ie Schwierigkeiteribei aer geseizung 

"o" 
Mitu.-

beiterstellen größer geworden sind. Ende 1g79 waren -knapp 10%
dieser Stellen nicht besetzt. Dieser Anteil erscheint zwar - oUftäictr er
oberhalb der Norm liegt - noch nicht besorgniserregend; berlicksich-
tjS! qlan aber, daß die Fluktuation inzwisclien so gioß geworden ist,
daß die überwiegende Zahl der wissenschaftlichei Mitärbeiter nach
lrlangung ihrer Approbation nur wenige Monate an der Hochschule
bleibt, haben sich die Voraussetzungen-für Forschung und Lehre ver-
schlechtert3).
Das Hauptmotiv, das einen jungen Zahnarzt veranlaßt, als Assistenz-
arzt an einer Klinik tätig zu sein, ist nach wie vor das Interesse, unmit-
telbar nach dem Studium und ohne die Zwänge einer zahnärztlichen
Praxis Erfahrungen zu sammeln und sich fachlich fort- und weiter-
zubilden. In einigen Fällen spielt auch das Interesse an wissenschaftli-
cher Tätigkeit eine Rolle, z. B. bei der Anfertigung einer Dissertation
oder sich daran anschließender spezieller wissenschaftlicher Arbeiten.
Diesen Interessen werden die gegenwärtigen Bedingungen kaum ge-
recht. Einem längeren Verbleiben an den ZMK-Kliniken und einem
allmählichen Hineinwachsen in Aufgaben der Forschung stehen vor
allem folgende Hindernisse entgegen:

- Aufgrund des bisherigen Zulassungsverfahrens kann eine große
ZahI von Studienanfängern erst nach langer Wartezeit zugelassen
werden. Nach den Unterlagen der Zentralstelle für die Vergabe von
Studienplätzen (ZVS) betrug der Anteil der Studienanfänger des
Studiengangs Zahnmedizin, die 23 Jahre oder älter waren, im
Studienjahr 1977 54,4oh. Demgegenüber betrug dieser prozentsatz
bei den übrigen von der ZVS vergebenen Studienplät zeanur 9,7 oÄ.

Es ist verständlich, daß dieser Personenkreis wegen der bereits vor
dem Studium verbrachten Wartezeit bestrebt ist, unverzüglich
nach der Approbation als frei praktizierende Zahnärzte tätig wer-
den zu können. Die Auswirkungen dieser Zulassungspraxis werden
noch bis Mitte der 80er Jahre spürbar sein.

- Die Entwicklung der Einkorlmen von Zahnärzten in freier praxis
zeigte in den letzten 15 Jahren einen steil ansteigenden Verlaufa).

1) Marburger Projektgruppe, a.a.O.
2) Erhebung der ZVS bei den Ländern und Hochschulen 1g7g.
3) Bei der Bewertung der.statistischen Ergeblisdaten ist zu berücksichtigen,

daß die Mitarbeiterstellen erfahrungsgemäß kurz nach einem Examenster-
min nahezu vollständig besetzt sind. Innerhalb eines halben Jahres verlassen
so viele Mitarbeiter die Hochschule, daß nach wenigen Monaten nur noch
eine Besetzungsquote von 60 %o festzustellen ist. Da der umfraqetermin der
Ländererhebung. relativ kurze Zeit nach den Examensterminön lag, ist zu
vermuten, daß die mittlere Stellenbesetzung eher niedriger als g0öÄ liegt.

4) Zahnärzteanq_qbot bis zum Jahr 2000, Dokumentation, prognose. Herausge-
geben vom Wissenschaftlichen Institut der Ortskrankönkassen. Wiäo_
Materialien, Bd. 3 - Erste Auflage - Bonn 1978, S. 37 bis 45.
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Das hohe Einkommensniveau der Zahnärzte in den freien Zahnarzt-
praxen trägt dazu bei, daß sich zu weniS jungg Zahnärzte bere-itfin-
äen, Iängeie Zeit an Kliniken für Zahn-, Mund- und Kieferheilkun-
de als wissenschaftliche Mitarbeiter tätig zu sein oder Hochschul-
lehrer zu werden. Nach Schulte und Bollinger ist die Tendenz, mög-
lichst rasch eine Praxis zu eröffnen, bei den Mitarbeitern mit gerin-
gem Dienstalter am größten. Umgekghr! wächst mit zunehmender
Dauer der Tätigkeit an einer ZMK-Klinik das Interesse an der Wis-
senschaftl).

- Im Gegensatz zur Allgemeinen Medizin eröffnet die Habilitation
oder eine längere wissenschaftliche Tätigkeit an der Hochschule in
der Zahnmedizin nur in wenigen Fällen die Möglichkeit, an einer
Ktinik außerhalb der Hochschule eine leitende Funktion zu über-
nehmen.

- Schon bald nach ihrer Approbation haben wissenschaftliche Mitar-
beiter in erhebtichem Umfang Lehraufgaben zu übernehmen. Sie
müssen Studenten Kenntnisse und Fertigkeiten der Behandlung
vermitteln, die sie selber kaum mit der notwendigen Sicherheit
beherrschen. Die hohe zeitliche Belastung mit Lehraufgaben ist
auch daraufzurückzuführen, daß zahnmedizinische Kurse, in denen
technische Fertigkeiten unter Anleitung vermittelt werden, mit
einem Anrechnungsfaktor von 0,3 gewichtet werden. Das hat unter
anderem zur Folge, daß wissenschaftliche Mitarbeiter, die nach der
Approbation ihr Lehrdeputat von vier Semesterwochenstunden
ausschließlich in Kursen zu erbringen haben, tatsächlich 13,3 Lehr-
veranstaltungsstunden wahrnehmen müssen.

- Die tatsächtich zu erbringende Lehrleistung des Faches hängt von
der ZahI der Stellen des wissenschaftlichen Personals ab. Die hohe
ZahI unbesetzter Stellen führt daher dazu, daß sich die zu erbrin-
gende Lehrleistung auf immer weniger Personen konzentriert.
Damit steigt die individuelle Lehrbelastung je Mitarbeiter unver-
hältnismäßig an.

- Die Fortbildung der wissenschaftlichen Mitarbeiter, die bis zu Be-
ginn der 70er Jahre von den Hochschulen wahrgenommen wurde,
hat sich in der Zwischenzeit weitgehend auf Einrichtungen außer-
halb der Hochschulen verlagert. In erster Linie organisieren die
Zahnärztekalnmern diese Veranstaltungen. Sie werden zum Teil
von Hochschullehrern aus der Bundesrepublik Deutschland be-
stritten. Da die Teilnehmergebättren und Reisekosten zur Wahr-
nehmung solcher Kurse normalerweise aus dem Hochschulhaus-
halt nicht erstattet werden, ist eine Fortbildung der wissenschaftli-
chen Mitarbeiter nur noch in sehr eingeschränktem Maße möglich.
Obgleich in der Allgemeinen Medizin die Rechtslage und die Lehr-
verpflichtung des wissenschaftlichen Personals ähnlich sind, hat

t) Schulte, Bollinger, a.a.O., S.50.
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dies dort nicht dazu geführt, daß die Fortbildung des wissenschaftli-
chen Personals durch die Hochschule nahezu vollständig zum Er-
Iiegen gekommen ist.

- Da in der Zahnmedizin ein großer Anteil der C2- und C3-stellen
nicht besetzt oder unterbesetzt ist, ergibt sich eine ungünstige ReIa-
tion der ZahI der Hochschullehrer zur Zahl der wissenschaftlichen
Mitarbeiter. Dies und der Umfang der Lehrbelastung führen dazu,
daß sich die Hochschullehrer nicht in notwendigem Maße den Mit_
arbeitern widmen können, um spezielle Behandlungsmethoden zu
vermitteln und zu wissenschaftlichen Arbeiten anzuregen.

- Die unzureichende Ausstattung mit nichtwissenschaftlichem per-
sonal in den ZMK-Klinikenmacht es häufignotwendig, daß wissen-
schaftliche Mitarbeiter technische Assistenzaufgaben selbst wahr-
nehmen müssen. Dies ftihrt zu einem unwirtschaftlichen per_
sonaleinsatz und behindert die Fort- und weiterbildung der wis-
senschaftlichen Mitarbeiter.

- Die Möglichkeit, die Dissertation in der Zahnmedizin bereits wäh-
rend des Studiums in wesentlichen Teilen fertigzustellen, macht es
für die Absolventen des Studiengangs entbehrlich, nach dem
Examen einige Jahre zur Bearbeitung eines Forschungsthemas an
der Hochschule tätig zu sein und sich um die UnterJuchung der
wissenschaftlichen Grundlagen des Faches zu bemühen

- Das Amt des Hochschulassistenten (§ a7 HRG) ist nach der Intention
de-s G"r",rrebers ftir die Qualifikation zum Hochschullehrer vorge_
sehen und garantiert daher einen angemessenen Freiraum für äie
Forschung. In der Zahnmedizin gibt es nur wenige stellen dieser
Art. Hierfür sind in erster Linie folgende Ursachen maßgeblich:

(1) Eine Umwandlung vorhandener Stellen in Stellen für Hoch_
schulassistenten würde zu einer Schmälerung des Zeitbudgets für
Lehre und Krankenversorgung führen.

(2) Die im Hochschulrahmengesetz als Voraussetzung für die Ein_
stellung als Hochschulassistent geforderte dreijährigä Berufstätig-
keit kann angesichts der kurzen verweildauer der wissenschaftli-
chen Mitarbeiter an den ZMK-Kliniken nur von wenigen personen
erfüllt werden.

(3) Die Zeit, die ein junger wissenschaftler in der Kieferorthopädie
und in der Oralchirurgie als Hochschulassistent verbringt, wirä ro,
den einzelnen Kammern nicht oder nur teilweise alJweiterbil-
dungszeit angerechnet.

2. Hochschullehrer

Im Jahre 1979 war ein unverhältnismäßig großer Teil der Stellen für
Hochschullehrer unterbesetzt, d. h. ein Teiläer stelleninhaber verfüg-
te nicht über die in der jeweiligen stellengruppe geforderte eualifika-
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tion. Auch die ZahI der unbesetzten Stellen war in einzelnen Fachrich-
tungen (Zahnersatz- und Zahnerhaltungskunde) und Stellengruppen
(C2 und C3) überdurchschnittlich hoch.

Die meisten unbesetzten oder unterbesetzten Stellen für Hochschul-
Iehrer finden sich in den Besoldungsgruppen C2 und C3. Nach einer
Länderumfrage aus dem Jahr 1979 waren llo/o1) der C2-Stellen unbe-
setzt und 597o unterbesetzt. Der Anteil der C2-Stellen am gesamten
Personalbestand der ZMK-Kliniken ist vergleichsweise gering. Auf-
grund der Art der Beantwortung der Umfrage lassen sich entsprechen-
de Angaben ftir die Gruppe der C3-Stellen nicht genau ableiten. Die
Unterlagen deuten jedoch darauf hin, daß die Situation hier ähnlich ist.
Insgesamt läßt sich feststellen, daß mehr als die HäIfte der Hochschul-
lehrerstellen der Besoldungsgruppen C2 und C3 entweder nicht be-
setzt oder unterbesetzt ist.

Dagegen sind die C4-Stellen nahezu vollständig besetzt2). Zur Attrak-
tivität der C4- gegenüber den übrigen C-Stellen trägt bei, daß damit
die Möglichkeit der Erzielung von Nebeneinkü'nften verbunden ist.
Darüber hinaus sind die organisatorischen Voraussetzungen zu selb-
ständiger Forschung in der Regel günstiger.

Demgegenüber steht die Zahl der Mitarbeiter, die eine Hochschulleh-
rerlaufbahn anstreben, in einem Mißverhältnis zum notwendigen
Nachwuchsbedarf. Die Zahl der Habilitationen lag in den zurück-
liegenden Jahren jeweils zwischen 6 und 103).

3. Nichtwissenschaftliches Personal

Den ZMK-KIiniken steht fü,r die Wahrnehmung ihrer Aufgaben teil-
weise zu wenig nichtwissenschaftliches Personal zur Verfügung. Das
betrifft in erster Linie die Zahl der Zahnarzthelferinnen und Zahntech-
niker(innen). Mitarbeiter, die in Forschungsprojekten unterstützend
mitwirken könnten, fehlen nahezu vollständig'

Dies hat unter anderem zur Folge, daß das wissenschaftliche Personal
seine eigentlichen Aufgaben nicht effektiv wahrnehmen kann, son-
dern Tätigkeiten übernehmen muß, die weitaus wirtschaftlicher von
anderen Bediensteten wahrgenoutmen werden könnten' Teilweise
können deswegen auch moderne Behandlungseinheiten, die hÖhere
Assistenzleistungen als die alten Geräte erfordern, nicht ausreichend
genutzt werden.

In seinen Empfehlungen aus dem Jahre 1973 ging der wissenschaftsrat
nur auf den Bedarf an Stellen für Zahntechniker ein. Er schlug vor, daß
im Durchschnitt je Stelle für wissenschaftliches Personal 0,25 bis 0,5

1l Bei Einbeziehunq der stellen der universität Münster waren 22 %o dieser' Stellen unbesetztl VgL hierzu Anhang 1, Tabellen 3 und 4.
2l Die Untersuchunq der ZVS differenziert nicht an allen Hochschulen nach den
' Besoldungsgiruppän C3 und C4. Es kann daher keine Gesamtzahl für die

Zahnmedizin angegeben werden.
3) westdeutsche Rektorenkonferenz, Habilitationsstatistik 1976/77 undl978l79.
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stellen für Zahntechniker zur verfügrung stehen sollten. Die Fest-
legung der Relation in diesen Grenzen so[lte davon abhängen, ob für
diese Aufgaben genügend zahntechnische werkstätten ambrt in An-
spruch genommen werden können. Das tatsächliche Verhältnis der
Zahl der Zahntechnikerstellen zu der des wissenschaftlichen personals
lag 1976 nach Angaben der Marburger projektgruppe bei 0,3 r) . Neuere
Daten liegen nicht für alle ZMK-KIiniken vor. pritteitungen mehrerer
Hochschulen lassen jedoch den schluß zu, daß sich diese Relation seit-
her nicht wesentlich verändert hat.

wichtig ist darüber hinaus eine angemessene Ausstattung mit Stellen
für Zahnarzthelferinnen und zahnmedizinische Fachhelfe-rinnen. Auf-
grund der raschen zahnmedizinisch-technischen Entwicklung der
zahnärztlichen Praxen hat sich die Behandlungstechnik geandeirt. Es
ist inzwischen fast allgemein üblich, daß der Zahnarzt sitzend den
liegenden Patienten behandelt und daß ihm eine ebenfalls sitzende
Helferin assistiert. Der umfang der Assistenzleistungen und damit der
hierfür notwendige Personalbedarf ist gewachsen.

Die Relation der Zahl der stellen für Zahnarzthelferinnen zur Zahl der
stellen für wissenschaftliches Personal lag 1976 bei 0,s. Fast g0yo der
Behandlungseinheiten sind für eine Behandlung am liegenden patien-
t-en eirlgerichtet. Da eine sachgerechte Nutzung dieser Geräte die stän-
dige Anwesenheit einer Helferin erfordert, weist diese Relation auf
eine Minderausstattung hin.

Die Stellen des nichtwissenschaftlichen personals sind überwieqend
schwer zu besetzen. Es werden nur wenige zahnmedizinische Facühel-
ferinnen ausgebildet..Deren vergütung ist überdies im Bundesange-
stelltentarif (BAT) nicht geregelt. Zahntechniker in gewerblichLn
zahntechnischen Labors oder freien Zahnarztpraxen häben weitaus
günstigere Einkommenschancen als an den Hochschulen, da die Rege-
lungen des BAT, an die die Hochschulen gebunden sind, nur eine ver-
gleichsweise ungänstige Vergütung zulassen.

III. Forschung

Der wissenschaftsrat hat bereits in den Medizinempfehlungen 1976 auf
die unbefriedigende Lage der zahnmedizinischen Forschlung hinge-
wiesenz). Seit längerer Zeit läßt sich feststellen, daß die Zahn-medizin
an den Hochschulen der Bundesrepublik Deutschland kaum noch
qrößere F_orschungsaktivitäten auflieist und auf wichtigen interna-
tionalen Kongressen nur selten vertreten ist.
Die Zuschüsse zur Finanzierung zahnmedizinischer Forschungs-
projekte in der Bundesrepublik Deutschland durch Dritte (Deutsche
Forschungsgemeinschaft, Stiftung Volkswagenwerk 

"rrA BMFT)
wiesen im Jahre 1974 eine Höhe von 2,7 Millionen DM auf. 1g79 waren
es nur noch 2,4 Millionen DM, die fast ausschließIich auf die Förderung

Marburger Projektgruppe, a.a,O., S. 106.
Medizinempfehlungen 1976, a.a.O., S. 22.

1)

2)
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des einzigen Sonderforschungsbereichs in der Zahnmedizin entfielen.
weitere vrittet ftir die Zahnmedizin konnten nicht bewilligt werden,
da geeignete Anträge von Hochschullehrern fehlten. Allein die Zu-

schüsse-der Deutschen Forschungsgemeinschaft für Forschungsvor-
haben in der Allgemeinen Medizin betrugen dagegen im gleichen
Zeitraum je Hochschullehrer ein Vielfaches'

In Europa verlief die Förderung der zahnmedizinischen Forschung
sehr untLrschiedlich. Eine überwiegend positive Entwicklung war in
den folgenden Ländern zu verzeichnen: In Schweden erkannte man
nach dem Zweiten Weltkrieg sehr frühzeitig, daß die Forschung der
Zahnmedizin ebenso nachhaltig gefördert werden muß wie der Aus-
bau für die Zwecke der Lehre. Die Leistungen sind entsprechend an-

sehnlich. In den Niederlanden wurden nach dem Zweiten weltkrieg
zahlreiche moderne Ausbildungsstätten mit großen Forschungsein-
richtungen gegründet und nachhattig gefördert. Sie haben interna-
tionalen Standärd erreicht. In Großbritannien arbeiten Wissenschaft-
Ier verschiedener Fachrichtungen traditionell eng zusalnmen. Die eng-
lische zahnmedizinische Forschung genießt international einen guten
Ruf. In Frankreich wurde zur Förderung der zahnmedizinischen For-
schung ein Nationalinstitut geschaffen, das wissenschaftler ver-
schiedtner Fachrichtungen beschäftigrt und an verschiedene Institute
der Hochschulen abordnet. Dies hat zu einer bemerkenswerten Ent-
wicklung von Forschungsaktivitäten geführt. In der schweiz sind
ebenfalli erhebliche Anstrengungen zur Förderung zahnärztlicher
Forschung unternommen worden. Sie haben an einzelnen Hoch-
schulen zu wissenschaftlichen Leistungen von besonders hohem Rang
geführt.

Das Forschungsdefizit in der Bundesrepublik Deutschland zeigt sich
besonders am-Beispiel der spitzenforschung. Die Zahnmedizin weist
einen einzigen Sonderforschungsbereich auf, den seit 1971 in Würz-
burg bestehtnden SFB 92 ,,Biologie der Mundhöhle"' Seine jährliche
Föräerungssrunme liegt seit 1975 zwischen 1,6 und 2,4 Millionen DM'
Forschungsschwerpunkte der Deutschen Forschungsgemeinschaft be-

stehen nicht.

Wenn Hochschullehrer der ZMK-Kliniken nur noch wenige umfang-
reiche Forschungsprojekte planen und durchführen, so könnte der Ein-
druck entstehen, äs gebe kaum noch bedeutsame Fragen der zahn-
medizinischen Forschung. Tatsächlich weist jedoch das spektrum der
Forschungsgebiete in der Zahnheilkunde eine ausgeprägte vielfalt
und zahlreiche ungelöste Probleme auf t).

Der Mangel an zahnmedizinischen Forschungsaktivitäten ist arrf eine
vielzahl von Grümden zurückzuführen, von denen im folgenden die
wichtigsten genannt sind.

1l Um den Umfanq der zur Zeit diskutierten Forschungsthemen zu erläutern, ist
' in Anhang II ein Auszug aus der Liste der Vorträg-e.und pgpongtrationen

iufgefähri, die 1978 und'fgZg bei der International Association for Dental
Research gehalten wurden.
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(1) Aufgrund der Numerus clausus-situation ist das wissenschaftliche
Personal überdurchschnittlich mit Aufgaben der Lehre belastet.
(2) Ein hoher Anteil der Absolventen des Studiengangs Zahnmedizin
promoviert über medizinische Themen, die keinen theimatischen oder
methodischen Bezug zur Zahnmedizin aufweisen. Diese Beiträge zur
Forschung kommen somit nicht der Zahnmedizin zugute
(3) Die kurze verweildauer der wissenschaftlichen Mitarbeiter an den
Hochschulen läßt eine Einarblitung in Aufgaben der Forschung und
eine qualifizierte Mitarbeit in Forschungsprojekten nicht zu.
(4) Eine Zusammenarbeit mit Natur- und Ingenieurwissenschaftlern,
von der wissenschaftliche Fortschritte der Zahnmedizin in beträchtli-
chem Ausmaß abhängen, findet nur in Einzelfällen statt. Nur wenige
stellen für wissenschaftliches personal sind von Naturwissenschaft-
lern besetzt.

(5) Forschungsintensive Fachgebiete sind in der Zahnmedizin un-
zureichend entwickelt. so besteht zum Beispiel nur ein Lehrstuhl für
experimentelle Zahnheilkunde. Darüber hinaus gibt es vergleichs-
weise wenig stellen für wissenschaftliches personä! das hinräichen-
den Freiraum für die Forschung hat.

IV. Lehre

1. Seit einigen Jahren sind die Zulassungszahlen für den Studiengang
Zahmedizin gestiegen. Dieser Anstieg äer Zulassungszahlen ist teil-
weise durch denAusbau der ZMK-Kliniken bedingt. Iierster Linie war
für diese En-twicklung aber die Art der Kapazitätsärmittlung und -fest-
setzung maßgeblich. Sie stützt sich zum Teil auf andere Mad-rtäb", ,r,*
Teil auf ähnliche, aber strenger bemessene Richtwerte als die des wis-
senschaftsrates. Der Anstieg der Zulassungszahlen ist auch dadurch zu
erklären, daß die Länder im vorgriff auf bäreits laufende bauliche und
ausstattungsbezogene Maßnahmen für den klinischen Studienab-
schnitt die Aufnahmekapazitäten in das erste Fachsemester erhöht
haben.

Der starke Bewerberdruck wird in den nächsten Jahren aus mehreren
Gritrden nicht nachlassen. Zum einen lassen die geburtenstarken
Jahrgänge bis zum Ende der 80er Jahre ein Ansteigei der Bewerber-
zahlen erwarten. Zum anderen werden die weiterfiin günstigen Ein-
kommensaussichten in den zahnärztlichen praxen de-n And"rang zu
diesem Studiengang nicht abebben lassen.

2' Die Zahl der Stellen für wissenschaftliches personal im Fach Zahn-
medizin hat sich zwischen 1960 und 1g79 von 342 auf rund 1200 er-
!OItt), das entspricht einem Zuwachs von rund 2SOyo.Im gleichen
79i^t1""* stieg die Zahl.der Studienanfänger von rund g00 uüf knupp
1 700 an2); das entspricht einem Zuwachs üm gut ll0o/o. rntsprlctreirä
r) Vgl. Anhang I, Tabelle 1.
z) Hierbei kommt es auf die Entwicklung der Zahl der Studienanfänqer im er-

sten Fachsemester an (vgl. Anhang I, fabelle 14). --v-- --
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verbesserte sich die Relation Studienanfänger je Stelle für wissen-
schaftliches Personal von 2,3 auf zunächst 1,0 im Jahre 1974, um dann
kontinuierlich auf 1,4 im Jahre 1979 anzusteigen t). Die Zahl der Studen-
ten erhöhte sich im gleichen Zeitraum um rund 160% auf 9 000. Die
Relation Studenten Je Stelle für wissenschaftliches Perso{ral ging
dadurch von 9,9 auf ?,9 zurück. In diesen Relationen sind alle nicht
besetzten oder unterbesetzten Stellen enthalten.

Diese Zahlen scheinen auf den ersten Blick den Klagen über ein Absin-
ken der Ausbildungsqualität zu widersprechen. Bei der Gegenüber-
stellung der Steigerungsraten des Personals und der studienanfänger
muß jedoch bedacht werden:

- Mit der Neufassung der Prüfungsordnung wurde im Jahre 1955 die
Studiendauer von sieben auf zehn Semester verlängert und damit
der Ausbilgungsaufwand je Student um fast die Hälfte erhöht. Auf-
grund der Übergangsvorschriften wirkte sich diese Maßnahme erst
iu Beginn der 60er Jahre dahingehend aus, daß bei nur mäßig an-
steigenden Studienanfängerzahlen die ZahI der Studenten spmng-
hafiin die Höhe ging. Eine Aufstockung der Personalstellen, der
sächlichen und finanziellen Ausstattung wäre hierfür notwendig
gewesen. Dies geschah nur in sehr unzureichendem Umfang.

- Im Zeitraum seit 1960 fanden stufenweise Verkürzungen der Ar-
beitszeit im öffentlichen Dienst statt, die durch entsprechende Per-
sonalstellen kompensiert werden mußten.

- Im Jahre 1960 vertrat an vielen Kliniken ein einziger Fachvertreter
die gesamte Zahnheilkunde. Eine stärkere fachliche Spezia-
lisierung zeichnete sich in anderen Ländern bereits nach 1945 ab.

Diese Entwicklung holte die Zahnmedizin in der Bundesrepublik
Deutschland erst sPäter nachz).

- Die Amtliche Statistik weist die 1960 vorhandenen 57 stellen für
volontärassistenten nicht aus. Diese Stelleninhaber erbrachten
weitgehend die gleichen Leistungen in Lehre und Krankenversor-
gung wie wissenschaftliche Mitarbeiter, erhielten jedoch keine
ödeinur eine Teilvergütung. Die Stellengruppe ist inzwischen er-
satzlos entfallen.

- wie in der Allgemeinen Medizin sind auch in der Zahnmedizin die
qualitativen Änforderungen an die Behandlung des einzelnen
Patienten gestiegen.

3. In den letzten Jahren ist eine große Zahl von studienanfängern über
die von den Ländern festgesetzten Zulassungszahlen hinaus durch ver-

1l Darin sind die im Weqe verwaltungsgerichtlicher Enscheidungen zugelas-
' ienen Studienanfängei nicht enthalten. Bezieht man diese in die Relation ein,

steigt das Verhältnii Studienanfänger je Stelle auf etwa 1,5 an'

2t Folot man schulte und Bollinger (a.a.o., s. 33 bis 41), war die personelle Aus-
' ,t.tirrno der ZMK-Kliniken inl iniernationalen Vergleich zu Beginn der 70er

Jihre n"icht günstig. Hierzu liegen allerdings neuere Statistiken nicht vor.
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waltungsgerichtliche Entscheidungen zugelassen worden. Dadurch
werden die ohnehin hohen Lehraufgaben so erhöht, daß der notwen-
dige Umfang der praktischen Ausbildung und die Intensität der Be-
treuung der Studenten darunter leiden müssen.

4. Die große Zahl der Lehrveranstaltungen, die die Studienordnungen
vorsehen, und die durch hohe Studentenzahlen stark beschränkte
Möglichkeit, Wahlveranstaltungen anzubieten, erschweren es den
Studenten der Zahnmedizin, sich frühzeitig in Seminaren oder ver-
gleichbaren veranstaltungen mit methodischen und wissenschaftli-
chen Fragen zu befassen.

5. Neben diesen quantitativen Gesichtspunkten führt die hohe Fluktu-
ation bei den stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter dazu, daß in den
praktischen Kursen arbeitende junge wissenschaftler häufig selbst
noch nicht über die notwendige fachliche und didaktische Eriahrung
verfügen, die für die jeweiligen Lehrveranstaltungen notwendig wäre.
sie bedürfen vielmehr gemäß s§ 53 und s4 Hochschurrahmerigesetz
(HRC) selbst noch weitgehend der Aufsicht und Anleitung äurch
Hochschullehrer und erfahrene wissenschaftliche Mitarbeiter.

6. In den letzten Jahren stieg die Zahl der patienten an den Z}y'rK-
Kliniken der Hochschulen nur geringfügig an. Der Zuwachs hielt mit
der Zunahme der studenten- und der Studienanfängerzahlen nicht
schritt. Die Zahl der für Forschung und Lehre notwendigen poliklini-
schen Behandlungsfälle hat somit je Studienanfänger abgerrommen.
Dies hat mehrere Ursachen:

- Die Zahnkliniken können den patienten weder den technischen,
noch den behandlungsmäßigen Komfort bieten wie erfahrene
Zahnärzte in freier Praxis. Die Ausweitung der versicherungslei-
stungen bei der Kostenerstattung zahnärztlicher Behandlungsmaß-
nahmen (insbesondere in der prothetik) hat dazu geführt, aaß aas
ehedem für die Gewinnung poliklinischer patienten haufig benutz-
te Instrument der Berechnung niedriger BehandlungsLonorare
durch die ZMK-Kliniken nur noch der kleinen Zahl von Selbstzah-
Iern zugute kommt und daher keine quantitative Bedeutung hat.
Eine große Zahl von Patienten, die sich früher in den ZMK-KIiniken
hätten behandeln lassen, ist daher zu den freien Zahnarztpraxen
abgewandert. Auch die Neugestaltung der studentischen Kränken-
versicherung hat dazu geführt, daß den ZMK-Kliniken patienten
verlorengegangen sind.

- Die Zahl der neu approbierten Zahnärzte, die sich in universitäts-
städten in freien Zahnarztpraxen niederlassen, hat in den vergange-
nen Jahren zugenornmen. Auch dies führt dazu, daß patienten aus
Hochschulkliniken in die Praxen niedergelassener Zahnärzte ab-
wandern,
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V. Räumliche und apparative Ausstattung

In den Zahnmedizinempfehlungen aus dem Jahre 1973 ist der Wissen-
schaftsrat davon ausgegangen, daß im Durchschnitt 1,5 klinische Be-
handlungseinheiten pro Studienanfänger zur Verfügung stehen soll-
ten. Tatsächlich betrug im Jahre 1976 die entsprechende Relation
1,21) und 1979 nur noch 1,12). Dem entspricht eine Relation von weniger
als b,4 klinischen Behandiungseinheiten pro Student im klinischen
Studienabschnitt.

Bis Mitte der 70er Jahre wurden die Behandlungseinheiten nur lang-
sam erneuert und damit unzureichend an den neuesten Stand der tech-
nisch-wissenschaftlichen Entwicklung angepaßt. Hier ist in den letz-
ten Jahren eine Besserung eingetreten. Ende 1979 waren von den ins-
gesamt 1 416 Behandlungseinheiten in der Zahnersatz- und Zahnerhal-
tungskunde 57% iml-aufe der letzten 4 Jahre neu angeschafft worden.

Die überwiegende Zahl der Behandlungsstühle (88 %) ist für eine Be-
handlung am liegenden Patienten eingerichtet. Bis zum Jahre 1985

sollen 255 (18%l Behandlungseinheiten in diesen Fächern ersetzt wer-
den; 466 Behandlungseinheiten werden voraussichtlich zusätzlich in
den kommenden fürrf Jahren beschafft werden. Damit ist zu erwarten,
daß bis 1985 in diesen beiden Fächern 1 882 Behandlungseinheiten zur
Verfügung stehen werden | . Die geplanten Ausstattungsverbesserun-
gen können allerdings nur dann zu einer effektiven Wahrnehmung der
Aufgaben in Forschung und Lehre führen, wenn die hierfür notwen-
digen wissenschaftlichen und nichtwissenschaf tlichen Personalstellen
vermehrt werden.

Ann[cn verhält es sich mit der räumlichen Ausstattung der ZMK-
Kliniken. Während bis zur Mitte der 70er Jahre nur in geringem Maße
Erweiterungen und grundlegende Verbessenrngen der verfügbaren
Nutzfläche verwirklicht werden konnten, wurde in den letzten Jahren
eine Reihe von Baumaßnahmen fertiggestellt.

Marburger Projektgruppe, a.a.O., S.315 ff.

Vgl. Anhang I, Tabellen 6 und 14.

Quelle: Umfrage des Wissenschaftsrates bei den Ländern und Hochschulen
1979.

1)

2l

3)
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C. Empfehlungen

Die Situation der zahnmedizinischen Forschungs- und Ausbildungs-
stätten erfordert rasch wirkende und tiefgreifende Maßnahmen, um
der Zahnmedizin als wissenschaftlicher Diiziplin neue Impulse zu ge-
ben. Dies gilt in erster Linie für die zahnmedizinische Forichrrrq. öi"
sicherung des wissenschaftlichen Nachwuchses in diesem Fach iangt
eng damit zusammen. Die Qualität der zahnmedizinischen Lehre daif
nicht absinken. Die einzuleitenden Maßnahmen können auch nicht auf
einzelne Teilgebiete beschränkt werden. Daher wird es darauf ankom-
men, daß die empfohlenen Maßnahmen im Zusammenhang gesehen
und verwirklicht werden, wobei den besonderen Gegeberit äit"., un
den einzelnen Hochschulen Rechnung getragen werdön muß.
Die Bemühungen um eine dauerhafte wiederherstellung der eualität
von Forschung und Lehre in der Zahnmedizin kommei längerfristig
yy -ei1e verringerung der finanzielen Anreize zur voizeitigei
Niederlassung wissenschaftlicher Mitarbeiter in freier praxis niiht
herum. Hierzu sind flankierende Maßnahmen im Gesundheitswesen
erforderlich. Die Empfehlungen des wissenschaftsrates konzentrieren
sich seinen Aufgaben entsprechend auf unmittelbar oder mittelbar
wirksame Maßnahmen, die auf eine Verbesserung der Bedingungen
zur Qualität von Forschung und Lehre an den Hochschulen ziälen.
Die empfohlenen Maßnahmen benötigen unterschiedlich lange Zeit,
bis ihre Auswirkungen auf Forschung, Lehre und Nachwu"chsför-
derung sichtbar werden. Die probleme der Zahnmedizin lassen sich
daher nicht kurzfristig beseitigen.
Der wissenschaftsrat ist sich bewußt, daß die angespannte Haushalts-
lage von Bund und Ländern eine verwirkrichün§ der kostenwirk-
samen Maßnahmen erschwert. Darauf hinzuweisen iit jedoch, daß eine
Reihe von Maßnahmen nur vordergründig finanzieli aufwendig er-
scheint. Da ein Teil der vorhaben zur verbesserung der personäilen
Ausstattung zu einer wirtschaftlicheren wahrnehmung der Aufgaben
der ZMK-Kliniken beiträgt, bleibt die verwirklichung äieser Maänah-
men weitgehend kostenneutral.
Die Empfehlungen zielen nicht darauf ab, die Zahl der studienanfän-
ger an den bestehenden ZMK-Kliniken zu verringern. soweit sich ein-
zelne Maßnahmen kapazitätssenkend auswirken, sollten sie durch
eine verbesserung der entsprechenden Ausstattung kapazitätsneutral
kompensiert werden.

I. Personal

1. Wissenschaftliche Mitarbeiter und Hochschulassistenten
Für die Gewinnung wissenschaftlicher Mitarbeiter für Forschung und
Lehre müssen vordringlich die voraussetzungen für eine höhere-ver-
weildauer geschaffen werden.
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a) Unmittelbar in den Hochschulen wirksame Maßnahmen

(1) Die Tätigkeit an einer ZMK-Klinik kann nur dann attraktive Bedin-
gungen für Absolventen des Studiengangs bieten, wenn die wissen-
schaftlichen Mitarbeiter nicht von Anfang an mit der gesamten Lehr-
belastung der Stellengruppe zeitlich in Anspruch genommen werden.
Um ein allmähliches Hineinwachsen der Mitarbeiter in das Aufgaben-
gebiet der Lehre zu ermöglichen, sollten die Länder bei der Regelung
der Lehrverpflichtung und damit auch der kapazitätsrechtlich wirk-
samen Vorschriften eine zeitlich gestaffelte, flexible Regelung der
Lehraufgaben der wissenschaftlichen Mitarbeiter vorsehen. Bei un-
verändertem Lehrdeputat der einzelnen Stellengruppen sollten die
wissenschaftlichen Mitarbeiter im ersten Jahr nach der Approbation
von Lehraufgaben teilweise entlastet werden. Die Hochschulen sollten
den in den Lehrverpflichtungsverordnungen enthaltenen Spielraum
soweit wie möglich hierfür nutzen.

Die tatsächliche individuelle Lehrverpflichtung muß einerseits der
Rechtsprechung zum Numerus clausus Rechnung tragen, andererseits
aber auch so begrenzt sein, daß für die Wahrnehmung der nicht lehrbe-
zogenen Aufgaben ausreichend Zeitnr Verfügung steht.

Zur Verbessemng der Arbeitsbedingungen der wissenschaftlichen
Mitarbeiter hielte es der Wissenschaftsrat für gerechtfertigt, das Lehr-
deputat auf drei Semesterwochenstunden zu senken. Aufgrund der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes erscheint es jedoch
zweifelhaft, ob dies durchsetzbar wäre. Darüber hinaus hätte dies
Präjudizwirkungen für andere NC-Fächer - insbesondere für die All-
gemeine Medizin. Außerdem hätte eine Reduzierung des Deputats von
vier auf drei Semesterwochenstunden eine Verringerung der Zulas-
sungszahlen von 1 700 auf höchstens 1 400 zur Folge. Angesichts der
Schärfe des Numerus clausus und der zahnmedizinischen Versor-
gungssituation kann diese Maßnahme nicht empfohlen werden. Zwar
könnte eine Senkung des Lehrdeputats durch eine Vermehrung der
Stellen für wissenschafttiche Mitarbeiter ausgeglichen werden. Hier-
für müßten aber je Semesterwochenstunde Deputatsenkung rund 250

zusätzliche Stellen geschaffen werden' Dies ist zwar nicht unmöglich,
erscheint jedoch angesichts der schwierigen Haushaltslage und des
Anteils unbesetzter Stellen kaum realisierbar.

Statt dessen sollten zur Stärkung des Forschungspotentials Stellen für
wissenschaftliche Mitarbeiter geschaffen werden, deren vertraglich
festgelegten Dienstpflichten allein in der Durchführung oder Unter-
stütiung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben liegen.
Daneben sollten die Stellen für technisches und sonstiges Hilfsper-
sonal und die Zahl der für die Forschung notwendigen Geräte erhöht
werden. Ein höherer Anteil von SteIIen für Forschungspersonal würde
die Möglichkeit eröffnen, wissenschaftliche Mitarbeiter, die beson-
deres Interesse an der Forschung zeigen, für begrenzte Zeit vollständig
oder in einem sinnvoll befristeten Turnus auf solchen Stellen von Lehr-
aufgaben zu entlasten.



(2) Die praktische und wissenschaftliche Fort- und weiterbildung hat
Bedeutung für die Entscheidung über den beruflichen werdegang-. Die
Länder sollten dafür sorge tragen, den umfang der Lehrverpnicitung
der wissenschaftlichen Mitarbeiter und Hochichullehrer ueim nrtas
der Regellehrverpflichtungsverordnungen so festzulegen, daß für die
Fortbildung entsprechend dem hierfür erforderlichen tatsächlichen
Arbeitsaufwand ausreichend Zeit zur Verfügung steht.

wegen der Bedeutung dieser Leistungen für ein längeres verbleiben
der Mitarbeiter an den ZMK-Kliniken schlägt der wissenschaftsrat
vor, daß sich die Zahnärztekammern darauf verständigen, wissen_
schaftliche Mitarbeiter, die mindestens ein Jahr an der Hochschule
tätig waren, kostenlos an den dort angebotenen Fortbildungsveran-
staltungen teilnehmen zu lassen.

Mittelfristig müssen die Hochschulen wieder Fortbildungsveranstal-
tungen anbieten, die die wissenschaftlichen Mitarbeiteriegelmäßig
wahrnehmen können. Für die verschiedenen Fächer sollterischwer-
punkte an einzelnen Hochschulen entwickelt werden, die auch für Mit-
arbeiter anderer Hochschulen einer Region offen stehen. Die
medizinisch-theoretischen Institute sollten die Fortbildung in den
ZMK-Kliniken mit zahnmedizinisch relevanten veranstaltungen un-
terstützen. Darüber hinaus sollten die Hochschulen für einzelne wis-
senschaftliche Mitarbeiter Mittel zur verfügung stellen, damit diese
Forschungs- und besondere Fortbildungsveranstältungen oder kürzer
befristete Fortbildungsaufenthalte - etwa zum Erlernen neuer Behand-
Iungsverfahren - im Ausland wahrnehmen können.

Dabei kann es nicht darum gehen, Fortbildungsveranstaltungen aus-
schließlich an Hochschulen anzubieten, zumal eine Reihe von-Länder-
gesetzen den Zahnärztekammern die wahrnehmung von Fortbil-
dungsaufgaben ausdrücklich auferlegt hat. wohl aber muß es wieder
möglich werden, daß die wissenschaftlichen Mitarbeiter aus ihrer Ar-
beit an der Hochschule Nutzen für ihre künftige berufliche Tätigkeit
ziehen können.

(3) Die Länder sollten die Vergabeverordnung dahingehend ändern,
daß sie die vorabquote im Fach Zahnmedizin für studienbewerber, die
sich für die Dauer von mindestens fünf Jahren für eine Tätigkeit im
öffentlichen Gesundheitsdienst verpflichten, von derzeit 2 auf 60/o er-
höhen. Die Tätigkeit an einer ZMK-KIinik sollte - wie dies derzeit
bereits in Hessen gehandhabt wird - auf diese euote angerechnet wer-
den. Zwar kann dieser weg weder qualitativ noch quäntitativ einen
ausschlaggebenden Beitrag zur Gewinnung von wiisenschaftlichem
Personal bewirken; immerhin könnten dadurch aber ab Mitte der g0er
Jahre jährlich rund 50 Mitarbeiter gewonnen werden, so daß gegen
Ende des Jahrzehnts etwas mehr als 200 Mitarbeiter auf diesem-wäge
in den ZMK-KIiniken tätig wären. Das entspricht etwa der Größenord-
nung des Personalbedarfs der neu in Betrieb zu nehmenden ZMK_
Kliniken.
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(4) Eine formale Weiterbitdung gibt es nur in den Fachrichtungen
Kieferorthopädie und Oralchirurgie. Aufgrund der höheren Verweil-
dauer der wissenschaftlichen Mitarbeiter in diesen Fächern sind die
personellen Probleme dort geringer.

Da die zahnmedizinische Versorgung auch in der Zahnerhaltungs- und
Zahnersatzkunde zunehmend differenzierte und schwierige Anfor-
derungen an die niedergelassenen Zahnärzte stellt, wäre daran zu den-
ken, gäeignete Arten der Fortbildung teilweise zu formalisieren' Die
wissenschaftlichen Fachgesellschaften sollten ihre Bemühungen fort-
setzen, in Zusammenarbeit mit den Kammern zusätzliche weiterbil-
dungsregelungen hierfür zu erarbeiten. Um eine Zersplitterung durch
weitire Spezialisierung zu vermeiden, sollte allerdings neben den Fä-

chern oralchirurgie und Kieferorthopädie keine weitere Fachzahn-
arztbezeichnung angestrebt werden. Vielmehr sollten Zahnärzte nach
einer mindestens dreijährigen Tätigkeit in einem Spezialgebiet an
einer ZMK-Klinik das Recht erhalten, durch einen Zusatz auf die dabei
erworbene besondere Qualifikation hinzuweisen (z' B' Kinderzahn-
heilkunde, Parodontologie, orale Rehabilitation). Daraus sollte aller-
dings von diesen Zahnärzten keine Erhöhung der Vergütungssätze ab-
geleitet werden können.

Daneben kämen weitere Maßnahmen in Betracht, deren Wirkungen
auf die sicherung des wissenschaftlichen Nachwuchses nur begrenzt
sind, die aber die geschilderten Maßnahmen im Einzelfall ergänzen
und verstärken können.

(5) Die Hochschullehrer sollten wissenschaftliche Mitarbeiter, die
mindestens zwei Jahre an einer ZMK-Klinik tätig waren, dazu anregen,
von den vorhandenen Möglichkeiten von Auslandsaufenthalten mehr
Gebrauch zu machen. Dadurch könnte der Erfahrungshorizont dieser
Mitarbeiter ausgeweitet und ein Anreiz für eine Verlängerung der
Verweildauer an der Hochschule geschaffen werden.

(6) In manchen Fällen streben Absolventen des Studienganges eine
mogtictrst breite Fortbildung in mehreren Fachrichtungen der Zahn-
meäizin an. Diesen Witrschen sollten die ZMK-Kliniken dadurch ent-
gegenkommen, daß bei der Einstellung eine Beschäftigung in meh-
reren Abteilungen zugesichert wird.

(7) Der Zahnmedizin sollten Stellen für Hochschulassistenten über den
derzeit vorhandenen Stellenbestand hinaus zur verfügung gestellt
werden, denn eine Umwandlung vorhandener Stellen in Stellen für
Hochschulassistenten würde das verfügbare Arbeitsvolumen für die
Patientenversorgung und ftir die Lehre schmälernt)'

voraussetzung dafür, daß stellen für Hochschulassistenten besetzt
werden können, wäre in der Kieferorthopädie und in der oralchirurgie
die unbeschränkte Anerkennung der in dieser Position verbrachten
Zeit als weiterbildungszeit im sinne der weiterbildungsordnungen.

1) Medizinempfehlungen 1976: a.a.O., S' 139 - 142.
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Darüber hinaus sollte geprüft werden, ob angesichts der geringen ver-
weildauer der wissenschaftlichen Mitarbeiter an den Hoihschlulen die
Dauer der praktischen Tätigkeit, die für die Ernennung zum Hoch_
schulassistenten vorgeschrieben ist, auf zwei Jahre ver[ürzt werden
kann.

b) Mittelbar in den Hochschulen wirksame Maßnahmen
(1) Nach Artikel20 der Richtlinien des Rates der EG vom 25. Juli 197g
für-die gegenseitige Anerkennung der Diplome, prüfungszeugnisse
und sonstigen Befähigungsnachweise des Zahnarztes 1) sollen diä vor-
bereitungszeiten vor der Niederlassung in einer praxis nach einem
Anpassungszeitraum von acht Jahren entfallen. Der wissenschaftsrat
empfiehlt, den in dieser Richtlinie vorgegebenen zeitlichen Rahmen
für die Beibehaltung einer vorbereitungizeit vor der Niederlassung
eines Zahnarztes in der Praxis auszuschöpfen. ob und inwieweit später
e.ine verändemng dieser Richttinien anzuregen ist, wird nach vor-
liegen weiterer Erfahrungen über die Entwicklung der Zahnmedizin
zu prüfen sein.

(2) Allein zwischen 1970 und 1977 hat sich die Zahl der Ausländer, die
sich als behandelnd tätige Zahnärzte in der Bundesrepublik Deutsch-
Iand niedergelassen haben, von 700 auf 1 700 erhöht2i. Nach Inkraft-
treten der EG-vorschriften über die Niederlassungsfreiheit zu Beginn
des Jahres 1980 ist damit zu rechnen, daß die Zahl der ausländischen
Zahnärzte weiter ansteigen wird. Dies sollte von den Kammern und
Verbänden im Wege der Beratung unterstützt werden.
(3) Bevor sich ein Zahnarzt in eigener praxis niederlassen kann, muß er
mindestens eine dreimonatige Tätigkeit in einer Kassenpraxis nach-
weisen, wenn er zur Behandlung von versicherten der gesetzlichen
§-rglr_elkassen zugelassen werden will. Da die Tätigkäit an einer
ZMK-Klinik auf die für die kassenärztliche Tätigkeit ntitige vorbe-
reitungszeit nicht in vollem umfang angerechnet wird, haben sich bis-
her Assistenten der ZMK-Kliniken spätestens drei Monate vor ihrer
Praxiseröffmrng um eine Assistentenstelle in einer Kassenpraxis be-
müht. Der wissenschaftsrat empfiehlt, die Tätigkeit als wissenschaftli-
cher Mitarbeiter an einer ZMK-Klinik voll aui die vorbereitungszeit
anzurechnen.

l\ Zv Sicherung einer ausreichenden ZahI geeigneter patienten für
Forschung und Lehre sollte eine Reihe von struktüreren Maßnahmen
geprüft werden. Dazu gehört zum Beispiel eine Anderung der Verträge
mit den RVo- und Ersatzkassen. Darüber hinaus sollten die staatlichÄn
Gesundheits- und Sozialdienste gebeten werden, geeignete patienten
zu empfehlen.

t) Amtsblatt der EG,21. Jg., vom 24.8. tgt9,S.233lt, Nr. 78I6S6/EWG.
2) Wido-Materialien, Zahnärzteangebot bis zum Jahr 2000, Hq. Wissenschaffli_

ches Institut der Ortskrankenkaisen, Bonn 1g78, S. 1g.
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c) Finanzielle Anreize

Der Einfluß des EinkommensgefäIles zwischen den Zahnärzten in frei-
er Praxis und in der Hochschule könnte dadurch gemindert oder aus-
geschaltet werden, daß den wissenschaftlichen Mitarbeitern in der
Zahnmedizin für einen begrenzten Zeitraum eine persönliche Zulage
zu ihrem Einkommen nach dem BAT oder der Besoldungsordnung ge-
währt würde. Diese Zulage könnte nach der Verweildauer in der ZMK-
Klinik gestaffelt werden.

Der Wissenschaftsrat spricht sich jedoch gegen eine derartige Maß-
nahme aus, da sie finanziell zu aufwendig wäre, eine einseitige Bevor-
zugung einzelner Personengruppen darstellte und Präzedenzwirkun-
gen für andere Fächer hätte. Sonderzulagen lassen sich nur dann recht-
fertigen, wenn ihnen eine besondere, für dieses Fach spezifische Lei-
stung gegenübersteht. Dagegen wären Initiativen von Einrichtungen
außerhalb der Hochschulen zu begrüßen. Ahnlicheshat unter anderem
der Fond der Chemischen Industrie mit großem Erfolg praktiziert.

In einem Modellvorhaben hat die Zahnärztekarnmer Baden-
Württemberg Stipendien für wissenschaftliche Mitarbeiter bereitge-
stellt, die mindestens 18 Monate an einer Zahnklinik tätig waren und
mindestens weitere 12 Monate dort verbleiben möchten. Dabei handelt
es sich um Zuwendungen, die über die von der Hochschule gezahlte
Vergütung hinaus gewährt werden. Der Wissenschaftsrat begrüßt
diese Initiative der zahnärztlichen Selbstverwaltungsorgane und regt
an, daß auch die Kammern anderer Länder übergangsweise auf diese
oder ähnliche Weise einen Beitrag zur Verbesserung der Situation der
wissenschaftlichen Mitarbeiter in der Zahnheilkunde erbringen.

2. Hochschullehrer

Da nach den bisherigen Erfahrungen mit zunehmender Verweildauer
junger Zahnmediziner an den ZMK-Kliniken ihr Interesse und Ver-
ständnis für Fragen von Forschung und Lehre wächst, können langfri-
stig schon die unter I. 1. skizzierten Maßnahmen einen Beitrag zur
Löiung des Problems des Hochschullehrernachwuchses erbringen. Sie
reichen allerdings nicht aus, um die Nachwuchssituation zu entschär-
fen.

a) Verbesserung der Arbeitsbedingungen

(1) Die Zahl der C4-Stellen sotlte in den kommenden Jahren schritt-
weise erhöht werden. Die Ausweitung der Zahl dieser Stellen,muß
zeittich so gestaffelt werden, daß sie der Entwicklung der Zahl der
Habilitationen Rechnung trägt.

Um die in Bau oder Planung befindlichen ZMK-Kliniken in Betrieb
nehmen zu können, müssen in den kommenden fürrf Jahren etwa 30

weitere C4-Stellen geschaffen werden. Zugleich muß eine angemes-
sene Zahl von Stellen für wissenschaftliche und nichtwissenschaftliche
Mitarbeiter bereitgestellt werden.
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Längerfristig sollten weitere c4-stellen qeschaffen werden. Hierzu
muß die Zahl der Habilitanden erhöht wärden. Auf die Möglichkeit
von Habilitandenstipendien und von Forschungsstipendien dir Deut-
schen Forschrrngsgemeinschaft für Forschungsvorhaben in der eige-
nen Klinik sollte verstärkt hingewiesen werden. Ziel dieser Maßnahme
sollte es sein, der notwendigen Differenziemng der Forschungsauf-
gaben in der Zahnmedizin gerecht zu werden unä zugleich durcf, eine
verbesserung des zahlenmäßigen verhältnisses von Hochschulleh-
rern zu wissenschaftlichen Mitarbeitern die nach dem HRG vorge_
seh-ene Anleitung und Betreuung bei Krankenversorgung, Forschuirg
und Lehre zu verbessern. Zugleich sollen damit die F-ort--und weiter-
bildung der wissenschaftlichen Mitarbeiter verbessert und in Einzel-
fällen, soweit besonders viele Studenten zu betreuen sind, parallellehr-
stühle eingerichtet werden können. Eine übersicht über mögliche, für
eine Differenzierung geeignete Fachgebiete findet sich in Anhang II
dieser Empfehlung.

(2) um die verbindr.rngen der Zahnmedizin zur übrigen Medizin und
zu den natur- und ingenieurwissenschafttichen Fächern zu verbessern,
sollten diese Fächer wissenschaftler ideell und finanziell fördern, die
sich mit zahnmedizinisch relevanten Forschungsprojekten befassen.
Die Entwicklung von größeren Forschungsvorhaben mit interdiszi-
plinären Fragestellungen und untersuchungsmethoden ist in An-
hang II anhand von drei ausgewählten Beispielen dargestellt.
Bestehende Möglichkeiten für Freisemester, Forschungsfreijahre und
stipendien für Forschungsaufenthalte an ausrändischen Foischungs-
stätten sollten verstärkt ausgeschöpft werden. voraussetzung hierftir
ist, daß für die Zeit der Abwesenheit eine vertretung möglichlst. Dem
stehen zr:l Zeit noch die kapazitätsrechtlichen vorsihriften entgegen.
wird die Lücke des Lehrdeputats, die durch eine besetzte, abär vor-
übergehend licht für die Lehre verfügbare Hochschullehrerstelle ent-
steht, durch Überbrückungsmaßnahmen - zum Beispiel durch die ver-
gabg v9n Lehraufträgen - geschlossen, geht dieses 

-Deputat 
zusätzlich

rn die Kapazitätsermittlung ein und ftihrt zu einer Steigerung der
Zulassungszahlen, ohne daß sich das tatsächliche Lehrangäbot värän-
dert hätte. Diese wirkung ließe sich durch eine vergleichsi,r,eise gerin-
ge Anderung der Kapaziiätsverordnung vermeiden.
(3) um Forschungssemester und Auslandsaufenthalte zu ermöglichen,
ohne Umfang und Qualität des Lehrangebots zu beeinträchtigä, kom_
men verschiedene Möglichkeiten in Frage. Dabei müßte in Anbetracht
der besonderen Lage des Faches vorübergehend von dem Grundsatz
abgewichen werden, daß Forschungssemester nur kostenneutral ge-
währt werden. Die durch Forschungssemester und Auslandsaufenthal-
te entstehende Lücke des Lehrdeputats könnte wie folgt ausgeglichen
werden:

- Lehraufträge an niedergelassene Zahnärzte
An schweizerischen Hochschulen nehmen praktizierende zaltnärz-
te seit mehreren Jahren erfolgreich an der Lehre teil. Bisher sind in
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der Bundesrepublik Deutschland entsprechende Versuche an der
Universität Bonn und der Medizinischen Hochschule Hannover ge-
macht worden. Dabei zeigte sich, daß die Bereitschaft für solche
Lehraufträge schwach war. Ungeachtet dessen sollten sich die
Hochschulen weiter darum bemühen, niedergelassene Zahnärzte
in größerem Umfang für eine Mitwirkung an Lehrveranstaltungen
zu interessieren. Voraussetzung für die Lehrtätigkeit nicht zur
Klinik gehörender Zahnärzte ist eine Abstimmung der Lehrinhalte
und -methoden mit den Hochschullehrern.

- Teilzeitstellen
Es könnte zweckmäßig sein, Teilzeitstellen für wissenschaftliche
Mitarbeiter einzurichten. Solche Teilzeitstellen werden allerdings
nur in beschränktem Umfang zubesetzen sein. Siekommen in erster
Linie für TabnärztelZtrhnärztinnen in Betracht, die keine eigene
Praxis grürrden möchten.

- Beschäftigung ausländischer Zahnmediziner
Um Kapazitätsdefizite abzudecken und um qualifizierte Kräfte für
die Betreuung von wissenschaftlichen Mitarbeitern zu gewinnen,
sollte von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, über die
Organisationen des Wissenschaftleraustauschs ausländische Zahn-
mediziner in den ZMK-Kliniken zu beschäftigen. Hierftir kommen
in erster Linie Zahnärzte aus den Mitgliedstaaten der EG sowie aus

Norwegen, der Schweiz, Schweden, Finnland, den USA und Au-
stralien in Betracht.

Diese Maßnahmen könnten eine zeitweise Freistellung der Hoch-
schullehrer für die Wahrnehmung von Forschungsaufgaben ermögli-
chen. Sie stellen aber Hilfsmaßnahmen dar. Nach den bisherigen Er-
fahrungen ist nicht damit zu rechnen, daß diese Maßnahmen kurzfri-
stig größere Entlastungswirkungen mit sich bringen. Sie können
jedoch die Voraussetzungen für eine Tätigkeit in der Forschung ver-
bessern.

b) Finanzielle Anreize

Um die Tätigkeit in den ZMK-Kliniken gegenüber der Arbeit in den
freien Praxen attraktiver zu machen, wäre die Gewährung einer beson-
deren Zulage an Hochschullehrer der Zahnmedizin denkbar. Der Wis-
senschaftsrat lehnt derartige Maßnahmen aus den gleichen Gründen
wie bei den wissenschaftlichen Mitarbeitern ab. Dagegen wäre an fol-
gende Regelungen zu denken:

(1) Die Schwierigkeiten der ZMK-Ktiniken, Hochschullehrerstellen
unterhalb des C4-Niveaus zu besetzen, zeigen, daß an der Hochschule
tätige junge Zahnmediziner praktisch nur die Position eines in seiner
Arbeit selbständigen und zur Privatliquidation berechtigten -A.b-

teilungsleiters mit der Position eines Zahnarztes in eigener Praxis als
gleichwertig ansehen.

Nach den inzwischen verabschiedeten Empfehlungen der Kultusmini-
sterkonferenz zur Vereinheitlichung des Nebentätigkeitsrechts im
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Hochschulbereich ist eine Ausweitung der Nebentätigkeiten über den
derzeitigen Stand hinaus grundsätzlich nicht mtigtictr. In diesem
Zusammenhang ist die Frage, ob und inwieweit die Eigenhändigkeits-
klausel t) eine Ausweitung des Rechts auf Nebentätigkeit auf Iihaber
von C3-Ste1len zuläßt, unter dem Gesichtspunkt der Einkommensun-
terschiede gegenüber den Inhabern freier praxen zu prüfen. Alternativ
sollte daran gedacht werden, daß ein Teil der privaf hquidierten Ein-
nahmen über ein Poolsystem auf die Hochschullehrer des Faches ver-
teilt wird.
(2) Seit 1976 vergibt der Bundesverband der deutschen Zahnärzte an
wissenschaftliche Mitarbeiter, die mindestens zwei Jahre als Assisten-
ten an ZMK-KIiniken tätig waren und die eine Habilitation anstreben,
Stipendien. Es handelt sich dabei wie bei den unter I. 1. c geschilderten
Stipendien um Zuwendungen, die über die von der Holhschule ge_
t_r.asg.re vergütung hinaus gezahlt werden. sie werden in der Regel für
die Dauer von drei Jahren gewährt und sind an die Bedingung ge_
knüpft, daß der Bewerber nach Abschluß seiner Habilitation miräe-
stens zwei weitere Jahre als Hochschullehrer an der ZMK-KIinik ver-
bleibt. Auf diese weise konnten bereits ftinf Habilitanden erfolgreich
gefördert werden. Insgesamt stehen 17 Stipendien zur verfügun!. oer
wissen_schaftsrat begrüßt diese Initiative und hält eine Auiweltung
dieses Instrumentariums für sinnvoll.
3. Nichtwissenschaftliches Personal
Traditionelle Berufe zur unterstützung des Zahnarztes sind die der
Zahnarzthelferin und des Zahntechnikers. In seinen Medizinempfeh-
lungen aus dem Jahre 19682) hat der wissenschaftsrat empfohlen, für
begrenzte, unter der Aufsicht eines Zahnarztes wahrzunehmende Auf-
gaben im Rahmen der Patientenbehandlung und -aufklärung einen
weiteren Assistenzberuf zu schaffen. Aufgrund dieser Anregung hat
der Bundesverband der deutschen Zahnärzte eine Musterweitärbil-
dungsordnung für die zahnmedizinische Fachhelferin vorgelegt.
Einige Kammern haben weiterbildungsordnungen erlassen, ändeie
bereiten den Ausbildungsbeginn vor.
a) Zahnarzthelferinnen
In den zurückliegenden Jahren überstieg die Zahl der Bewerberinnen
die Zahl der von den zahnärztlichen praxen zur verfügung gestellten
Ausbildungsplätze erheblich. In den universitätsstädtän besleht viel-
fach eine enge Kooperation zwischen den zahnärztlichen Ausbildungs-
stätten und den Berufsschulen bei der Ausbildung von ZahnarzthäI-
ferinnen.
Im Jahre 1978 waren in den zahnärztlichen praxen rund 45 000 3) Zahn_
arzthelferinnen beschäftigt. Auf einen Zahnarzt kamen damit igzg im

1) Eine Liquidation zahnärztlicher Leistung ist nur in dem Maße zulässig, wie
sie von dem behandelnden Hochschurlährer persönlich (eigenhändig) er-
bracht wurde.

2) Medizinempfehlungen 1968: a.a.O., S. 120
3) Schätzung des Bundesverbandes der Deutschen Zahnärzte, Köln.
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Durchschnitt 1,4 Zahnarzthelferinnen. Gleichzeitig befanden sich

23 800 schülerinnen in der Ausbildung. Im Jahr 1978 bestanden knapp
g üx) Zahnarzthelferinnen ihre Abschlußprüfung; 1976 waren es knapp
7 000, 1975 rund 6 000. Damit dürfte eine ausreichende ZahI an Helferin-
nen zur Verfügung stehen.

b) Zahntechniker(innen)

Im Jahr 1978 gab es in den etwaZ7 6ü) Zahnarztpraxen rund 5200 1)

Zahntechnikei. Auch hier steht einer wachsenden Zahl von Bewerbern
um einen Ausbildungsplatz eine begrenzlezahl an Ausbildungsplät-
zen für die fachprakiiiche Ausbildung gegenüber. Im Jahr 1978 be-

schäftigten die 32002) zahntechnischen Laboratorien 11 400t) Aus-
zubildände. Ihre Zahl nahm seit 1974 jährtich zwischen 1 000 und 1 500

zu. Damit dürfte auf mittlere sicht der Bedarf gedeckt werden können.
um genügend Zahntechniker(innen) für die Hochschulen gewinnen zu

könien, sottte die Eingruppierung der Zahntechniker im BAT über-
prüft werden.

c) Zahnmedizinische Fachhelferinnen

Für die Ausbildung zu diesem Beruf werden nach einer Aufnahme-
prüfung nur Bewerberinnen zugelassen, die eine Ausbildung als Zahn-
ärztheferin abgeschlossen und zwei Jahre in einer zahnärztlichen
praxis gearbeitöt haben. Die Ausbildung wird an den meisten Schulen
eng mit den ZMK-Kliniken abgestimmt.

Die ZahI der Bewerberinnen für diesen Beruf hat die Ausbildungs-
kapazität bislang um ein Mehrfaches überstiegen.

Fachhelferinnen könnten das wissenschaftliche Personal in den zI]dK-
Kliniken von Routineaufgaben entlasten; sie könnten übernehmen:

- in der klinischen Forschung nach Anleitung Messungen und Aus-

wertungen bestimmter Befunde und damit im Zusammenhang
stehende Dokumentationsaulgaben,

- insbesondere in den Abteilungen für Parodontologie und Zahner-
haltung Aufgaben in der vor- und Nachbetreuung der Patienten,

- Koordinierungsfunktionen bei der Einweisung von Zahnarzthel-
ferinnen und der Betreuung von Auszubildenden'

Bisher bestehen allerdings aus zwei Gründen schwierigkeiten, zahn-

medizinische Fachhelferinnen an ZMK-KIiniken zu beschäftigen' Zum
einen reicht die Ausbildungskapazität für diesen Beruf nicht aus, um
die bestehende Nachfrage befriedigen zu können. Zum anderen sind
zahnmedizinische Fachhelferinnen nicht in den BAT eingruppiert, so

daß sich ihre Tätigkeit gegenüber der der Zahnarzthelferin nicht ab-

grenzen Iäßt. Im Iirteresie der ZMK-Kliniken, aber auch des öffentli-
ähen Gesundheitswesens, sollte dieses Problem so rasch wie möglich

Schätzung des Bundesverbandes der Deutschen Zahnärzte, Köln'

schätzung des verbandes Deutscher Zahntechniker-Innungen, Frankfurt.
1)

2l
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gelöst werden. um die vorhandenen und neu zu schaffenden Stellen
besetzen zu können, sollten die Tarifpartner die Tätigkeitsmerkmale
der Fachhelferinnen im BAT verbindlich regeln.

d) Sonstiges Personal

Eine spürbare Entlastung des wissenschaftlichen personals wäre auch
durch eine angemessene Ausstattung mit verwaltungskräften zu errei-
chen. Zugleich könnten dadurch die modernen vtoglictrkeiten der In-
formationsverarbeitung - auch im Interesse der Färschung - besser
genutzt werden.

um eine ausreichende Ausstattung der ZMK-Kliniken mit nichtwis-
senschaftlichem Personal zu erreichen, ist zum einen die schaffung
einer hinreichenden stellenzahl und zum andern die Gewährleistung
der voraussetzungen für eine Besetzung dieser Stellen notwendig. Be:i
der Schaffung zusätzlicher stellen fi.lr Hilfspersonal ist zu berücksich-
tigen, daß eine verbesserte Ausstattung die Effektivität des wissen-
schaftlichen Personals in der Krankenversorgung nachhaltig beein-
flußt t). Ein großer TeiI der personalausgaben wirdäaher durct zusätz-
lich erwirtschaftete Einnahmen ausgeglichen, so daß die Nettobela-
stung der Länderhaushalte gering ist. Voraussetzung hierftir ist aller-
dings, daß der Patientenzugang zu den ZMK-Klinikän nicht limitiert
wird.

II. Forschung

1. Allgemeine Fragen

Erfolgreiche zahnmedizinische Forschung setzt bei dem gegenwärtig
erreichten stand der wissenschaft eine ständige Zusammäärbeit zwi-
schen klinisch tätigen Zahnmedizinern, Mediiinern sowie Natur- und
Ingenieurwissenschaftlern voraus. Größere zahnmedizinische For-
schungsprojekte sind mehr als frütrer nur unter Einbeziehung von Me-
thgden der experimentell arbeitenden natur- und ingenieirrwissen-
schaftlichen Grundlagenfächer zu bewältigen.
Der wissenschaftsrat hält eine wiederbelebung der zahnmedizini-
sche:r Forschung am ehesten für erreichbar, *enri die Forschung auch
zuktinftig in den Hochschulen angesiedelt bleibt. Andere Mdglich-
keiten, die er ebenfalls untersucht hat - etwa eine Konzentratioä der
zahnmedizinischen Forschung in einer außeruniversitären For-
schungseinrichtung -, hält e-r nicht für geeignet. Ein solches Konzept
gefährdete die verbindung der zahnmedizinischen Forschung mit där
Lehre. Ein zentrales Forschungsinstitut würde sehr bald ein isoliertes
Eigenleben führen, da es nicht über die notwendige verbindung zu
den übrigen medizinischen und naturwissenschaftliihen Fächern ver-
fügt und das notwendige Zusammenwirken mit der Krankenversor-

1) !*vl'.Analyse.v-on Daten zu Leistungen, Einnahmen und Kosten von ZMK-
§l':lk:1llgi-"\!s{:rpp".zghnmedizin an der phitipp.-U"i"äiritairii*1rrg.
r.ler Hessische Kultusminister, schriftenreihe Holhschulen 2, wiesbadeä,
Januar 1981, S. 160 ff.
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gung keine ausreichende Grundlage hätte. Aufgrund {er Kgnze_ntra-

t"ion"von Forschungspersonal in einer Einrichtung außerhalb der Hoch-

schulen bestünde übLrdies die Gefahr, daß die für Forschungsaufgaben
qualifizierten Mitarbeiter aus den Hochschulen abwandern würden.

Eine Schwächung der zur Zeit noch vorhandenen Forschungskapazität
der Hochschulen wäre zu befürchten. An den meisten Hochschulen
haben sich Ansatzpunkte für die zahnmedizinische Forschung erhal-

ten. Nach Ansichtäes Wissenschaftsrates wird es eher und erfolgrei-
cher möglich sein, hier anzuknüpfen'

2. ForschungsschwerPunkte

Gegenwärtig bestehen nur an wenigen zMK-Kliniken der Bundes-

r"pirUtit Deütschland die Voraussetzungen für größer angelegte- For-

scirungsprojekte. Aus diesen Gri.inden hält es der Wissenschaftsrat
zunacüsi füi notwendig, daß sich die Hochschullehrer des Faches ver-
stärkt um die Ausarbeitung von Forschungsvorhaben bemühen, die
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft als Forschungsschwer-
punkte anerkannt und finanziert werden können. Hierfür eignen sich

Lesonders die neu errichteten Forschungs- und Ausbildungsstätten.
Das notwendige Personal müßte so weit wie möglich übe_r D-rittmittel
finanziert *eräen. Damit sollte sichergestellt werden, daß dieses wis-
senschaftliche Personal tatsächlich die geplanten Aufgaben in der For-

schung wahrnehmen kann und nicht durch zusätzliche Lehrverpflich-
tungei des Faches absorbiert wird. Im Interesse einer Stärkung der

inte-rdisziplinären Zusammenarbeit sollten zunächst verstärkt For-

schungspiojekte und -schwerpunkte geplant werden, in denen Absol-
ventei riaturwissenschaftlicher, ingenieurwissenschaftlicher und aII-

gemein medizinischer Fächer einen quantitativ bedeutsamen Beitrag
ärbringen können. Daneben sollten auch Forschergruppen über das

Verfahien der Deutschen Forschungsgemeinschaft gefördert werden.

Darüber hinaus sollten die Hochschullehrer der Zahnmedizin prüfen,

mit welcher Aufgabenstellung und an welchen Hochschulen mittel-
und langfristig sonderforschungsbereiche errichtet werden können.

3. Dissertationen

Die Forschung in einem Fachgebiet wird durch Zahl und Anspruchs-

höhe der Promotionen erhebliih gefördert. Die Promotionsquote (ZahI

der Promovierenden zur Zahl der Absolventen) ist in der Zahnmedizin
nach Auskunft der Hochschulen in den vergangenen Jahren gesunken.

Dagegen promoviert ein erheblicher TeiI der Absolventen des

Stuäiängangs Zahnmedizin in allgemein medizinischen Fächern. Der
Wissensihaftsrat strebt keine grundsätzliche Einschränkung der

Promotionsmöglichkeiten außerhalb der Zahnmedizin an, da die not-
wendige Verbirdung der Zahnmedizin zu den übrigen medizinischen
fachgäbieten nicht [eeinträchtigt, sondern unter Beachtung der be-

sondären fachlichen Bezüge eher vertieft werden sollte. Eine Er-

höhung der Zahl der C4-Stä[en in der Zahnmedizin sollte allerdings
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auch dazu genutzt werden, den Anteil der von professoren der Zahn-
medizin verantwortlich betreuten promotionen zu steigern.
wenn Dissertationsthemen zuweilen schon während des studiums aus-
gegeben und bearbeitet werden, kann dies das Anspruchsniveau sol-
cher Arbeiten erheblich beeinträchtigen. Dissertatiönsthemen sollten
daher in den medizinischen Fachgebieten, auch in der Zahnmedizin,
grundsätzlich nur an Bewerber-mit abgeschlossenem Studium verge-
ben werden. An einigen Hochschulen (ium Beispiel an der universität
Gießen) ist dies bere-its so vorgesehen)

4. Personal- und Organisationsstruktur

Die.Forschung in der Zahnmedizin kann in einigen FäIlen durch or-
ganisatorische Maßnahmen unterstützt werden.
a) Abteilungsgliederung

um die angestrebte Berebung der Forschung in der Zahnmedizin ab-
zusichern, wäJ9 für größere ZMK-Kliniken die Entwicklung einer dif-
ferenzierten Abteilungsstruktur zu erwägen. Dabei wären'innerhalb
der durch die klassischen Fächer definieiten Fachgruppen Abteilun-
gen mit speziellen fachlichen und wissenschaftlichän §chwerpunkten
einzurichten. Eine derartige Differenzierung entspricht der lnterna-
tionalen Tendenz in der Zahnmedizin. Sie wüide eiauch ermöglichen,
die Stellenstruktur der ZMK-Kliniken zugunsten des Ante-ils von
C4-Stellen zu verbessern.

Der wissenschaftsrat empfiehlt, für größere Zahnkliniken eine schritt-
weise verselbständigung von bisher nicht vertretenen Fachrichtun-
gen zu prtiLfen. Dieser Ausbau sollte sich an den örtlich vorhandenen
personellen und räumlichen Ansätzen ausrichten. wenn die Zahl der
c4-Stellen erhöht wird, sollten an einzelnen Hochschulen auch ex-perimentelle Lehrstühle geschaffen werden.
b) Stellung der ZMK-Kliniken innerhalb des Klinikums
Die Zahnmedizin verfügte in den medizinischen Fakultäten oder Fach-
bereichen bisher häufig nicht über die ihrer Ausstattung, ihrem Aus-
gabevolumen und ihrem personarbestand entsprechendä Stellung.
Der wissenschaftsrat empfiehtt, daß die ZMK-Kliniken im vorstand
des Gesamtklinikums ständig vertreten sein sollten. Dies hat aeiwis-
senschaftsrat in seinen Medizinempfehlungen aus dem Jahre 1976 be-
reits vorgeschlagen.

III. Lehre

Mit Abschluß seiner Ausbildung erhält der Absolvent eines Zahn-
medizinstudiums das Recht zur selbständigen Ausübung der Zahnleil-
kgrd9. voraussetzung für die vermitttun! aer euarifiriation zui setn-
ständigen Krankenbehandrung ist eine umfassende Einübung hand-
werklicher Fertigkeiten während des studiums. Die Ausbilduig muß
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von einer Lehre getragen sein, die einen Mindeststandard nicht unter-
schreiten darf. Eine Sicherung der Qualität der Lehre ist allein in der

verbindung mit der - im Falle der Zahnmedizin erst einmal wieder-
zubelebenden - Forschung möglich. Daher bedarf es einer Reihe von

Maßnahmen auch bei der Praxis der Zulassung zum Studium, deren
verwaltungstechnischer Aspekt über die tatsächlichen Auswirkungen
nicht hinwägtäuschen sollte. Sie zielen darauf ab, gü,nstige Randbedin-
gungen ftir die Forschung und zur Gewinnung wissenschaftlichen
I{ac[wuchses zu gewährleisten. Sie haben somit' flankierenden
Charakter.

Aufgrund der EG-Richtlinien erfordert ein zahnmedizinisches
Studium mindestens fünf Studienjahre. Das erfordert einen Durch-
schnitt von 37 Semesterwochenstunden pro semester. Nach dem Ent-

wurf der Studienreformkommission Zahnmedizin bei der Kultusmini-
sterkonferens r) |eträgt die geforderte Pflichtstundenzahl im Beispiel-
studienplan I in sechs semestern und im Beispielstudienplan II in vier
Semestärn mehr als 40 Semesterwochenstunden. Diese Stundenzahl ist
zu hoch, um Raum für theoretische Lehrveranstaltungen (zum Beispiel
Seminare, Kolloquien), die einen erheblichen Vor- und Nachbe-
reitungsaurwand für die studenten erfordern, zu lassen. Bei den

weiteön überlegungen zur Studienreform sollte daher darauf geach-

tet werden, daß die ZahI der erforderlichen unterrichtsstunden mög-

Iichst gleichmäßig über das Studium verteilt wird. Darüber hinaus soll-
ten mähr Wahlveianstaltungen angeboten werden, um die Studenten
mit methodischen Fragen vertraut zu machen und für wissenschaftli-
che Fragestellungen zu interessieren. Hierzu sollte geprüft werden,
wie die In den Belspielstudienplänen vorgesehenen Pflichtveranstal-
tungen gleichmäßiger über das Jahr verteilt werden können' Im In-
tere"sse öiner gleichhäßigeren Auslastung der Behandlungseinheiten
und einer kontinuierlichen versorgung der Patienten wäre insbeson-
dere daran zu denken, einen Teil der praktischen veranstaltungen in
der vorlesungsfreien Zeit anzubieten und insoweit die Lehrbelastung
während des Semesters zu senken.

Die praktische Ausbildung könnte durch Einsatz audiovisueller
Medi-en verbessert werden. Bei den Modellversuchen zur Nutzung von
Medien in der Medizin sollte daher geprüft werden, in welchem um-
fang diese Einrichtungen zur Ergänzung des Zahnmedizinstudiums
verivendet werden können und welcher personelle und finanzielle
Aufwand hierfür notwendig wäre.

Es wäre denkbar, Teile der praktischen Ausbildung der Studenten
außerhalb der ZMK-KIiniken durchzufütrren, um dadurch entweder
das Ausmaß der praktischen Tätigkeit während des Studiums zu er-

höhen oder die ZMX-Xtinit<en von Lehraufgaben zu entlasten. Da der
Umfang praktischer Übungen während des Studiums unzureichend ist,

1) Emof ehlunqen der Studienreformkommission Zahnmedizin (Entwurf), Ver-
' tiüä'"tfi"t 

"igen 
zur Studienreform 3. Hg. Sekretariat der KMK, Bonn 1980, S.

106 ff.
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könnten die studenten in einer solchen phase zusätzliche handwerkli-
che Fertigkeiten erlernen oder Grundfertigkeiten einüben. Damit
ließe sich jedenfalls eine Qualitätsverbesserung des Studiums erzielen.

Diese Praxisphase müßte als Praktikum bei einem niedergelassenen
Zahnarzt absolviert werden. sie müßte in der zweiten Haute des
studiums liegen, da Grundkenntnisse und -fertigkeiten notwendig
sind, um Nutzen aus dem Praktikum ziehen zu können. Da das Studium
normalerweise die gesamte Semesterzeit des Studenten ausfüllt und
eine verlängerung der Studiendauer nicht in Betracht kommt, muß das
Praktikum während der vorlesungsfreien Zeit absolviert werden.

Die Gestaltung einer Praxisphase außerhalb der Hochschulen wirft
allerdings eine Reihe von Fragen auf. Ein praktikum, bei dem der
student selbst unter Anleitung und Aufsicht des Zahnarztes behandelt,
erscheint nicht realisierbar. Nach einer Untersuchung der Marburger
Projektgruppe benötigt ein Student etwa elfmal so viel Zeit für eine
Behandlung wie ein niedergelassenerZahr.arztr) und arbeitet darüber
hinaus weniger sicher. somit wäre allenfalls ein Hospitationsprak-
tikum als Famulatur möglich. Der Lernerfolg eines solchän prakti-kums
ist begrenzt. Dennoch sollte geprüft werden, ob eine solche Famulatur
dazu beitragen kann, den Btick des studenten für diagnostische und
therapeutische Maßnahmen (zum Beispiel im Erkennän von Krank-
heitsbildern, schmerzreaktionen) zu schärfen. Daher sollte angestrebt
werden, zunächst eine zweimonatige freiwillige Famulatui in den
zweiten studienabschnitt aufzunehmen. Das Hospitationspraktikum
sollte möglichst früh - etwa im 5./6. Semester - absolviert werden. Da
zrlr Zeit auf einen Studienanfänger 19 Zahnärzte in freien praxen ent-
fallen, müßte ein derartiges Praktikum zu bewäItigen sein. Die Ergeb-
nisse dieser Phase sollten mit dem Ziel überprüft werden, ob eine
Famulatur in der Prüfungsordnung verbindlich vorgeschrieben wer-
den kann,

Angesichts der hohen Nachfrage nach Studienplätzen in der zahn-
medizin und der höchstrichterlichen Rechtsprechung kommt eine sen-
kung der Zulassungszahlen in der Zahnmedizin nicht in Betracht. Es
kann jedoch kein Zweifel daran bestehen, daß die vom Bundesverfas-
sungsgericht geforderte erschöpfende Nutzung der bestehenden
Kapazitäten inzwischen an allen Hochschulen verwirklicht ist. Die
quantitative Auslastung der zahnmedizinischen Ausbildungs-
kapazitäten hat sogar mittlerweile eine Grenze erreicht, deren übär-
schreiten es unmöglich machen würde, den Absolventen die zur selb-
ständigen Krankenbehandlung erforderliche Mindestqualifikation zu
vermitteln.

Das gegenwärtige system der Kapazitätsberechnung müßte überprüft
werden, damit Maßnahmen zur Verbesserung der Ausbildungs_

r) Marb_urger Projglt_qu_p-pe:_Analyse von Daten zu Leistungen, Einnahmen
und Kosten von ZMK-Kliniken, a.a.O., S. 103 f.
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qualität wirksam werden können, ohne eine Kapazitätserhöhung nach
sich zu ziehen. Diese Überprüfung sollte mehrere Ziele verfolgen:

- Im Hinblick auf die erzielte erschöpfende Auslastung der ZMK-
Kliniken müßte eine Stabilisierung der Studienanfängerzahlen an
den bestehenden ZMK-KIiniken sichergestellt werden.

- Zusätzliche personelle und sächliche Mittel, die zur Verbesserung
der Voraussetzungen für Forschung und Lehre bereitgestellt wer-
den, sollen nicht zu einer automatischen Steigerung der Zulas-
sungszahlen führen, damit diese Maßnahmen ihrer Zielsetzung ge-
recht werden können.

- Die Rechtssicherheit der Kapazitätsfestsetzung sollte durch ein ver-
einfachtes Berechnungsverfahren und durch eine möglichst hohe
Normqualität erhöht werden.

Die Rechtssicherheit der Kapazitätsfestsetzung läßt sich dadurch er-
höhen, daß aus dem Berechnungsverfahren einzelne Parameter
eliminiert werden. Unter diesem Gesichtspunkt wäre eine Beschrän-
kung auf einen Personalrichtwert als optimal anzusehen. Ein derart
vereinfachtes Kapazitätsberechnungsmodell Iäßt eine Reihe sonstiger
kapazitätsrelevanter Faktoren bewußt außer acht. Darüber hinaus
müßten für Länder und Hochschulen planerische Orientierungswerte
entwickelt werden.

Angesichts der unterschiedlichen Bedingungen an den einzelnen
Hoihschulen wäre für die Anwendung des neuen Kapazitätsberech-
nungsverfahrens eine Übergangszeit erforderlich, um im Einzelfall un-
ter Berücksichtigung dieser Orientierungswerte die Voraussetzungen
für die Anwendung eines pauschalierten Kapazitätsberechnungsver-
fahrens zu schaffen. Dies muß bei der Festlegung des Zeitplans für das

Inkrafttreten einer Neuregelung des Kapazitätsberechnungsverfah-
rens berücksichtigt werden.

FaIIs eine grundsätzliche Anderung der Kapazitätsverordnung (Kap-
VO) nicht zu realisieren ist, sollte statt dessen eine Aufhebung der
starren verbindung von zusätzlichen Ressourcen und erhöhten Zulas-
sungszahlen und eine Stabilisierung der Studienanfängerzahlen an
den bestehenden ZMK-Kliniken im bestehenden System der KapVO
durch eine Veränderung der dort vorgesehenen Grenzwerte ange-
strebt werden. Ein hoher Anteil unterbesetzter und unbesetzter Stellen
muß bislang als Defizit im Lehrangebot von den verbleibenden Mitar-
beitern aufgefangen werden. Dieser Mißstand sollte durch eine geeig-
nete Anderung des Kapazitätsrechts beseitigt werden. Hierauf hat der
wissenschaftsrat bereits in seiner Entschließung zur Entwicklung der
Lehre in den medizinischen Studiengängen vom 25. November 1979

hingewiesen.

Künftig kann es nicht mehr darum gehen, die Ausbildungskapazität
auszuweiten. Vielmehr sollten vorrangig Maßnahmen zur Verbes-
serung der derzeitigen verhäItnisse in Lehre und Forschung ergriffen
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werden. Kapazitätserweiterungen müssen auf die bereits in den Rah-
menplan aufgenommenen,Maßnahmen zur Errichtung neuer und zur
Erweiterung bestehender ZMK-Kliniken beschränkt bleiben. Im
übrigen sollten in erster Linie solche Maßnahmen verwirklicht wer-
den, die keinen Einfluß auf die Festsetzung der Zulassungszahlen
haben. Dabei ist an die schaffung von Stellen für wissensc[aftliche
Mitarbeiter zu denken, deren vertraglich festgelegte Dienstpflicht aI-
Iein in der Durchführung oder Unterstützung von Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben oder in der Patientenversorgung liegt, an die
vermehrung der stellen für technisches und sonstiges Hilfspersonal
und die Anschaffung wissenschaftlicher Geräte, die vornehmiich ror-
schungszwecken dienen.

IV. Ausbau der zahnmedizinischen Forschungs- und Ausbildungsstät-
ten

t. Flächenausstattung

zur Zeit gibt es in der Bundesrepublik Deutschland 20 zahnmedizini-
sche Forschungs- und Ausbildungsstätten. Sie verfügen über einen
Flächenbestand von 119 000 m2 Hauptnutzfläche. Weitere sechs ZMK-
Kliniken sollen zusätzlich errichtet werden, und zwar in Aachen, Bo-
9hum, Essen, Regensburg und Ulm sowie in Berlin (als zweite ZMK-
Klinik der Freien universität). Durch Ergänzungsinvestitionen an be-
stehenden Einrichtungen ist die Schaffung weiterer Hauptnutzflächen
19rgeg9,hen. Gegen Ende des Jahrzehnts gäbe es dann insgesamt 25
ZMK-Kliniken mit zusammen 196 000 m2 Hauptnutzfläche, wönn dieses
Programm realisiert werden kann. Die derzeit noch an zahlreichen
ZMK-KIiniken herrschende Raumknappheit würde dadurch langfri-
stig gemildert werden. Allerdings wird die Reduzierung der Mittel für
den Hochschulbau eine verwirklichung der im zehnten Rahmenplan
enthaltenen Baumaßnahmen, die zu Beginn des Jahres 19g1 nicht in
Angriff genommen waren, im bisher geplanten zeitlichen Rahmen
nicht zulassen.

2. Apparative Ausstattung

In seinen Zahnmedizinempfehlungen aus dem Jahre 1973 hat der wis-
senschaftsrat Modellwerte für die Ausstattung mit Ausbildungs- und
Behandlungsplätzen entwickelt. Die entsprechenden Grenzwelrte der
Kapazitätsverordnung sind dagegen durchweg enger bemessen. Bei
Ausbau- und Ausstattungsentscheidungen, die üntei langfristigen Ge-
sichtspunkten gesehen werden müssen, sind die Kapvo-Grenzwerte
als Richtwerte grundsätzlich ungeeignet, da sie eine andere - kurzfri-
stig orientierte - Funktion haben. Der wissenschaftsrat sieht keinen
Anlaß, von den in seinen Empfehlungen entwickelten Richtwerten ab-
zuweichen. sie sollten dem langfristigen Ausbau zugrunde gelegt wer-
den.
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3. Personalausstattung

Als langfristiger Zielwert sollte entsprechend den bisherigen Empfeh-
lungen des Wissenschaftsrates dem weiteren Ausbau der ZMK-
Kliniken eine Relation von einer Stelle für wissenschaftliches Personal
je Studienanfänger zugrunde gelegt werden. Dabei sollte zunächst der
Anteil der schwerpunktmäßig für die Forschung vorgesehenen Mitar-
beiterstellen überproportional ausgeweitet werden. Die angemessene
Besetzung der zur Zeit vorhandenen SteIIen, die langfristig notwen-
dige Verbesserung der Personalrelation an den gegenwärtig vorhan-
denen ZMK-Kliniken und die Ausstattung der zusätzlich geplanten
Forschungs- und Ausbildungsstätten erfordert außergewöhnliche An-
strengungen; die Verwirklichung dieses Ziels bedeutet, daß die Zahl
der wissenschaftlich qualifizierten Bediensteten im Laufe des kom-
menden Jahrzehnts signifikant erhöht werden muß.

Darüber hinaus sollten langfristig 1,5 Stellen für nichtwissenschaftli-
ches Personal je Studienanfänger zur Verfügung stehen. In diesem
Richtwert sind alle SteIIen für Zahntechniker, Zahnarzthelferinnen,
zahnmedizinische Fachhelferinnen und für Verwaltungspersonal ent-
halten.

Die Besetzung dieser Stellen wird selbst dann, wenn alle genannten
Maßnahmen möglichst rasch verwirklicht werden, nur mit großer
Mühe möglich sein. Eine darüber hinausgehende Steigerung der Aus-
bildungskapazität und damit des Personalbedarfs ist mittelfristig nicht
zu verwirklichent). Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher, daß sich
Bund, Länder und Hochschulen bis Mitte der 80er Jahre auf den im
Rahmenplan für den Hochschulbau vorgesehenen Ausbau der ZMK-
Kliniken konzentrieren. Weitere Ausbaumaßnahmen mit dem Ziel
einer Kapazitätsausweitung sollten nicht geplant und begonnen wer-
den. Der Rahmenplan für den Hochschulbau sollte dieser Zielsetzung
dadurch Rechnung tragen, daß an den bestehenden ZMK-Kliniken
vorerst nur Bau- und Ausstattungsmaßnahmen finanziert werden, die
zu einer Verbesserung der Ausstattung und damit zu einer Stärkung
der Forschung führen.

Dies läßt sich nur dann rechtfertigen, wenn dadurch die zahnärztliche
Versorgung der Bevölkerung nicht beeinträchtigt wird. Die Bundes-
regierung hat in einer Antwort auf eine parlamentarische Anfrage eine
Relation von 1700 Einwohnern je behandelnd tätigen Zahnarzt als
wi.iLnschenswertes ZieI bezeichnet. In einer Modellrechnung aus dem
Jahre 1978 hat das wissenschaftliche Institut der ortskrankenkassen
versucht, das Zahnärzteangebot bis zum Jahr 20ü) vorauszuberech-

r) Eine Steigerung der Zulassungszahlen mit dem Ziel, durch eiLe Steigerung' der Zahl äer Zähnärzte mäßilend auf die Entwicklung des linkommens-
niveaus hinzuwirken, würde slch - wenn überhaupt - allenfalls erst sehr
Iangfristig bemerkbar machen.
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nenl). unterstellt man im Rahmen dieses Modells, daß die Zahl der
Studjenanfänger bis 1985 zunächst mit 1 700 pro Jahr konstant bleibt,
um dann bis 1988 um je lfi) pro Jahr bis auf 2 000 gesteigert zu werden,
wäre bis zum Jahr 2000 ein wert von etwa 1 400 Einwohnern je Zahn-
arztzu erwarten2).

Aus diesen Überlegungen folgt, daß die Beschränkung auf Ausbauvor-
haben, die im zehnten Rahmenplan ausgewiesen sind,langfristig keine
verschlechterung der zahnärztlichen versorgung der bevöIferung
zur Folge hätte.

V. Zusammenfassung

t.

Forschung und Lehre in der Zahnmedizin befinden sich seit einer
Reihe von Jahren in einer schwierigen situation. Der wissenschaftsrat
kommt daher der Bitte des Planungsausschusses für den Hochschulbau
nach, die ursachen der bestehenden Schwierigkeiten zu untersuchen
und Möglichkeiten zu ihrer überwindung voriuschlagen.

- Seit mehreren Jahren ist ein hoher Anteil der Stellen in den Zahn-,
Mund- und Kieferkliniken der Hochschulen nicht oder nicht ent-
sprechend der erforderlichen eualifikation besetzt.

- Der Anteil unbesetzter Stellen in der Gruppe der wissenschaftli-
chen Mitarbeiter ist zwar sehr viel niedriger; Forschung und Lehre
in der Zahnmedizin leiden aber erheblictrdarunter, daß junge Mit-
arbeiter in der Regel nach kurzer Zeit die Zahnklinikenrrerlasr"r,
um in freier Praxis tätig zu werden. stellen, die besondere voraus-
setzungen für eine kontinuierliche Forschung ermög1ichen, stehen
nur in unzureichender Zahl zur Verfügung.

- vorwiegend aufgrund der personellen Situation ist der Umfang der
Forschung gering. Fördermitter der Deutschen Forschungsgeriein-
schaft werden für Projekte zahnmedizinischer Forschun-g faum in
Anspruch geno[rmen.

t) wisselschaftliches Institut der ortskrankenkassen: Zahnärzteangebot biszum Jahr 2000 - Dokumentation und prognose -. wlDo-Ma"t"iiuu".r,
Band 3, 1. Auflage, Bonn 1978.

2) Die Gesamtzahl der berufstätigen Zahnärzte bliebe bis Mitte der B0er Jahre
zunächst mit 32000 unverändelt. 9"g9, Ende der g0er Jahre stiege sie auf
34000 an und erreichte bis zum Jahr 2000 den wert 41@0. Gleichiäitiq wira
nach den vorausberechnungen des statistischen Bundesamtes aer üätang
der inländischen wohnbevriLlkgrung zrrrückgehen. Aufgrund aieier uäiaeiEntwicklungen wtirde sich die Dichtezifför (Einworiner ;e ueianäerna
t_ä!igen_ Zahnarzt) bis 1990 nur geringfügig verbessern. lm därauftotql"a""
Jahrzehnt würde sich wegel des dann zu erwartenden erhöhten Zugängs anberufstätigen Zahnärzten einerseits und des beschleuniqte" iü"tqä"ä; a".
wohnbevölkerung andererseits die Dichteziffer stärker "verberi"iri.--'
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- Fortbildungsveranstaltungen werden nicht mehr von den Hoch-
schulen, sondern in erster Linie von den Zahnärztekammern ange-
boten.

Die Grürrde für diese Situation sind vielschichtig. Die wesentlichen
Ursachen für die unbefriedigende Situation von Forschung und Lehre
in der Zahnmedizin sieht der Wissenschaftsrat insbesondere in folgen-
dem:

- Zahnärzte in freier Praxis finden außerordentlich günstige Einkom-
mensbedingungen vor. Dies macht es sehr schwierig, den zahnärzt-
lichen Nachwuchs fi.ir einen längeren Verbleib an den Hoch-
schulen als Voraussetzung für eine fruchtbare wissenschaftliche
Tätigkeit zu interessieren.

- Soweit junge Zahnärzte dennoch bereit sind, in den Hochschul-
kliniken zu bleiben, finden sie dort Bedingungen vor, die für ihre
weitere Qualifikation nicht förderlich sind. Hohe Studentenzahlen
und die Numerus clausus-Situation machen es erforderlich, schon
unmittelbar nach der Einstellung umfangreiche Aufgaben in der
Lehre wahrzunehmen. Hinzu kommt, daß die von wissenschaftli-
chen Mitarbeitern betreuten Kurse mit einem Anrechnungsfaktor
von 0,3 gewichtet werden. Das bedeutet, daß sie zur Erfüllung ihres
Lehrdeputats von 4 Semesterwochenstunden durchschnittlich 13,3
Lehrveranstaltungsstunden je Woche übernehmen müssen. Der
Hauptgrund für junge Zahnärzte, an einer Zahnklinik tätig zu sein,
ist hingegen ihr Interesse an einer Vervollkommnung ihres zahn-
ärztlichen Wissens und ihrer Fertigkeiten. Hierzu bleibt zu wenig
Spielraum.

- Das straff organisierte Studium führt für die Studenten zu einer
Unterrichtsbelastung von teilweise mehr als 40 Semesterwochen-
stunden. Dies macht es schwierig, Studenten frühzeitig mit wissen-
schaftlichen Fragestellungen bekannt zumachen, die Methodik
wissenschaftlicher Arbeit zu vermitteln und somit schon während
des Studiums für eine wissenschaftliche Tätigkeit zu interessieren.

- Die Zahnkliniken der Hochschulen können im Hinblick auf Aus-
stattung und Behandlungskomfort nicht mit den Praxen niederge-
Iassener Zahnärzte konkurrieren. Finanzielle Vergünstigungen,
die die Zahnkliniken früLher ihren Patienten einräumen konnten,
sind infolge der Veränderungen sozialrechtlicher Regelungen wir-
kungslos. Niedergelassene Zahnärzte überweisen häufig Patienten
mit sehr speziellen und komplizierten Krankheitsbildern an die
Hochschulen. Diese Patienten sind für die Lehre nur zum Teil ge-
eignet. Das Patientenaufkommen einer Reihe von Zahnkliniken ist
daher quantitativ und qualitativ unzureichend.
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2.

Der Wissenschaftsrat erkennt die vielfältigen Bemühungen von Hoch-
schulen, Bund und Ländern um eine Verbesserung der Situation an.
Die räumlichen und personellen Mittel der Zahn-, Mund- und Kiefer-
kliniken wurden erheblich ausgeweitet: Die Zahl der Behandlungs-
stühle stieg von 1967 bis 1980 um 7OoÄ von 1 100 auf 1 900. Ein großer
Teil der vorhandenen Behandlungsstühle wurde durch moderne Be-
handlungseinheiten ersetzt. Die Zahl der Stellen für wissenschaftliches
Personal hat sich im gleichen Zeitraum verdoppelt. Im gleichen Zeit-
raum stieg die Zahl der Studienanfänger um 487o von 1 150 auf 1 700,
die der Studenten w 57 oh von 5 726 auf rund 9 000. Neue Gebäude für
Zahnkliniken wurden in Frankfurt, Göttingen, Münster und Kiel er-
richtet. Neben strengeren Anforderungen an die Nutzung der vorhan-
denen Kapazitäten, die aufgrund der verfassungsrechtlichen und hoch-
schulpolitischen Situation geboten sind, hat diese Ausweitung der
Ausstattung zu dem deutlichen Anstieg der Studienanfängerzahlen
beigetragen. Allerdings konnte sich die Ausweitung der Ressourcen
nicht in vollem Umfang in einer Steigerung der Zulassungszahlen
niederschlagen, da ein beachtlicher Nachholbedarf infolge der Verlän-
gerung der zahnärztlichen Ausbildung von sieben auf zehn Semester
Ende der 50er Jahre auszugleichen war. Darüber hinaus führten Ar-
beitszeitverkürzungen sowie Urlaubs- und sozialrechtliche Verbes-
serungen seit Beginn der 60er Jahre und der gestiegene Aufwand für
die Krankenversorgung zu einem hohen Nachholbedarf.

3.

Der Wissenschaftsrat hält eine Senkung der Zulassungszahlen ange-
sichts des bestehenden Zahnärztebedarfs und des ohnehin schon schar-
fen Numerus clausus nicht für vertretbar. Er ist aber andererseits der
Auffassung, daß das ZieI der erschöpfenden Nutzung der vorhandenen
Ausbildungskapazitäten bei den gegebenen Ressourcen die Funk-
tionsfähigkeit der Zahnkliniken nachhaltig gefährden würde. Zusätzli-
che Mittel sollten daher in erster Linie mit dem Ziel bereitgestellt wer-
den, die Qualität der Lehre zu sichern und die Forschung wiederzube-
leben. Die vorhandenen Kapazitäten müssen verbessert und für die
Forschung nutzbar gemacht werden. Demgegenüber müssen Maßnah-
men zur quantitativen Expansion zurückstehen.

4.

Der Wissenschaftsrat hat eine Reihe von Vorschlägen gemacht, wie die
Forschung gestärkt und wissenschaftlicher Nachwuchs gewonnen
werden kann. Hierzu gehören z. B.
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eine Bereitstellung von zusätzlichen Mitarbeiterstellen für For-
schungsprojekte. Soweit zusätzliche Stellen geschaffen werden,
geht der Wissenschaftsrat davon aus, daß Mitarbeiter mit wachsen-
der Praxiserfahrung effizienter in der Krankenversorgung tätig
werden und daß wegen der dadurch erzielten höheren Einnahmen
der Zahnkliniken die zur Erhaltung der Ausbildungskapazität er-
forderlichen zusätzlichen Stellen weitgehend kostenneutral
bleiben;

eine Ermäßigung der Lehrverpflichtung für wissenschaftliche Mit-
arbeiter im ersten Jahr der Beschäftigung an der Hochschule mit
flexiblen Möglichkeiten des Ausgleichs im Fach;

eine Vermehrung der Stellen ftir nichtwissenschaftliches Personal
zur Entlastung des wissenschaftlichen Personals von Verwaltungs-
aufgabenund zur Unterstützung bei der Vor- und Nachbereitung in
Forschung und Lehre. Auch hier zeigt die Erfahrung in Praxen
niedergelassener Zahnärzte, daß die Vermehrung der Personalstel-
len zu einer höheren Wirtschaftlichkeit der Betriebsabläufe führen
kann und eine Stellenvermehrung daher nur in geringem Umfang
kostenwirksam wird;

eine Verbessemng der Zugangsmöglichkeiten zu den zahnärztli-
chen Po1ikliniken, um die Zahl geeigneter Patienten zu erhöhen;

eine Vereinfachung des Verfahrens zur Berechnung der Ausbil-
dungskapazitäten mit dem Ziel, seine Anwendbarkeit zu verbes-
sern und die Zulassungszahlen zu stabilisieren;

ein breites Angebot an Fortbildungsveranstaltungen für Mitar-
beiter in den Zahnkliniken sowie eine intensivere Betreuung dieser
Mitarbeiter durch Hochschullehrer;

die Bildung von Forschungsschwerpunkten und die Vertiefung der
Zusammenarbeit von Zahnmedizinern mit Natur- und Ingenieur-
wissenschaftlern sowie mit Fächern der Allgemeinen Medizin;

eine Schaffung von C4- und anderen Stellen, die aufgrund ihrer
Aufgabenbeschreibung geeignet sind, die Voraussetzungen für
eine kontinuierliche Forschung zu verbessern;

eine - zunächst freiwillige - Famulatur zu Beginn des klinischen
Studienabschnitts;

eine verstärkte Vergabe von Lehraufträgen an niedergelassene
Zahnärzte;

eine Ausweitung der Zahl der C4-Stellen und des entsprechenden
Folgepersonals zur Inbetriebnahme der im Bau befindlichen Zahn-
kliniken.
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5.

Der Wissenschaftsrat ist der Ansicht, daß die bestehenden Schwierig-
keiten mit den dargelegten Maßnahmen nur teilweise überwunden
werden können. Neben hochschulpolitischen Maßnahmen sind auch
gesundheits- und sozialpolitische Maßnahmen erforderlich. {hre Ver-
wirklichung liegt auch im gesundheitspolitischen Interesse, da nur
durch eine Anderung der gegenwärtigän Situation eine langfristig
qualitativ und guantitativ ausreichende zahnärztliche Versorgung ge-
währleistet werden kann.

Es wird Aufgabe der Länder und Hochschulen sein, bei der Verwirkli-
chung der Empfehlungen zur Verbesserung der Situation der Zahn-
medizin unter Berücksichtigung der konkreten Gegebenheiten an den
einzelnen Hochschulen zu prüfen, welche Maßnahmen auch bei ange-
spannter Haushaltslage der öffentlichen Hand vordringlich realisiert
und schrittweise verwirklicht werden können.

6.

Die in diesen Empfehlungen vorgeschlagenen Maßnahmen sind in der
folgenden Übersicht stichwortartig zusammengefaßt.

Abschnittder Kurzbezeichnung
Empfehlung derMaßnahme

Adressat der
Empfehlung

CIla(1)

CIla(2)

CIla(3)
CIla(a)

C I1a (5)

C I1a (6)
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Stufenweise Regelung der
Lehrverpflichtung der
wissenschaftlichen Mitarbeiter
Kostenlose Teilnahme an
Fortbildungsveranstaltungen

Wiederbelebung der Fortbildung in
den Hochschulen

Erhöhung der Vorabquote auf 6 7o

Formalisierung der Weiterbildung;
Zulassung von Zusatzbezeichnungen

Wahrnehmung von Möglichkeiten
für Auslandsauf enthalte

Beschäftigung von
wissenschaftlichen Mitarbeitern in
verschiedenen Abteilungen

Länder,
Hochschulen

Kammern

Hochschulen

Länder

Länder,
Kammern

Hochschulen,
Austauschor-
ganisationen

Hochschulen



Abschnittder Kurzbezeichnung
Empfehlung derMaßnahme

Adressat der
Empfehlung

C I 1 a (7) Beseitigung von Hemrnnissen zur Be- Bund,
setzung von Stellen für Hochschulas- Länder
sistenten, zusätzliche Ausbringung Kammern
von Stellen

C I 1 b (1) Ausschöpfung der Vorbereitungszeit Bund, EG
vor der Niederlassung

C I 1 b (2) Förderung der Niederlassung von Verbände,
ausländischenAbsolventen Länder

C I 1 b (3) Vo1le Anerkennung der Tätigkeit in Bund
einer ZMK-KIinik als Vorbereitungs-
zeit vor der Niederlassung

C I 1 b (4) Sicherung einer aureichenden Zahl Kassen,
geeigneter Patienten Hochschulen,

Länder
C I 1 c Stipendien für wissenschaftliche Mit- Kammern, Be-

arbeiter rufsverbände

C I2 a (1) Kurzfristige Schaffung von 30 Länder
C4-Stellen
Längerfristig weitere C4-SteIIen

Cl2 a(2) Unterstützung von Wissenschaftlern Hochschulen
außerhalb der Zahnmedizin, die
relevante Forschungsprojekte planen

C I2 a (3) Ausschöpfung von Forschungs- Länder,
freisemestern und Stipendien ftir Hochschulen
Auslandsaufenthalte
Lehraufträge an niedergelassene
Zahnärzte, Teilzeitstellen, Beschäf-
tigmng ausländischer Zahnmediziner

C I2 b (1) Prüfung einer Neuverteilung von Hochschulen,
Nebeneinnahmen Länder

CI2b (21 Zusatzstipendien für Habilitanden Kammern, Be-
rufsverbände

C I3 Schaffung zusätzlicher Stellen für Länder
Hilfspersonal

Überprüfung der BAT-Eingruppie- Tarifpartner
rung von Zahntechnikern

Regelung der Tätigkeitsmerkmale Tarifpartner
der Fachhelferin im BAT

ClI2 Bildung von Forschungsschwerpunk- Hochschulen,
ten, Schaffungmindestenseines DFG
weiteren Sonderf orschungsbereichs



Abschnitt der Kurzbezeichnung
Empfehlung derMaßnahme

Adressat der
Empfehlung

C II 3 Ausgabe von Dissertationsthemen Hochschulen
erst nach Ablegmng des Examens

C II 4 a Prüfung einer Verselbständigung Hochschulen,
neuer Fachrichtungen an großen Länder
ZMK-Kliniken, Einrichtung ex-
perimenteller Lehrstühle

C II 4 b Vertretung der ZMK-Kliniken im Hochschulen
Vorstand des Klinikums

C III Einführung eines Hospitationsprak- Länder, Hoch-
tikums zu Beginn des klinischen schulen, Kam-
Studienabschnitts mern, ggf.

Bund
Verstärktes Angebot von Seminaren, Studien-
zeitliche Umverteilung von reformkom-
Lehrveranstaltungen mission,

Hochschulen

Beibehaltung der gegenwärtigen Länder,
Zulassungszahlenandenbestehen- Verwaltungs-
den ZMK-Kliniken für etwa fünf gerichte
Jahre

Prüfung, inwieweit Praxisbezug Hochschulen
durch audiovisuelle Medien vertieft
werden kann

Neugestaltung(Vereinfachung)der Länder
kapazitätsrechtlichen Vorschriften;
Ablösung des gegenwärtigen Verfah-
rens durch Personalrichtwerte

Ersatzweise Detailänderungen der Länder
gegenwärtigen KapVO

C IV 1 Realisierung des flächenbezollenen Bund, Länder
Ausbaus

CM Realisierung der Ausbauplanung zur Bund, Länder
apparativen Ausstattung

C IV 3 Schaffung zusätzlicher Stellen für Länder
wissenschaftliche Mitarbeiter in der
Forschung, insbesondere für Natur-
und Ingenieurwissenschaften

Vorerst keine Bund, Länder
kapazitätserweiternden Investitionen
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A. Situation der zahnmedizinischen Forschungs- und
Ausbildungsstätten

Seit dem Auslaufen der dentistischen Ausbildung im Jahre 1g60 findet
die Ausbildung des zahnärztlichen personals nur noch an den Z}y'IK-
Kliniken der Hochschulen statt. Zw zeit gibt es 20zMK-Kliniken an
Hochschulen. Vier weitere befinden sich im Aufbau (Aachen, Berlin,
Regensburg, ulm). Zwei weitere sollen während der Laufzeit des zehn-
ten Rahmenplans in Angriff genommen werden (Bochum, Essen).

Zahnmedizinische Forschung findet in der Bundesrepublik Deutsch-
land praktisch nur an den zMK-Kliniken statt. Außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen existieren auf diesem Gebiet nicht. Neben For-
schung und Lehre haben die ZMK-Kliniken die Aufgabe der Kranken-
versorgung, der weiter- und Fortbildung von Zahnärzten und Arzten
sowie der Ausbildung von zahnärztlichem Hilfspersonal.
I. Ausstattung der ZMK-Kliniken
1. Personal

Die ZMK-Kliniken verfügten 1978 über insgesamt 1 16g stellen für wis-
senschaftliches Personal. Naturwissenschaftler hatten 1g74 einen An-
teil von etwas mehr als 1% 1) .

Die folgende Übersicht zeigt, wie sich die ZahI der stellen seit 1960
entwickelt hat.

Tabelle 1

Stellen für wissenschaftliches personal
an ZMK-Kliniken nach Stellenart

Professoren und
Dozenten

Wissenschaftliche
Assistenten und
Assistenz-
professoren

Sonstige wissen-
schaftliche Beamte
und Angestellte

Insgesamt 347 2)

fi?

104

747

623

180

963

2ffi
1 113

734

275

1 190 (1 200) 3)

Quellen: 1960 und 1966 statistisches Bundesamt, Hochschullehrererhebung;
1972 bis 1976 und 1978 Personal an Hochschulen, Stand: jeweils Oli_
tober.

1) Vgt. S"h"tte, Bollinger, a.a.O., S. 71.
2) Ohne 57 Stellen für Volontärassistenten.
3) Geschätzt.
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Die Angaben für das Jahr 1979 gehen zwischen einer Erhebung der
Zentralen Vergabestelle für Studienplätze (im folgenden: ZVS)und der
Auswertung der Personalerhöbung des Statistischen Bundesamtes
teilweise weit auseinander. Um einen Vergleich in der Zeitreihe zu
ermöglichen, wurde die Gesamtzahl der Stellen nach Rückfragen bei
den Hochschulen und Ländern geschätzt.

Über die Besetzung der Stellen des wissenschaftlichen Personals
liegen zwei Untersuchungen vor. Sie sind aufgrund des unterschiedli-
chen Erhebungskonzepts nicht votlständig miteinander vergleichbar.
Aus Tabelle 2 ergibt sich, wie die Stellen für Hochschullehrer im Jahr
1976 nach Abteilungen besetzt waren.

Tabelle 2

Besetzung der Hochschullehrerstellen
nach Abteilungen

Prothetik
Zahnerhaltung
Kieferorthopädie
ZMK-Chirurgie
Sonstige

Insgesamt

27,t
26,4
30,0
15,1
tB,2

23,6

60,4
56,6
60,0
73,6
72,7

63,6

t2,5
t7,o
10,0
11,3
9,1

12,8

Quelle: Marburger Projektgruppe, a.a.O., S. 149.

Die Daten machen deutlich, daß - neben einem relativ großen Anteil
unbesetzter stellen - ein großer Teil der stellen für Hochschullehrer
nicht planmäßig besetzt war.

Eine ähnliche Umfrage haben die Länder im Jahr 1979 über die ZVS
durchgeführt. Für die ZMK-Kliniken ergeben sich die in den Tabellen
3 und 4 zusammengefaßten Daten. Dabei wurden folgende Stellen-
gruppen gebildet:

A : H3/H4 und C3/C4 (ein getrennter Ausweis der C4-Stellen ist auf-
grund der Art der Beantwortung der Umfrage nicht möglich).

B : H2 und C2 (Oberärzte, Oberassistenten und C2-Professoren).

C : AlIe übrigen Stellen (wissenschaftliche Mitarbeiter).

Da ein TeiI der stellen der universität Mülrster haushaltsrechtlich ge-
sperrt war, wutde zur Herstellung einer vergleichbaren Datenbasis
auch eine Summierung ohne die Daten dieser Hochschule vorgenom-
men.
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Tabelle 3

Besetzbare und unbesetzte Stellen
für wissenschaftliches Personal

an den ZMK-Kliniken
1979

Hochschule

besetzbare dmter
nicht besetzte

Stellen für wiseßchaltliches Perrcnal

Gr. A Gr. B Gr. C mg. Gr. A Gr. B Gr. C mg.

Anzall

Freiburg
Heidelberg
Tübingen
Erlangen
München, U
Würzburg
Berlin, FU
Hamburg
Frankfurt
Gießen
Marburg
Göttingen
Hannover
Bonn
Düsseldorf
Köln
Münster
Mainz
Saarbrücken
Kiel

7

5
5

13
8

10
13
8
6
I
8
7
5
B

I
6

tt
6
4
7

,
T
.)

;
3
4

10
1

4
8
7
7
3
6
5

13
3

10

65
38
51
50
56
54
66
61
71,5
33
37
53
42
58
41
3B
9B
55
20
39

74
44
5B
63
67
67
83
79
78,s
46
53
67
54
69
56
49

122
64
24
56

1
L

1

I

1

,
7

,
2
1
.,

2

l

j
;

T

1

1

,:

7
B

3
L

2,s
2

2
7

1

7
I

3,5
39
5
I
5,5

B

B

7
2
2,5
3
3
2
2

6
I
3
3
5,5

52
5
I
7,s

Insgesamt
Anteil in %
Insg, ohne Münster
Anteil in 7o

155
100
144
100

92
100
79

100

L026,5
100
928,5
100

1273,5
100

1 151,5
100

20
13
1B

13

20
22
I

TI

89,5
I

50,5
5

L29,5
10
77,5

7

Quelle: Erhebung der ZVS.

Der Anteil der unbesetzten Stellen liegt oberhalb des in anderen Fä-
chern üblichen Durchschnitts mit starken Abweichungen von Hoch-
schule zu Hochschule. Ahnhch sieht es bei den in Talbeile 4 ausge_
wiesenen unterbesetzten Stellen aus, die jedoch nur für die Gruppen A
und B nachgewiesen wurden. Als unterbesetzt werden stellen ausge-
wiesen, deren Inhaber nicht über die eualifikation verfügen, die iür
diese Stellengruppe planmäßig erforderlich wäre.
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Hochschule

Unterb*Ete Stellm

Gruppe A GruppeB msgesmt

Anahl

Freiburg
Heidelberg
Tübingen
Erlangen
München, U
Würzburg
Berlin, FU
Hamburg
Frankfurt
Gießen
Marburg
Göttingen
Hannover
Bonn
Düsseldorf
KöIn
Münster
Mainz
Saarbrücken
KieI

3

4
4
1

I
3
2

1

2

;

I
I
I

1

2
3
5

4
8
2
6
3
3

:

;

4
1

5
4
.)

3
6
7

5
10
2
6
3
3

:

t2

Insgesamt

Anteil an den besetz-
baren Stellen in 7o

23

15

54

59

77

31

Tabelle 4

Unterbesetzte Stellen
an den ZMK-Kliniken

1979

Quelle: Erhebung der ZVS.

Insgesamt waren 1979 somit7Yo der Stellen für wissenschaftliches Per-
sonäl unbesetzt und 31 % der Stellen in den Besoldungsgruppen C2 bis
C4 unterbesetzt. Bei den Hochschullehrern der Stellengruppen C3 und
C4 waren 13 % der Stellen unbesetzt und 15 % unterbesetzt. Der soge-
nannte Mittelbau wies rund 117o unbesetzte und 59% unterbesetzte
Stellen auf. Bei den wissenschaftlichen Mitarbeitern !\raren 5o/o d,et

Stellen nicht besetzt (mit Mtinster 9%)'

Die Erhebung der ZVS stellt eine,,Momentaufnahme" dar. Wegen der
hohen Fluktuation bei den stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter
kann sich das Bild an einem anderen Erhebungsstichtag insbesondere
für die unter c zusiErmengefaßten Stellenarten anders darstellen. Da
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in diesem Fall der Erhebungszeitraum kurz nach einem Examenster-
min lag, dürfte die mittlere Stellenbesetzung niedriger sein.

Seit Anfang der 60er Jahre ist die Verweildauer der wissenschaftlichen
Mitarbeiter an den ZMK-Kliniken kürzer geworden. Nach Angaben
der Marburger Projektgruppe lag die Beschäftigungszeit sowohinach
der Erhebung von 1976 als auch nach dem Durchschnitt der Erhebung
an vier Hochschulen von 1976 bis 1978 von mehr als einem Drittel dei
wissenschaftlichen Mitarbeiter unter einem Jahr. Der Anteil der wis-
senschaftlichen Mitarbeiter, die bis zu zwei Jahren an der Klinik tätig
waren, ging jedoch auf 56 % gegenüber 65 % im Jahr 1g76 zurück 1) .

Im Zusammenhang mit dieser Entwicklung ist die geringe Zahl von
wissenschaftlichen Mitarbeitern zu sehen, d--ie sich niuititiären. schul-
te und Bollinger teilen als Ergebnis einer umfrage aus dem Jahr 1gz4
mit, daß 40 bis 80 Assistenten die Absicht hätten, Hochschullehrer zu
w^erdenz) ; nach Angaben der Marburger projektgruppe3) waren es
1976 insgesamt nur 29. Im Jahr 1976 haben sich tatsächlich iechs Assi-
stenten habilitiert; 1979 waren es zehn. Das Durchschnittsalter zur Zeit
der Habilitation wich nur geringfügig vom Alter der Habilitanden in
der Allgemeinen Medizin ab. Nähere Angaben enthält Tabelle 5.

Tabelle 5

Anzahl der Habilitationen und durchschnittliches Alter
ztll Zeit der Habilitation

1976 bis 1979

Duchschnittslter

1976
t977
1978
1979

6
B

B

10

36,71
36,7t
37,50
38,50

Allgemeine
Medizin

37,91
37,9t
37,90
ß,21

Quelle: westdeutsche Rektorenkonferenz, Habilitationsstatistik 7976/zz wrrd,
7978179.

2. Behandlungseinheiten

Für die Ausstattung der Ausbildungsplätze ist vor allem die Zahl der
klinischen Behandlungseinheiten -(Behandlungsstühle) 

charakteri-

1) Analyse von Daten zu Leistungen, Einnahmen und Kosten von ZMK-
§lr:ikglllgj-"\gqT-.pp..zuhnmeäizin an der philipps_U"i""-rritai r"r*u.1".g,Der Hessische Kultusminister, Schriftenreihe Hothschulen 2, wiesbadei,
Januar 1981, S. 152.

2) Vgl. Schulte, Bollinger, a.a.O., S. 58 und gS.
3) Vgl. Marburger Projektgruppe, a.a.O., S. 14g.
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stisch. Im Jahr 1967 verfügten die ZMK-Kliniken laut Tabelle 6 über
rund 1 100, im Jahr 1979 über I 900 Einheiten. An den einzelnen
Kliniken lag die ZahI der Behandlungsstühle im Jahr 1976 nach An-
gaben der Marburger Projektgruppe t) zwischen 22ur:dt25.

Tabelle 6

Klinische Behandlungseinheiten
1!fi7, 197 L, 1972, 1976 und 1979

Klitrische Behildlugseinheitetr

1967
1971
1972
1976
1979

t) Geschätzt aufgrrund der Ermittlungen der Marbrrrger Projeltgrryppe, a-a.O.,' 
S. 252, zuzüglich 105 klinische Beliandlungseinheiten für die Medizinische
Hochschule-Hannover und 138 klinische Behandlungseinheiten ftiLr die Uni-
versität Frankfurt.

2) Hochgerechnet auf der Basis der nach der Erhebung des Wissenschaftsrates' fü da; Jahr 1979 ermittelten 1 416 Behandlungseinhöiten' Anteil der Behand-
lungseinheiten in Zahnersatz- und Zahnerhaltungskunde an der Gesamtzahl
der klinischen Behandlungseinheiten mit 75Yo geschätzt.

Quelle: 1967, 1971, 1972 und 1979: Erhebungen des Wissenschaftsrates.

Ende 1979 verfügten die Abteilungen Zahnersatz- und Zahnerhal-
tungskunde der ZMK-KIiniken über 1 416 Behandlungseinheiten. Wie
sich diese Behandlungseinheiten für jede ZMK-Klinik nach Beschaf-
fungsjahr zusarnmensetzen, zeigen die Tabellen 7 bis 9. Danach waren
1979 811 oder 57 7o der Behandlungseinheiten für die Zahnersatz- und
Zahnerhaltungskunde nicht älter als vier Jahre; 19 7o wurden vor 1970

beschafft. Insgesamt ermöglichen 88 7o der Behandlungseinheiten eine
Behandlung am liegenden Patienten' Die Verteilung der Behandlungs-
einheiten nach der Art der Patientenanordnung zeigt Tabelle 10'

Für die Jahre 1980 bis 1985 planen die Länder, für die Abteilungen
Zahnersatz- und Zahnerhaltungskunde der ZMK-Kliniken 721 Behand-
lungseinheiten zu beschaffen; darunter sind 255 Einheiten als Ersatz
vorhandener Behandlungseinheiten vorgesehen' Somit dü'rften 1985 in
den Abteilungen Zahnersatz- und Zahnerhaltungskunde voraussicht-
lich 1882 Behandlungseinheiten vorhanden sein. Diese Entwicklung
wird aus den Tabellen 11 und 12 ersichtlich.

1) Vgl. Marburger Projektgruppe, a.a.O., S.252.

t28
476
524
6301)
9002)
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Tabelle 7

Behandlungseinheiten A (sitzende Anordnung)
in Zahnersatz- und Zahnerhaltungskunde

Hochschule/Lmd
Hergste[t (hilfsweise beschafft) im Jahr

msge-
smt1977 1976 1975 tw4 7972

1973
1970
7971

1968
1969

1966
1967

vor
1966

Freiburg
Heidelberg
Tübingen
Ulm

6 ;j 10 25
B

Baden-Württemberg 6 17 10 33

Erlangen
U Müurchen
Regensburg
Würzburg 2

31 17

2T

48

23

Bayern 2 31 38 7l
FU Berlin/

Berlin (West) 10 10

Hämburg 22 22

Frankfurt
Gießen
Marburg 1 15 16

Hessen I 15 16

Göttingen
Hannover

Niedersachsen

Aachen
Bochum
Bonn
Düsseldorf
Essen
Münster
Köln

3

l,l
11 1)

3

I
71

Nordrhein-W 3 t2 15

Mainz/Rheinland-
Pfalz

Saarbrücken/
Saarland 3 3

Kiel/Schleswig-
Holstein

Insgesamt 6 3 2 73 I 85 170

t) Vor 1970.
Quelle: Umfrage des Wissenschaftsrates.
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Tabelle 8

Behandlungseinheiten B (liegende Anordnung)
in Zahnersatz- und Zahnerhaltungskunde

Hochschule/Lmd

Hergestellt (hilfsweise beschafft) im Jahr

197§ 1978 t977 t9?6 1975 19?4
1972
1973

197C
197'

1968
1969

1966
1967

vor
196(

smt

Freiburg
Heidelberg
Tübingen
Ulm

30

33

31
1j

13

3
;
: 7

6
1 4

7 I
74
L2
49

Baden-Württemberg 63 37 16 5 1 7 4 1 1 135

Erlangen
U München
Regensburg
Würzburg B

I
5

47
2

1

20
4

1 3

6

2

1

10

2 1

67
19

31

Bayern 8 8 50 26 3 I tt .,
1 1t7

FU Berlin/
Berlin (West) 10 10 10 20 20 70

Hamburg 2 16 41 1 60

Frankfurt
Gießen
Marburg t2

92

16 10 1 1

92
60
40

60

Hessen t2 108 10 1 1 60 192

Göttingen
Hannover

106
70 10

I Ll4
80

Niedersachsen 176 10 8 Lg4

Aachen
Bochum
Bonn
Düsseldorf
Essen
Münster
Köln

169
L

T 2

6

22 37

2

30

26 5

.,1

21

;
25

169
42

Nordrhein-Westfalen t70 I 8 22 39 56 5 24 325

Mainz/Rheinland-
Pfalz 68 68

Saarbrücken/
Saarland I 1 I 1 6 18

Kiel/Schleswig-
Holstein 67 672)

Insgesamt 253 t64 103 28s 30 92 140 109 1246

1) Vor 1ri0
2l Darunter 22 für Sonderzwecke.
Ciuelle: Umfrage des Wissenschaftsrates.
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Iabelle 9

Behandlungseinheiten
in Zahnersatz- und Zahnerhaltungskunde insgesamt

Hochschule/Länd
HergesteUt (hilfsweise beschalft) im Jahr

1979 l97t L977 1976 1975 1971 t9?2
1973

1970
1971

1968
1969

1966
1967

vor
1966

sml

Freiburg
Heidelberg
Tübingen
Ulm

30

33

31
1j

13
6

j
;

2
6

4
t ;j 10

74
37
t:

Baden-Württemberg 63 37 22 5 L 7 4 1 18 10 168

Erlangen
U München
Regensburg
Wärzburg I

a

5

47
)

t

20
4

2 3

6

2

7

10

;
2

32 t7

27

67
67

54

Bayern 8 8 50 26 3 I 77 4 32 38 188

FU Berlin/
Berlin (West) 10 10 10 20 20 10 80

Hamburg 2 16 4t 1 22 82

Frankfurt
Gießen
Marburg 72

92

16 10 I 1

60
7 15

92
60
56

Hessen t2 108 10 I I 60 1 15 208
Göttingen
Hannover

106
70 ; j t14

80

Niedersachsen 176 10 B 194

Aachen
Bochum
Bonn
Düsseldorf
Essen
Münster
Köln

169
I

1 2

6

3

l,
33

i'

3

90
36

169
42

22 37 30

2 26 5

Nordrhein-Westfalen 170 I 8 22 39 59 5 36 340

Mainz/Rheinland-
Pfalz 68 68

Saarbrücken/
Saarland 9 L 1 7 I 27

Kiel/Schleswig-
Holstein 67 672)

Insgesamt 2s3 164 109 285 30 70 95 142 782 7 85 I 416

t) Vor 1970.
2) Darunter 22 ftir Sonderzwecke.
Quelle: Umfrage des Wissenschaftsrates.
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Tabelle 10

Behandlungseinheiten in Zahnersatz- und Zahnerhaltungskunde
nach Art der Anordnung

Hochschule/Lmd
Sitzend Liegend Insgesul

Anahl % Anaht Atrahl

Freiburg
Heidelberg
Tübingen
Ulm

'25

j 67,6
14,0

74
t2

1

100
32,4
86,0

74
37
57

Baden-
Württemberg 33 19,6 135 80,4 168

Erlangen
U München
Regensburg
Würzburg

48

23

71,6

42,6

67
19

31

100
28,4

57,4

67
67

54

Bayern 7l 37,8 tt7 62,2 1BB

FU Berlin/
Berlin (West) 10 t2,5 70 87,5 80

Hamburg 22 26,8 60 73,2 82

Frankfurt
Gießen
Marburg 16 28,6

92
60
40

100
100
7t,4

92
60
56

Hessen 16 7,7 Lg2 92,3 208

Göttingen
Hannover

tt4
BO

100
100

Lt4
80

Niedersachsen 194 100 194

Aachen
Bochum
Bonn
Düsseldorf
Essen
Münster
Köln

3

1

I
100

t,l
30,6

*
25

169
42

*,,
69,4

100
100

3

90
36

169
42

Nordrhein-
Westfalen 15 4,4 325 95,6 340

Mainz/Rheinland-
Pfalz 68 1m 68

Saarbrücken/
Saarland 3 14,3 18 85,7 2t

Kiel/Schleswig-
Holstein 67 1m 671)

Insgesamt t70 t2,o t246 88,0 1 4t6

1) Darunter 22 für Sonderzwecke.
Quelle: Umfrage des Wissenschaftrates'
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Tabelle 11

Geplante Beschaffung von Behandlungseinheiten
in der Zahnersatz- und Zahnerhaltungskunde

Hochschule/Lmd

Zu Beschaffung vorgesehen im Jahr
insgesmt

1980 1981 ud 1982 1983 bis 1985

Amhl

Freiburg
Heidelberg
Tübingen
Ulm

B

4

4

4t

501)
4

501)
72
4L

Baden-Wtirttemberg 8 49 50 to7
Erlangen
U München
Regensburg
Würzburg 4 ;

5;
I

;
57
19

Bayern 4 6 66 t24
FU Berlin/Berlin (West) 23 5 72 100

Hamburg I I
Frankfurt
Gießen
Marburg 3 13 16

Hessen 3 13 16

Göttingen
Hannover i :

Niedersachsen B B

Aachen
Bochum
Bonn
Düsseldorf
Essen
Münster
Köln

12

I
1B

78

;

B6

7B

30

1
Nordrhein-Westfalen t2 104 159 275

Mainz/Rheinland-Pfalz 68 6B

Saarbrücken/Saarland l4 t4
Kiel/Schleswig-Holstein

Insgesamt 1182) 1992) 3562) 721

1) 1986. _
2) Ohne Angaben zur U München.
Quelle: Umfrage des Wissenschaftsrates.
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Tabelle 12

Voraussichtliche Entwicklung des Bestands
an Behandlungseinheiten

in der Zahnersatz- und Zahnerhaltungskunde

Hochschule/Lüd

B6tmd
Ende 1979

Geplilte
Bschaftung
1980 bis 1985

dörmterr
ErsE-

bschaffmg

Vorau-
sichtlicher

Bestmd 1985

Anzahl

Freiburg
Heidelberg
Tübingen
Ulm

74
37
57

4
50 1)

t2
4l

2
33
t2

76
54
57
47

Baden-Württemberg 168 107 47 228

Erlangen
U München
Regensburg
Würzburg

67
67

54

*
57
19

48

19

67
67
57
54

Bayern 188 t24 67 245

FU Berlin/Berlin (West) 80 100 10 170

Hamburg 82 I I 82

Frankfurt
Gießen
Marburg

92
60
56 16 16

92
60
56

Hessen 208 16 16 208

Göttingen
Hannover

L74
80

8
.21

B

.2)

tl4
BO

Niedersachsen 194 B 8 194

Aachen
Bochum
Bonn
Düsseldorf
Essen
Münster
Köln

3

90
36

169
42

86
7B

30

1
30

89
7B

90
36
B1

169
42

Nordrhein-Westfalen 340 275 30 585

Mainz/ Rheinland-Pf alz 6B 6B 68 6B

Saarbrücken/Saarland 27 t4 35

Kiel/Schleswig-Holstein 673) 673)

lnsgesamt 1 416 727 255 tw2
,) trSA
2i Ersatzbeschaffung, keine Erweiterung vorgesehen.
3i Darunter 22 für Sonderzwecke.
öuelle: Umfrage des Wissenschaftsrates.
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3. Flächenmäßige Ausstattung

lm Jalr 1979 verfügten die ZMK-Kliniken in der Bundesrepublik
Deutschland über eine Fläche von 118 g00 mz Hauptnutzfläche. Bis 19g4
ist per Saldo mit einem Zugang von rund 45 7ü) mz zu rechnen, nach
1984 mit rund 34 (xx) m2, so daß der Flächenbestand nach Abschluß der
zur Zeit in Planung befindlichen Vorhaben 196 ü)0 mz Hauptnutzfläche
betragen wird. Nähere Angaben enthält Tabelle 13. Aufgrund der ver-
änderten Finanzsituation beim Hochschulbau wird sichäilerdings die
Fertigstellung der noch nicht begonnenen Baumaßnahm"i tti.
Neubauten (Bochum, F.ssen) und Erweiterungsbauten (2. B. Würzburg,
Hamburg) gegenüber den im zehnten Rahmenplan angegebenen Tei-
minen verzögern. Es erscheint fraglich, ob diä noctr nictrt in Angriff
genommenen Neubau- und Erweiterungsmaßnahmen noch in dieiem
Jahrzehnt fertiggestellt werden.
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TabeIIe 13

Flächenbestand in der Zahnmedizin 1979,

geplante Veränderungen bis 1984,

Zugang nach 1984 und Flächenbestand nach Endausbau
Stand: Mai 1980

U Flächenabgilg nach 1984 nicht aulgeführt; daher ergibt sich der Flächenbestüd trach EndaEbau nicht
itr allen FAllen aN der Zeileßume.
Quellen: Anmeldugen der Länder am 10. Rahmenplan ud Umfrage des Wissenschaft§rats.
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Hochschule/Lild

Bestmd
1979

Geplmte Veränderog bis 1984 Zugilg
nach
1984

Flächenbe-
stmd nach
3ndaubaut)Zugmg Abgilg Saldo

m2 HNF

Freiburg
Heidelberg
Tübingen
UIm

6 555
4 365
7 056

5 201 + 5201

+ 5600
6 555
I 965
7 056
520r

Baden-
Württemberg 17 976 5201 + 5201 + 5600 28777

Erlangen
U München
Regensburg
Würzburg

5 085
4375

5 332
6 965 + ?sos

+ ll29
+ 4847

+ 2501

5729
9222
6 965
7 833

Bayern 14765 6 965 + 6965 + 8477 29 749

FU Berlin/
Berlin (West) 2ota 15 136 + 15 136 15 106

Hamburg 6 890 44fi + 44ffi 11 340

Frankfurt
Gießen
Marburg

7 402
3974
3 561

?:ß + 71ffi 14 558
3974
3 561

Hessen t4937 7Lfi + 7156 22093

Göttingen
Hannover

6 065
9 864

6 065
9 864

Niedersachsen 15 929 15 929

Aachen
Bochum
Bonn
Düsseldorf
Essen
Münster
Köln

lssz
4442

295
t7 Btl
3740

5 810

3 185

2 885

+ 5810

+ 3185

- äaBs

I 420

,zos

3 750

5 810
I 420
I 577
4 442
7 500

L4926
7 4SO

Nordrhein-
Westfalen 31 680 I 995 2 BB5 + 6 110 20 375 58 165

Mainz/Rheinland
Pfalz 6 200 6 200

Saarbrücken/
Saarland 2230 670 + 670 2 900

Kiel/Schleswig-
Holstein 6 149 6 149

lnsgesamt t18774 48 573 2 885 + 45688 34 452 196 408



II. Leistungen der ZMK-Kliniken

Der folgende Abschnitt enthäIt quantitative Angaben über die Lei-
stungen der Kliniken in der zahnmedizinischen Ausbildung der
Studenten, in der Forschung, der Krankenversorgung und deiFort-
und Weiterbildung der Zahnärzte.

1. Lehre

Für den Begriff ,,Studienanfänger je Studienjahr" gibt es mehrere
Definitionsmöglichkeiten. um einen Zusammenhang mit der Zahl der
Schulabsolventen mit Hochschulzugangsberechtigung herstellen zu
können, weist die Amtliche statistik die Zahl dgr eritimmatrikulierten
studenten als Studienanfänger aus. Die Entwiiklung dieser Zah1en ist
in Tabelle 14 aufgezeigt. Die Zahl der ErstimmatriküIierten ist jedoch
in sogenannten harten Numerus clausus-Fächern, in denen erfah-
rungsgemäß ein hoher Anteil an Studienfachwechslern und Hoch_
schulwechslern studiert, nicht geeignet, ein zutreffendes Bild von der
Auslastung der Ausbildungskapazität eines Faches zu vermitteln.
Hierfür ist die Summe der Zulassungszahlen ein besserer Maßstab.

Eine Übersicht über die summe der studienplätze liegt erst ab dem
Jahr 1974 vor. Um einen langfristigen Vergleich zu ermöghchen, wur-
de daher hilfsweise die Zahl der studienanfänger nach Fachsemestern
ausgewiesen. Die Abweichungen von den Zulassungszahlen sind auf
unterschiedliche Stichtage sowie auf statistische Erhebungsmängel
(2. B. Problematik der Angaben von studenten) zurückzuführen. Sie
sind allerdings meist nicht erheblich.

An den Hochschulen waren im wintersemester LgrglTg 1 639 studien-
anfänger im studiengang Zahnmedizin im ersten und zweiten Fach-
semester immatrikuliert. Ein vergleich der studenten des ersten und
zweiten Fachsemesters im Wintersemester lg60/61, ergänzt um die
ausländischen Erstimmatrikulierten, mit den studenten des ersten und
zweiten Fachsemesters im wintersemester 1978/79 ergibt eine Steige-
rung der ZahI der Studienanfänger um 81 %; bei den Studenten dage-
gen lag sie im gleichen Zeitraum bei l44oÄ.,,euereinsteiger,, in höhäre
Fachsemester und die Mehrzahl der Studienanfänger, die aufgrund
von F.ntscheidungen der verwaltungsgerichte zugelassen wurden,
sind als Studienanfänger grundsätzlich nicht erfaßt.

Im einzelnen ist die Entwicklung in der Zahnmedizin nicht stetig ver-
Iaufen. Die Anfang der 60er Jahre eingeführten Zurassungsbescihrän-
kungen in der Zahnmedizin hatten zunächst einen wenigeideutlichen
Rückgang der Anfängerzahlen als in der Allgemeinen Medizin zur
Folge. Die Zahl der studienanfänger ist seit 1974 wieder kontinuierlich
gewachsen.

Am deutlichsten drückt sich die Expansion in der ZahI der mit Erfolg
abgelegten Abschlußprüfungen aus. sie hat sich von 1g60 bis l97g ver-
vierfacht. Allerdings ist zu berücksichtigen, daß die Zahl der prüfun-
gen von 1953 bis 1960 von 719 auf 285 zurückgegangen war. wie sich die
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Zahl der Approbationen entwickelt hat, ist aus Tabelle 15 ersichtlich.
Die Gegenüberstellung der Staatsprü{ungen und Approbationen, die
unter Berücksichtigung einer zeitlichen Verschiebung in der Regel für
Approbationen höhere Zahlen zeigt als für Staatsprüfungen, läßt sich
nur mit einer Untererfassung der Absolventen durch die Prüfungsstati-
stik erklären.

Tabelle 15

Mit Erfolg abgelegte Staatsprüfungen
sowie an Zahnärzte erteilte Approbationen

1952 bis 1979

Approbationen

1952
1953
1954
1955
1956
1957
1958
1959
1960
1961
1%2
1963
1964
1965
1966
1967
1968
1969
1970
rg71
L972
1973
7974
1975

719
627
632
529
566 2)

354 2)

389')
285
374
427

688 r)2)

7Bg l)'z)

ffio ')'?)
?7O t)21

645')
45B')
366')
357')
289 r)

293 ')
382 ')
362 r)

481
500
525
609
775
7BB

855
977

1085
tl75
1183
1136
7203
tto2
1363

47t
552
466 3)

52431
6G) 3)

754')
689')
780')
860 3)

975 3)

1118
1 131

1011
1139
to28
1081
1155

1) Ohne Ausländer. - 2) Ohne Saarland. - 3) Ohne Schleswig-Holstein'
Öuelle: Statistisches liundesamt, Prüfungen an Hochschulen, Berufe des Ge-
sundheitswesens.
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Die folgende Tabelle 16 zur Bewerbungssituation stellt das verhältnis
der Bewerberzahlen zur Summe der Zulassungszahlen seit dem Win-
tersemester 1974175 dar; danach entfallen seit 1974 zwischen sechs und
neun Bewerber auf einen Studienplatz. Personen, die sich in mehreren
Semestern bewerben, sind mehrfach gezählt. Ausländische Bewerber
sind ab 1977 nicht aufgeführt.

Tabelle 16

Zulassungszahlen und Bewerbungen
für Deutsche und Ausländer mit Heimatrecht

wS lS74l7s bis WS 1980/81

ws 1974175
ss 1975
ws 1975/76
ss 1976
ws 1976177
ss 1977
ws 1977/78
ss 1978
ws 1978/79
ss 1979
ws 1979/80
ss 1980
ws 1980/81

6BB

613
700
604
837
635
903
697
940
72r
966
70L

1 004

4992
4 5L5
5 572
5 057
6278
5 733
6 913
5 361
6 736
5 400
6 266
4420
6 379

7,3
7,4
B,O

8,4
7,5
9,0
7,7
7,7
7,2
7,5
6,5
6,9
6,4

Aus Tabelle 17 ergeben sich die Auswahlkriterien für die an erster
Stelle genannten Studiengangwünsche nach dem Grad der eualifika-
tion (Durchschnittsnote) und nach der wartezeit (Jahr des Erwerbs der
Hochschulzugangsberechtigung oder Anzahl der Halbjahre, die seit
dem Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung verstrichen sind).
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2. Drittmittel für die Forschung

Ars Anhaltspunkt für die Forschungstätigkeit können u. a. die den
ZMK-Kliniken zur verfügung stehenden vtittet der Deutschen For-
schungsgemeinschaft, der stiftung volkswagenwerk und die des Bun-
des angesehen werden. Sie betrugen ab t974 für alle ZMK-Kliniken
jährlich zwischen knapp 2,1 und 2,2 tvtiltionen DM. Nähere Angaben
enthält Tabelle 18.

Tabelle 1g

Drittmittel der ZMK-Kliniken nach Mittelherkunft

1977
7972
1973
7974
L975
1976
1977
1978
1979

434,0
728,7

7 t74,0
2ffi2,0
2 091,0
2139,2
2U2,0
2 068,0
2432,0

434,0
7?f3,7

087,0
919,0
570,0
770,2
815,4

1846,0
2 398,0

ssqo
212,0

i,o
343,0
481,0
369,0
296,0

10,0
34,0

li FQ-rde_1un-g des SFB g2: Biotogie der Mundhöhle, Würzburg.
Quelle: Umfrage des Wissenschäftsrates.

3. Krankenversorgung

Die ZMK-Kliniken nehmen Aufgaben der Krankenversorgung im Rah-
men des klinischen Unterrichts der studenten und där Färt- undweiterbildung der als Assistenten tätigen Zahnärzte sowie alsregionale versorgungskrankenhäuser für besondere Funktionen
wahr, für 9b 9p Allgemeinen Krankenhäuser in der Regel nicht überdie erforderlichen spezialeinrichtungen verfügen. Es"handelt sich
dabei insbesondere um die kieferchirurgische värsorgung u.rJ Nacrr-
sorge von Tumoren, Lippen-, Kiefer- und Gaumenspaltän, ünfallfolgen
im Kiefer- und Gesichtsbereich sowie um die zahnärztliche Behand-lung Behinderter. t) Darüber hinaus betreuen die ZMK-Kliniken
schlrrierige, nicht für die amburante praxis geeignete Fälle aus dem
Gebiet der ZMK-Krankheiten. 1974 sind rundlg Ofu patienten in ZMK-Kliniken stationär behandelt worden. Die Zahl der poliklinischen

,) V-.gi. K.ö"cke in: Schulte, Bollinger, a.a.O., S.26.
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Neuzugänge lag bei 250 000, die der Untersuchungs- und Behandlungs-
fälle bei 1 240 0001). Die Zahlen zeigen, daß ein Patient an ZMK-
Kliniken pro Jahr durchschnittlich fürrfmal versorgt wird, während
man an den übrigen Ktiniken durchschnittlich von etwa 2,6 Behand-
lungsfällen ausgehen kann. Darüber hinaus wird deutlich, daß den
Arzten der ZMK-Kliniken, deren Anteil am wissenschaftlichen Per-
sonal aller Hochschulkliniken 7% beträgt, 16% aller poliklinischen
Untersuchungs- und BehandlungsfäIle zuzurechnen sind' Der Anteil
der stationären Patienten an ZMK-Kliniken beträgt dagegen wr 20Ä'

In einer Umfrage hat der Wissenschaftsrat ermittelt, daß die ZahI der
Poliklinischen Neuzugänge an den ZMK-Kliniken von rund 325 000 im
Jahr 1976 auf 350000 im Jahr 1978, d.h. um 7,7Yo gestieqen ist. Die
Ergebnisse für einzelne Kliniken zeigen jedoch zum Teil erhebliche
Abweichungen von den Daten, die von der ZVS und der Marburger
Projektgruppe ermittelt wurden, so daß von einer Aufgliederung der
Gesamtzahlen abgesehen werden muß.

4. Weiterbildung

Die ZMK-Kliniken sind überwiegend an der Weiterbildung der Zahn-
ärzte für Kieferorthopädie und der Arzte für Mund-, Kiefer- und Ge-
sichtschirurgie beteiligt. Die ZahI der Facharztanerkennungen lag in
den letzten Jahren in der Mund- und Kieferchirurgie zwischen 10 und
30 pro Jahr. Nach Angaben der Marburger Projektgruppe befanden
sich im Jahr 1976 143 wissenschaftliche Mitarbeiter auf den Gebieten
Oralchirurgie, Kieferorthopädie, Mund-, Kiefer- und G esichtschirur-
gie in der Weiterbildung zum Facharzt; in der Zahn-, Mund- und
kieferchirurgie waren es 52zl' Die Autoren weisen jedoch darauf hin,
daß diese Angaben häufig auf Willenserklärungen beruhen und ver-
mutlich eher zu hoch sind. Damit dürfte sich die Differenz zur Zahl der
Facharztanerkennungen auf dem Gebiet der ZMK-Chirurgie erklären.

B. Entwicklung der zahnmedizinischen Versorgung der BevöIkerung

I. Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherungen

Erkenntnisse über die sozialmedizinische Bedeutung der Zahn-,
Mund- und Kieferkrankheiten lassen sich aus den Leistungen der ge-

setzlichen Krankenversicherungen für zahnärztliche Behandlung und
für Zahnersatz gewinnen. Ihr Anteil an den Leistungen insgesamt ist
von 10,5%o oder 2,5 Milliarden DM im Jahr 1970 auf gut 157o oder 11,8

Milliarden DM im Jahr 1979 gestiegen. Nähere Angaben enthält
Tabelle 19.

t) O".lt.'. U"rfrage des Wissenschaftsrates in: Medizinempfehlungen 1976,

s.310.
2) Marburger Projektgruppe, a.a.O., S. 286.



Iabelle 19

Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherungen

Leistungs-
kategorien

Leistungen
insg. Mio. DM

1970: 100
davon:

Pehandlung durch
Arzte Mio. DM

1970: 100
Behandlung durch
Zahnärzte

Mio. DM
lg70:

Zahnersatz
Mio. DM

1970: 100
Krankenhaus-
pflege Mio. DM

1970: 100
Arzneien, Heil-
und Hilfsmittel
aus Apotheken

Mio.DM
1970 :

Mio.DM
1970:100

Anteil der Behand-
lung durch Zahn-
ärzte und Zahner-
satz an den
Leistungen
insgesamt o/o

77,5
300,4

66,6
279,8

34,6
145,4

L3,2
240,0

6,8
123,6

5,5
100

23,3
388,3

2L,9
365,0

19,3

2L,7

10,7
254,8

9,8
233,3

9,6
228,6

23,5
100

29,6
124,4

47,O

172,3

8,6
156,4

2,7
158,8

1,9
237,5

t7,7
195,0

6,8
161,9

9,3
166,1

49,2
206,7

58,2 63,6
267,2

11,9
216,4

77,6
330,2

t4,7

1,7

100

0,8
100

6,0
100

4,2
100

2,0
t77,6

L,2
150,0

7,7
128,3

5,0
119,0

6,9
723,2

5,3
311,8

7,6
r38,2

2,3
135,3

1,5
t87,5

9,4
tfi,7

5,8
r38,1

B,O

142,8

6,5
2,5

5,0
4.7

5,8

4,6
270,6

5,4
675,0

4,3
252,9

5,3

3,4
200,0

2,1
262,5

11,3
203,6

4,1
247,2

4,2
525,0

12,5
227,3

5,6
100

I5,2
253,3

7,9
188,1

to,7
191,1

17,5

,7

8,9
2t1,9

t2,2
217,9

20,5
ut,7

13,2 13,8
7

14,9
266,1

17,4
271,4

t7,o
303,6

10,5 10,8 11,0 Lt,2 tt,2 14,3 15,1 15,0 L5,t L5,2

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung
r) z.B. Behandlung durch sonstige Heilpersonen, Maßnaämen zur Früherken-

nung von Krankheiten, Mutterschaftshilfe, Krankengeld, Barleistungen,

Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung weist für das Jahr 1979
einen Betrag von rund 11 Milliarden DM für allgemeine, konservieren-
!e und chirurgische Betrandlung, für prothetik, Kieferorthopädie,
Parodontose- und Kieferbruchbehandlung aus, der über sie mit den
RVo- 1) und Ersatzkassen abgerechnet wurde. In diesem Betrag sind
zahnärztliche Honorare sowie Material- und Laboratoriumsliosten
enthalten. Gegenüber 1975 ergab sich eine Steigerung um 3,4 Milliar-
den DM oder 44oÄ (siehe Tabelle 20).

1) orts, Betrtebs-, Innungs- und Landwirtschaftliche Krankenkassen, seekasse.

68

1970 bis 1979



Tabelle 20

Über die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen
abgerechnete Beträge 1970 bis 1979

Jahr

davon

Abgerechtret€
BetIäge
ißgmt

ilgeEeDe,
ko6ervieretr-

de ud
chirugische

Prothetik
Kiefer-
ortho-
Fidie

Pilo-
dontose

Kiefer-
bruch

Millionen DM

1970
t97l
t972
1973
t974

1975
1976
1977
1978
1979

2424,2
3 061,6
3 5L7,4
4020,7
4 549,5

1 636,5
1931,4
2 tL3,O
2 335,6
2ffi2,3

787,7
1 130,2
| 404,4
1685,1
tffi7,2

7 il7,7
I052,3
9292,3

10 066,6
11 030,7

3112,7
3 175,6
33t7,4
3 529,t
3 671,8

3 853,7
5 019,7
4 985,5
5 405,2
6 116,5

605,1 | 73,9
7?4,8 I ZS,O

8e5,0 I so,s
t 016,2 | ttt,z
1 103,6 I tsz,t

2,3
2,6
3,6
4,9
6,6

Quelle: Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung, Köln'

Die Beträge der Jahre 1970 bis 1974 sind mit den Angaben ftlrdie Jahle
ab 1g75 kium vergleichbar, da vor 1975 erhebliche Beträge direkt zwi-
schen zahnarzt oder Klinikund Kostenträger abgerechnet wurden. Die
Zahl der über die Kassenzahnärztlichen vereinigungen (KZVen) ab-
rechnenden Zahnärzte stieg von 26 500 im Jahr 1970 auf 27 300 im Jahr
1979. Jede ZMK-Klinik wurde als ein ,,Zahnarzt" geztihlt'

Anhand der in Tabelle 22 ausgewiesenen über die KZVen abgerech-
neten Prothetik-Beträge (: Zuschüsse der Krankenkassen), die von
1970 bis 1974 um 140 %, von 1974 auJ 1975 um 100 % gestiegen sind, läßt
sich die tatsächliche Entwicklung der Prothetik nur in eingeschränk-
tem Maß ableiten. so wurden die Krankenkassen ab 1. Januar 1975

verpflichtet, auch festsitzenden Zahnersatz und Zahnkronen in die
Zahnersatzverträge miteinzubeziehen. Gleichzeitig fand eine teil-
weise umschichtung von Privathonoraren zu Kassenhonoraren statt.

Beide Entwicklungen überlagerten sich und führten dazu, daß die Zu-

schüsse der Krankenkassen für prothetische Behandlung einschließ-
Iich Material- und Laboratoriumskosten, die über die KZVen abge-

rechnet wurden, von 1974 bis 1979 um rund 225Yo gestiegen sind. Eine

weitere Einschränkung der vergleichbarkeit der Prothetik-Beträge
seit 1975 bildet die Tatsäche, daß ab Mitte 1977 aufgrund des Kranken-
versicherungs-Kostendämpfungsgesetzes die Zuschüsse der Kranken-
kassen für piothetische Leistungen in der Regel auf 8O7o festgesetzt
wurden. Daneben wurde ab Mitte 1977 ein Teil der nach dem 1. 1. 1975

verbliebenen außervertraglichen Leistungen (2. B. Metallkeramik) in
den Leistungskatalog der Rvo-Kassen einbezogen; bei den Ersatzkas-

sen ab Mitte 1978.
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Der Anteil der Material- und Laboratoriumskosten am Gesamtbetrag
wird von der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung in der pro-
thetik für das Jahr 197s auf.4syo, fiL 1928 auf50% und'ftir tgzg aut
52,5Yo geschätzt.

IL Entwicklung der Zahl der Zahnärzte
Als einfaches Maß fär das quantitative Niveau der zahnärztlichen ver-
sorgiung kann die Dichteziffer dienen, die die Anzahl der Einwohner
pro berufstätigen Zahnarzt wiedergibt.
1. Beschäftigungsart
Die Zahl der berufstätigen Zahnärzte hat sich in den letzten 20 Jahrennur wenig verändert. sie betrug im Durchschnitt 32 000 mit einem
Maximum von fast 33 000 im Jahi 1961 und Minima von rund 31 100 in
den Jahren 1967 und 1g72.

Der bei weitem größte Anteil der Zahl der Zahnärzte arbeitet als In-
haber einer Praxis oder als Assistent in freier praxis. Alteraings ni1 derAnteil der in freier praxis arbeitenden Zahnärzte seit 1g52 relativ
stetig, wenn auch nurin geringem Ausmaß, abgenommen; er lag 197g
bei etwas mehr als g4%o.Einzelheiten ergeben"sich aus dei foljänden
Tabelle.
Die Zahl der vom statistischen Bundesamt nachgewiesenen Zahnärzte
y":|"^.ul: den Angaben der Einwohnermeldäämter zusammenge_
stellt. sie liegt um rund 1 400 niedriger als die vom Bundesverband der
Deutschen Zahnärzte für 197g ermittelte Zahl (vgl. Tabelle 22).-Artf-

Tabelle 21
Berufstätige Zahnärzte nach ihrer Berufsausübung

1952, 1955, 1960, 1965, 1970 und 1975 bis 1978

Jahr

Berurstätige ZahDäEte

msge-
smt

davon

itr freier Praxi§
nit hauptiltlichel

Krilkenhau-
tätigkeit

im öffentlichen
Gesudheits-

wsen, in
Verwaltmg u.

Forschmg
insgesml diluter als

Asistent

Anzahl A"^hl I % Anahl I o/o AMhl

1952 ')
1955 ')
1960r)
1965
1970
1975
1976
t977
l97B

27 979
31 134
32 509
31 551
3L 175
31 774
31 858
32 l2t
32 482

30 373
31 689
30 509
29765
30 102
30 139
30 266
30 652

si,a
97,5
96,7
95,5
94,7
94,6
94,2
94,4

r ago I o,z
I 650 I 5,2
1 151 | 3,8
1 515 I 5,1
1 S81 | 6,3
1 ego I 6,6
2302 | 7,6
2 540 | 8,3

isa I r,s
s57 | Ll
458 | 1,4
6m | 2,1
s24 | 2,s
Bas I s,o

1 046 | 3,3
r ooo I s,r

363
463
584
747
748
777
809
824

t,2
7,4

1,9
2,4
2,4
2,4
2,5
2,5

,) Oh"" S"*land; 1952 einschließlich 14267
Bayern und Berlin), 1955 einschließlich 1351

z) Einschließlich 296 Dentisten.

Dentisten (ohne Assistenten in
Dentisten.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Berufe des Gesundheitswesens.
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grund des Erhebungsmodus dürften die Daten des Statistischen Bun-

äesamtes zu niedrig liegen. Da der statistisch methodische Fehler
jedoch im Zeitablauf unverändert geblieben ist, sind die Zahlen für
einen längerfristigen Vergleich geeigmet.

2. Altersstruktur
Die zukümftige Entwicklung der Zahl der Zahnärzte ist vor allem von
der gegenwärtigen AltersJtruktur der berufstätigen Zahnärzte, der

fntüic-ktung dei altersspezifischen Erwerbsquote und der Eltwick-
lung der Zaül der Neuapprobationen abhängig. Die Alt-ersstruktur der

zur}eft berufstätigen Zahnärzte ist gekennzeichnet durch stark be-

setzte Jahrgänge zwischen dem 50. und 65. Lebensjahr; 1978 war ein
Drittel allei beiufstätigen Zahnärzte 55 Jahre oder älter. Dieser Per-

sonenkreis wird bis Aniang der 90er Jahre überwiegend aus der beruf-
lichen Tätigkeit ausscheiden. Daher wird sich der seit längerem anhal-
tende Zuwächs der Studienanfängerzahlen erst in den 90er Jahren so

auswirken, daß die Zahl der berufstätigen Zahnärzte insgesamt an-

steigen wird. Nähere Angaben enthäIt die folgende Tabell_e 22. Die dort
auslewiesene Gesamtzahl der Zahnärzte liegt über der Zahl, die von
der-Amtlichen statistik ausgewiesen wird. Die Abweichung beruht auf

einem unterschiedlichen Erhebungsmodus: während der Bundesver-

band der Deutschen Zahnärzte die Zahl seiner verbandsmitglieder
(Summe aus niedergelassenen Zahnärzten, behandelnd tätigen Assi-

itenten und Vertretern sowie Beamte und Angestellte in Universitäten
und Krankenhäusern, Jugendzahnärzte und sanitätsoffiziere) aus-

weist, registriert die Amtliihe Statistik diejenigen Zahnärzte, die den

Gesundhäitsämtern über die Einwohnermeldeämter (: berufstätige
Zahnärzte) mitgeteilt wurden. Die Amtliche statistik geht davon aus,

daß diese Meldungen nicht immer vollständig sind'

TabeIIe 22

Altersstruktur der berufstätigen Zahnärzte

Berulstätige Zahnäute
Altersgruppen

unter 25
25 bis unter 30
30 bis unter 35
35 bis unter 40
40 bis unter 45
45 bis unter 50
50 bis unter 55
55 bis unter 60
60 bis unter &5

65 bis unter 70
70 und älter
Insgesamt

72
2725
5 199
4352
2619
3t22
4902
3 048
2292
3 458
2 tt7

33 906

0,2
8,1

15,3
t2,8

7,7
9,2

t4,5
9,0
6,8

to,2
6,2

100

Quelle: Bundesverband der Deutschen Zahnärzte e.v', Geschäftsbericht für das

Jahr 1978.
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3. Prognose der Zahl der berufstätigen Zahnärzte

Progmosen über das Zahnärzteangebot bis zum Jahr 20ü) sind vom
Bayerischen staatsinstitut für Hochschulforschung und Hochschul-
planung für Bayern im Jahr 19751), im Jahr 1976 von Specht z) im Auf_
trag des Bundesministerims für Bildung und wissenichaft'und vom
wissenschaftlichen Institut der ortskrankenkassen (wIDo)3) 1g7g
veröffentlicht worden. Die wlDo-studie ist von den drei genännten
Prognosen die aktuellste.

Die folgende Tabelle 23 zeigt die Ergebnisse zweier von wIDO berech-
neten varianten für die Auswirkungen eines weiteren Anstiegs der
Studienanfängerzahlen auf die Zahl der berufstätigen Zahnärztä.

Tabelle 23

Mögliche Entwicklung der ZahI der berufstätigen Zahnärzte
bis zum Jahr 2000

Berulstätige ZahnäEte nach den Vilianten

II: bis n 2 000 Studien-
ilfänger pro Jahr

1980 ')
1985
1990
1995
2000

32ß2
32064
33772
36 609
39 677

32062
32 118
34707
38 748
43 001

t) Die Zahl der berufstätigen Zahnärzte für das Jahr lgg0 wurde proqnostiziert
su{grund des zu erwartenden Restbestandes alrs der zahl der-befütstiiig";
Zahnärzte im Jahr 1974 sowie des zu erwartenden Neuang"bätr. 

- ---
Quelle: wissenschaftliches Institut der ortskrankenkassen; Das Zahnärztean-

g_ebot bis zum Jahr 20fi) - Dokumentation und prognose,Bo-"" iszg, s.
37.

Nach variante I ergibt sich für das Jahr 2000 gegenüber 1g77 eine
steigerung der Zahl der berufstätigen Zahnärzte-uä ein viertel, nach
variante II eine steigerung um ein Drittel. Daneben hat wido die Zahl
der berufstätigen Zahnärzte für das Jahr 2000 nach einer weiteren vari-
ante_ berechnet, die jedoch angesichts der bisherigen Entwicklung der
studienanftingerzahlen als wenig wahrscheinlicü angeseh"r, *"id"r,
kann,

ii a;y*ir"t 
"s 

s-taatsinstitut für Hochschulforschung uld Hochschulplanung
(s-c_hmidt): 

-7.ahnärztebedarf in Bayern, Bestand 
"äa 

s"d.üiöäö 
"'"ä*rsm,München, Mai 1975.

z) K.G. s-pecht u. a.: Die voraussichtliche Entwicklung von Angebot und Bedarfan Zahnmedizinern bis zum Jahr 2000. Materiali"en zur s"iid""g"pr;""g.
Hochschulabsolventen im^B_eruf. Heft 5 (Hg. gunä;.-i"i"t"-.i;;iü;'B;iä""ä
und Wissenschaft), Bonn 1976.

3) wissenschaftliches Institut der ortskrankenkassen (Lefelmann/Heier/
Lubecki), Das Zatrnärzteangebot bis zum Jahr 2000. b.kü-;iilio"l"Jpro-
gnose, Bonn 1978,
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Nach der Prognose von Specht soll - nach einer vorübergehenden ver-
schlechterung der versorgungslage - eine verbesserung erst nach
1985 eintreten. voraussetzung ist die Steigerung der Zahl der Ausbil-
dungsplätze auf 2 000 pro Jahr. obwohl diese Zahl bisher nicht erreicht
*rr.ä", hat sich der prognostizierte Trend in der Realität nicht be-

stätigt.

III. EntwicklungderZahnarztdichte

1. Globalbetrachtung

Bis 1973 ist die Zahl der Einwohner je berufstätigen Zahnarzt wegen
des wachstums der wohnbevölkerung auf fast 2 000 gestiegen; 1978 lag
sie wieder bei 1 888. Näheres ergibt sich aus der fotgenden Übersicht.

Tabelle 24

Zahnarztdichte
1952, 1955, 1960, 1965, 1970 und 1975 bis 1978

Einwohner ie berufstätigen Zahnilzt r)

1952
1955
1960
1965
1970
1975
1976
L977
1978

L 82521
1693'z)
L 776
1 879
1 956
1 940
| 929
1 910
1 888

r) Bis 1960 einschließlich Dentisten (vgl. Tabelle 21)
2) Ohne Saarland.
Öuelle: Statistisches Bundesamt, Berufe des Gesundheitswesens'

Bei einer bis zum Jahr 2000 auf rund 55,7 Millionen Einwohner abneh-

menden Bevölkerungl) entsprechen den in Tabelle 23 wiedergegebe-
nen Prognosezahlen äes Wissenschaftlichen Instituts der Ortskranken-
kassen folgende Dichteziffern:

tt Strti.ti"ct.s Bundesamt, Fünfte Koordinierte Bevölkerungsvorausschät-
' ;;;;;;äfi."tii"nt in: örund- und Strukturdaten 1979, Hg' Bundesmini-

sterium für Bildung und Wissenschaft.

73



bis zum Jahr 2000

Quelle: Wissenschaftliches Institut der Ortskrankenkassen, a.a.O., S. 44.

Tabelle 25

Voraussichtliche Entwicklung der Zahnarztdichte

Einwohner je berulstätigen Zahnut
nach den Vüianteh

II: bis ru 2 0O0 Studien-
ilfänger

1 894
1 854
1 685
1 480
r296

2. Regionale Betrachtung

Die Zahnarztdichte in der Bundesrepublik Deutschland ist regional
sehr uneinheitlich; Hamburg hatte 1979 die günstigste Dichteziffär der
Länder mit 1214, Bayern die günstigste Dichteziffer der Flächen-
staaten mit 1681, das saarland die ungünstigste mit 242g. Näheres
ergibt sich aus Tabelle 26.
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TabeIIe 26

Wohnbevölkerung, berufstätige Zahnärzte und Einwohner
je berufstätigen Zahnarzt nach Bundesländern

1960, 1965, 1970 und 1975 bis 1978

Stand: 31' Dezember

1l Einschl. 296 Dentisten
ä";ffi ;3tätt"i"""iläil"aesamt,StatistischeJahrbücher,Beruf edesGesund-
heitswesens.

75

Wohtr-
bevöl-

Beruls-
tätige
Zahn-
äzte

Ein-
woh-
ner je
berufs.

Wohn-
bevöl-
kerog

BeruIs-
stätige
Zähn-
ärzte

Ein-
woh-
ner je
berufs

Wohn-
bevöl-
kemg

Berufs-
tätige
Zahn-
äute

Ein-
woh-
ner i(

Zahn-
arzt

Tahn-
atzt ü^

1960 155 1970

1 000 Anahl 10(n AMahl 1m0 Anahl

Baden-Witttemberg
Bayem
Berlitr 0 /est)

Bremen
Hmbug
HNn
Niedermchen
Nordrhein-WctIaIen
Rheinlild-Pfälz
Saalud
Schlswig-Holstein
Bud

7W
9,u8
2 t97

702
1 829

4777
6 612

15 799

3«B
1 061

2$1
55 785

4 90,5

6 068

1 915

132
I 583

3 102

3,1,t9

7 719
1 561

4«)
I 315

32 g)9r)

t$2
1 557

I 117

1625
I 155

1 538

1 917

2 039

217?
2ß7
1752
1716

84ß
10 101

2197
74:2

1 Itl
5 170

6 921

t6 736

3 582

7 127

24§
59?97

4821
5S8
1 73?

42
tß7
3 041

3 411

7 574
1 548

456

t?2,6
31 s51

7718
1 710

7ß5
1 758

1 318

17m
202c
2210
2311
2 171

1Sg
I 8?S

I 954

10 561

21r5
735

1794
5 425

7 122

17 ms
3 659

1 t21
2 5ll

61 001

4 907

5 907

1 493

419

14@
3 01,1

3 325

7 111

1 541

445

1 301

31 175

la25
1 888

| 417

I 751
7273
1An
2742
2ß1
2374
2 519

199)
1 957

Wohn-
bevöI-
kerog

Berufs-
tätige
Zähn-
ärzte

Ei!-
woh-
ner je Wohn-

bevöI-

Beruf}
tätige
Zahn-
äEte

EiD-
woh-
ner je Wohtr-

bevöl-
kerug

Beruls-
tätige
Zähn-
ärzte

Ein-
woh-
ner je Wohn-

bevöI-
kerog

Berufs-
tätige
Zahn-
ärzte

Ein-
woh-
ner i(

Zahn-
azt

ZahD-
aEt

Zahn-
üd arzt

r975 1976 1977 1978

1 0(D Anähl I 000 AMhl 1m AmN 1m0 Armhl

I 153

10 810

1 985

7l?
7777
5 550

7N
17 130

3 666

1 096

25a2
61 645

5 055

6@1
1 303

,ß0

1 349

3732
3 441

7 62s
rfi?
§7

1,169

37 774

1 811

1 801

I 523

1 667

1tl3
1772
2t04
2217
2U7
2@3
1 758

l 9,t0

9 119

10 804

1 951

710

16W
5 538

7UI
t7 ut3

3 619

1@
2 5tB

614l2

5 Z)3
6',X7
t3(N

406

1 365

3 t77
3 319

7il),r
1 594

,1O5

L4U
31 858

1 753

1724
1 ,196

t7ß
t5
1713
2tn
23@
2N
2 689

1 814

7923

I 120

10 819

7927
7üI

1 680

5 5,t1

7Dl
17 030

363'
I 081

25a7
61 3,tB

5278
6,165

1 28il
,113

I 372

3 136

3 3:16

7 {80
15S)

,160

1 359

32 127

t72,
1 673

1fi2
1702
t»5
t767
2 165

2Zt7
2 365

23fl
I 904

1 910

9 138

10 tBl
1 910

698

1 664

5 55,1

7»5
17 m6

3 631

1 073

2 591

6t 321

52
61,2
1,t88

1t7
1 371

3 159

3 335

7 5&5

I 545

412
1 456

3248,2

r71o
1 681

7ß4
tü4
7271
1 758

2166
22&
2 365

24n
1 780

1 888



Tabelle 27 zeigt, daß in universitätsstädten mit ZMK-Kliniken beson-
ders günstige Relationen zwischen der Zahl der Einwohner und behan-
delnd tätigen Zahnärzten bestehen. In einem Drittel der universitäts_
städte kommen auf einen behandernd tätigen Zahnarzt nur halb soviele Einwohner wie im Regierungsbezirk.i/ergrichen mit dem Lan-
desdurchschnitt ist die zahnärztliche versorgung in aen universitäts-
städten noch günstiger.

Tabelle 27

Einwohner je behandelnd tätigen Zahnarzt
in Universitätsstädten/Landkreisen mit ZMK_Kliniken

im vergleich zur versorgung im entsprechenden Regierungibezirk
und im Land

t977

Einwohner je behildelnd tätigen ZahnarztHochschulort/
Ludkreis

im Lud

Freiburg
Heidelberg
Tübingen
Erlangen
München
Würzburg
Berlin
Hamburg
Frankfurt
Gießen (Lahn-Dill-Kreis)
Marburg 

- Biedenkopf
Göttingen
Hannover
Bonn
Düsseldorf
Köln
Münster
Mainz
Saar-Pfalz-Kreis
Kiel
Bundesrepublik insgesamt

673
845
933
828

1 030
707

1 339
1 190
7 157
2 45t
1 t43
1233
I 261

789
1 241
1 582

924
773

7 921
1 046
x

I 672
1 672
I 672
1 707
I 707,!,
1 653
1 653
1 653
2087
2oBt
2082
2082
2082
2082
2 154
24fi
7 7t7
1 821 r)

469
66r
612
719
337

:,
607
ffi7
653
695
835
879
w37
879
248
936

x

1

7

I
1

L

1

L

1

2
L

') Pi" Ab*"ichung der Reration von den veröffentlichungen der Amtlichen
_ Statistik beruht äuf einem unterschiedlichen Erh.b;G;;ä;
Quelle: Bundesverband der deutschen zatrniiitä, cesct a-rtiuäi"nt tszz

3. Internationale Betrachtung
Die Relationen Einwohner je berufstätigen zahnarzt anderer Länderweichen zum Teil erhebrich von den o=aten für die aunaesiepuuurc
Deutschland ab. Eine zuverrässige Interpretation der ergebnissä einesinternationalen vergleichs setztL jedocir vergreichenaJa"irvr", a",
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Systeme der zahnärztlichen Ausbildung und der Versorgung der Ein-
wohner in den betrachteten Ländern voraus. So existiert in Frankreich
z. B. eine staatliche Ausbildungsordnung erst seit einigen Jahren. In
Österreich und Italien setzt die Ausbildung zum Zahnarzt ein abge-
schlossenes Studium der Allgemeinen Medizin voraus, so daß die Ar-
beit an den dortigen Ausbitdungsstätten in der Bundesrepublik
Deutschland als weiterbildung gelten würde. Darüber hinaus ist der
Begriff ,,Zahnarzt" im internationalen Vergleich nicht einheitlich
definiert. Die für einzelne Länder nachgewiesenen Zahlen enthalten
teilweise auch Dentisten und anderes zahnärztliches Personal ver-
gleichbarer Quatifikationsstufen. Die Zahlen der folgenden Tabelle 28

haben daher nur einen bedingten Aussagewert.

Tabelle 28

Wohnbevölkerun[J, berufstätige Zahnärzte sowie Einwohner
j e berufstätigen Zahnarzt ausgewählter Länder

Argentinien

Australien

Belgien

Bulgarien

Bundesrepublik
Deutschland

Dänemark

Deutsche Demo-
kratische Republik

Frankreich

Großbritannien
und Nordüland
Israel

L%2
1969
r972
1965
1972
1965
1971
1976
1965
1970
1976
1965
1970
1978
1965
1970
1976
1965
1970
t977
1965
1970
1975
1966
t974
1965
1970
1973

2t247
22850
23920
11 360
12 959
9464
I 670
I 936
B»8
B 515
B 690

59?97
61 001
61322
47ß
4 938
5 049

17 048
t7 04tt)
16778
48 920
50 784
52675
54744
56 056

2 598
3 001
325t

11 584
12954
13 300
4028
s265
7 230
1 640
2238
2882
3 111

3 901
31 551
31 175
32 482

2 850
3 620
4 412
6207
7349
I 347

18 678
21 000
26326
73 525
16 373

996
| 444
1 789

1 834
t764
1 798
2820
2 46r
7 694
5 896
4MO
2 855
2737
2228

879
957
888
673

1 364
I r44
2747
2319
2 010
26t9
24tB
2oot
4 048
3 424
2 608
2078
t 8t7

77



noch Tabelle 28

Kanada

Niederlande

Norwegen

Österreich

Polen

Rumänien

Schweden

Schweiz

Spanien

Sowjetunion

Tschechoslowakei

Ungarn

USA

1965
1970
1976
1965
1970
1976
1965
1970
1976
1966
1969
1977
1965
1970
1976
1965
1970
1976
1965
1970
1975
1965
1970
1976
1965
t970
1976
1965
1970
1975
1965
t970
7976
1965
1970
1976
1965
1970
1976

19 604
27 324
23275
t2212
13 030
t3748
3723
3 883
3 991
7 290
7 371
7 457

31 496
32 589
34 579
19027
20253
2t 426
77ffi
8 040
8 149
5 945
6270
6 301

31 604
33824
36 174

229 198
24t748
255 038

14 159
14362
t4743
10 146
10322
10 583

194 500
205 395
216 866

6 396
7tffi
I 487
2955
3 364
4 608
279t
3 355
3 930
t464
1 913
1 744

11 510
13 611
15 436
2 5B5
4 000
6 519
6 080
6720
7 060
2336
2fir
3 600
3 005
3 361
3 703

34 700
51 500
51 600

4972
2822
5 465
2040
2423
2979

107 400
r02220
1L2Om2)

3 065
2 980
2453
4 133
3 873
2 983
1 334
I 157
1 015
4 980
3 853
4276
2736
2394
2240
7 36t
5 063
3287
1 277
1 196
L 754
2 545
2fi7
| 750

LO 577
10 064
I 769
5245
4694
4943
28Ä8
5 089
2 698
4974
4260
3 553
1 811
2 009
1 936

1) 1971.
2) t975.

Quellen: statistisches Bundesamt, Statistische Jahrbücher, Länderberichte, In-
ternationale Monatszahlen (Wohnbevölkerung zum TeiI aus den Rela_
tionen Einwohner je Arzt und Zahl der Arzte ärrechnet).
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Im folgenden sind beispielhaft drei rhemenkomplexe zahnmedizini-
scher Forschung dargestellt. Sie enthalten jeweils eine Beschreibung
der Beiträge der beteiligten Forscher, eine Darstellung des or-
ganisatorischen Zusammenhangs mit der ZMK-Klinik sowie eine
Übersicht über die Kosten der personellen und apparativen Ausstat-
tung. Darüber hinaus ist eine thematische übersicht über vorträge und
Demonstrationen der International Association for Dental Reseärch in
den Jahren 1978 und 1979 aufgeführt. Diese übersicht soll an exem-
plarisch ausgewählten Beispielen verdeutlichen, auf welchen Ge-
bjet_en breit angelegte Forschungsprojekte der Zahnmedizin möglich
sind und mit welchen personellen und finanziellen Ressourcen bei ih-
rer Verwirklichung zu rechnen ist.

I. Plaquesforschung

1. Definition und Vorbemerkung

Plaques sind festhaftende Zahnbeläge aus Bakterien und Nahrungsre-
sten, die sich auf den Zahnoberflächen, insbesondere zwischen- den
Zähnen bilden. Durch die umwandlung der Kohlehydratanteile (insbe-
sondere Zucker) der Nahrungsreste zu Säuren wird das Zahnhartge-
webe zerstört; dieser Prozeß wird Zahnkaries genannt. Es wurde naäh-
gewiesen, daß die Gefahr des Entstehens von Karies um so größer ist,
je häufiger zuckerhaltige, insbesondere klebrige NahrungsÄittel auf-
genommen werden. Da durch Mundpflege die Entfernung aller Zahn_
beläge praktisch nicht möglich ist, leidet besonders in den Industriena-
tionen, in denen der Süßwarenkonsum besonders hoch ist, der über-
wiegende Teil der Erwachsenen an Zahnkaries. In der Bundesrepublik
Deutschland verursachte die Beseitigung von schäden, die auf zahn-
karies zurückzuführen waren, im Jahre 1976 Kosten in Höhe von ca.
DM 6 Milliarden.

2. Ziel der Plaquesforschung

Mit Hilfe der Plaquesforschung sollten Methoden entwickelt werden,
die in der Lage sind,

a) die Entstehung von Plaques zu verhüten und
b) vorhandene Plaques aufzulösen, und zwar durch

- Erforschung der stofflichen Zusammensetzung der plaques,

- I-solierung, Identifizierung und Klassifizierung der für die Säurebil-
dung in den Plaques verantwortlichen Bakteiienarten sowie

- Entwicklung von substanzen zur Bek,ämpfung dieser bakterienbe-
dingten Säuren.

Aus diesem Forschungspro€Jrarnm lassen sich für ein begrenztes For-
schungsvorhaben folgende Fragestellungen ableiten:
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Welchen Stellenwert haben z. B. Streptokokken und Laktobazillen
unter zahlreichen anderen Bakterienarten für die schmelzauflösen-
de Säurebildung in den Plaques?

Welches Substratangebot durch Zuführung von verschiedenen
Zuckern oder Zuckeraustauschstoffen beeinflußt die Säurebil-
dung?

Kann die Fähigkeit der Streptokokken oder Laktobazillen zur
Säurebildung durch bestimmte Substanzen beeinflußt werden?

3. Tätigkeitsbeschreibung iler interdisziplinären Forschergruppen

Mikrobiologen, Bakteriologen

Isolierung und Züchtung von Reinkulturen wichtiger Keimar-
ten aus den Plaques, Untersuchung ihrer speziellen Stoff-
wechselleistungen, insbesondere der Säurebildung, unter
verschiedenen Bedingungen.

Biochemiker

Chemische Analyse des Plaquesmaterials und Untersuchung
der Stoffwechselprozesse, speziell der Säureproduktion, Auf-
klärung der vorhandenen chemischen Bindungen zwischen
den Bestandteilen der Plaques, Untersuchungen, wie diese
Bindungen gesprengt werden können (Plaquesauflösung).
Aufklärung der Struktur des Plaquesmaterials.

Ernährungswissenschaf tler

Untersuchung der Entstehung von Plaques bei Zufuhr ver-
schiedener Zuckerarten (2. B. Trauben-, Frucht-, Milch-,
Rüben-, Rohr- und Malzzucker) und deren Kombination sowie
von Zuckeraustauschstoffen (2.8. Sorbit, Zylil, Sorbol,
Palatinit), Überprüfung allgemeiner Wirkungen auf den Or-
ganismus.

Veterinärmediziner

Leitung des Tierlabors, Planung und Durchführung der Tier-
versuche unter standardisierten Bedingungen (2. B. program-
mierte Fütterung, keimfreie Aufzucht der Tiere und deren
Besiedlung mit definierten Keimarten).

Zahnärzte

Registrierung und Auswertung des Kariesbefalls aus den
Tierversuchen, Auswahl und Betreuung der Probanden für
Gewinnung von Plaquesmaterial im Hinblick darauf, daß Pla-
ques unter bestimmten Mundhygiene- und Ernährungsbedin-
gungen entstanden sind.
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4. Organisatorischer Zusammenhang mit der ZMK-Klinik

Das Forschungsvorhaben kann in Laboratorien

a) eines Teilbereichs einer ZMK-Klinik (2. B. Abteilung oder Poliklinik
für Zahnerhaltung oder Parodontologie),

b) einer Spezialabteilung einer ZMK-Klinik (2. B. Abteilung für Ex-
perimentelle Zahnheilkunde),

c) eines Sonderforschungsbereichs an einer Universität (mit Be-
teiligung der ZMK-KIinik)

durchgeführt werden.

5. Personalkosten pro Jahr und Kosten der Grundausstattung

Für insgesamt fünf Wissenschaftler, acht Hilfskräfte (MTA, Tier-
pfleger, Zahnarzthelferin) und Sachmittel wird pro Jahr mit Kosten in
Höhe von DM 800 000 gerechnet. Der größte Teil davon (etwa 650 000)
entfällt auf Personalkosten.

Für die apparative Grundausstattung ist mit Kosten in Höhe von DM
600 000 zu rechnen.

6. Dauer der Forschungstätigkeit

Wegen der zeitaufwendigen Methoden sollte das Forschungsvorhaben
für einen Zeitraum zwischen 5 und 10 Jahren angelegt werden.

II. Dentalimplantate

1. Definition und Vorbemerkung

Bei einer Dentalimplantation wird ein sogenanntes Implantat anstelle
eines verlorengegangenen Zahnes chirurgisch in den Kieferknochen
eingepflanzt. Unter günstigen Voraussetzungen kann das Implantat
ähnlich wie der natürliche Zahn die Kaukräfte auf den Knochen über-
tragen. Mit der Entwicklung von Materialien, die vom menschlichen
und tierischen Organismus nicht mehr als Fremdkörper empfunden
und ausgestoßen werden, hat diese alte Idee des Einpflanzens künstli-
cher Zähne in den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen. Die sozial-
medizinische Dimension der Lösung der Probleme im Zusammenhang
mit der Dentalimplantation wird aus der Tatsache deutlich, daß durch
die große Verbreitung der Karies und der Parodontose bereits im
Jugendalter Zähne verlorengehen und daß etwa nach dem dreißigsten
Lebensjahr bei schätzungsweise 80 bis 90 % aller Menschen solche
Zahnimplantationen in Betracht kommen. Ein wesentlicher Vorteil der
Implantationen gegenüber der herkömmlichen zahnärztlichen Pro-
thetik liegt vor allem darin, das Gefühl der,,eigenen Zähne" zu haben
und nicht durch herausnehmbare oder festsitzende Prothesen funk-
tionell beeinträchtigt oder sogar psychisch belastet zu werden.
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2. Ziel des Forschungsvorhabens

Feststellung des Indikationsbereichs verschiedener Implantattypen
durch experimentelle Untersuchungen

- der biophysikalischen Eigenschaften und

- des neurophysiologischen Einbaus von Implantaten.

3. Tätigkeitsbeschreibungen der interdisziplinären Forschergruppen

Zahnärztlich-klinische Arbeitsgruppe

Erprobung vorhandener Irnplantattypen im Tierversuch
(zahnärztliche Leistung: Vor- und Nachbehandlung, Doku-
mentation), gemeinsam mit der neurophysiologischen Ar-
beitsgruppe experimentelle Untersuchungen an Patienten
zur Festlegung des Indikationsbereichs verschiedener Im-
plantattypen.

Zahntechnische Arbeitsgruppe

Konstruktion und Herstellung der in die Mundhöhle hinein-
ragenden zahnkronenähnlichen Teile.

Medizinisch-technische Arbeitsgruppe

Erstellung von Meßgeräten und Erarbeitung von Meßme-
thoden, Zusammenarbeit mit der zahnärztlich-klinischen Ar-
beitsgruppe.

Audiovisuelle und photographische Produktion

Erstellung von Basismaterial für die Verbreitung der neuge-
schaffenen Implantattechniken sowie Dokumentation.

Arbeitsgruppe Material (innerhalb einer bestehenden Institution)

Schaffung der physikalisch-mechanischen Voraussetzungen
für geeignete Implantattypen sowie Charakterisierung der
Eigenschaften in Modellversuchen.

Versuchstierhaltung (innerhalb einer bestehenden Institution)

Durchführung von Implantationen bei Tieren.



4. Organisatorischer Zusammenhang mit der ZMK-Klinik

1 wiss. Angestellter

1 MTA

* Dienstleistung

2 Physiker

2 Laboranten

1 Feinmechaniker

* Dienstleistung

Dienstleistung

5. Personalkosten pro Jahr und Kosten der Grundausstattung
Die Personalkosten betragen pro Jahr etwa DM 2 Millionen;
Die Kosten für die Erstausstattung der Arbeitsgruppen 1 bis 4 werden
einschließlich der erforderlichen zahnärztlichen Arbeitsplätze auf DM
2,5 Millionen geschätzt.
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Zahnärztlich-klinische Arbeits gruppe

1 Leitender Zahnarzt

1 Oberarzt (Zahnarzt)

4 wiss. Ang. (Zahnärzte)

2 Med. techn. Assistentinnen (MTA)

2 Zahnmed. Fachhelferinnen (ZMF)

6 Zahnarzthelferinnen (ZH)

1 Sekretärin

1 Dokumentationsassistent(in)

1 Verwaltungsangestellte(r)

Zahntechnische Arbeitsgrruppe

2 Zahntechniker-Meister

2 Zahntechniker-Gesellen

2 Auszubildende

Medizinisch-technische Arbeitsgruppe

2 Physiker

2 Laboranten

1 Feinmechanikermeister

2 ZIllF oder MTA

Audiovision + Bildprodukte

I Fotograf

I Zeichner

Histologie, EMS, REM



6. Dauer der Forschungstätigkeit

Der Projektzeitraum sollte zehn Jahre nicht unterschreiten. In interna-
tionalen wissenschaftlichen Gesellschaften, die sich mit Fragen der
zahnärztlichen Implantologie beschäftigen, besteht Einigkeit darüber,
daß neue Implantatverfahren erst Aussagen über die Indikation und
voraussichtliche Lebensdauer zulassen, wenn eine,,Gebrauchs-
periode" von ftinf Jahren bei Menschen ohne Schäden überstanden
wird. Auch sind Langzeittierversuche über einen solchen Zeitraum
notwendig, um histologisch-mikroskopische Befunde mit den
Beobachtungen am Menschen vergleichen zu können.

III. Optimierung zahnärztlicher Therapieverfahren und Behandlungs-
mittel

1. Definition und Vorbemerkung

Der Behandlungsbedarf in der Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde ist
sehr hoch. Längerfristig wird erwartet, daß aufgrund der Fortschritte
bei der Prävention von Mundkrankheiten eine Verschiebung des Be-
handlungsbedarfs in höhere Altersgruppen erfolgt. Zunehmend mehr
Menschen werden in einem höheren Durchschnittsalter noch eine
größere Zahl natürlicher Restzähne haben. Die Versorgung dieser
Restgebisse ist sehr aufwendig, die Methoden sind vielfäItig. So kön-
nen z. B. Restgebisse mit abnehmbaren Prothesen, Brücken oder tele-
skopierendem Zahnersatz, kariöse Defekte eines Zahnes mit einer
Kunststoff-, Amalgam- oder GoldgußfüItung versorgt werden.

Von den Krankenkassen wurden 1977 für Zahnersatz 4,1 Milliarden
DM ausgegeben. Auf konservierende und chirurgische Maßnahmen
entfielen 3,3 Milliarden DM.

Aus wissenschaftlichen und gesundheitspolitischen Erwägungen ist es
notwendig, vorhandene und zu entwickelnde Therapieverfahren zu
optimieren.

Unter Optimierung der Therapie soll im einzelnen verstanden werden:

a) Die Auswahl alternativer Behandlungsmittel aufgrund von Lang-
zeiterfolg, Durchführbarkeit unter Praxisbedingungen und Kosten-
Nutzen-Relation (Wirtschaftlichkeit unter Berücksichtigung von Ko-
sten und Folgekosten);

b) Die Untersuchung der Rolle der Randbedingungen mit den wichtig-
sten Faktoren, Festlegung der Indikationen, Qualitätssicherung der
Therapieverfahren und -mittel und Einfluß der Pflege und Mitarbeit
durch den Patienten;

c) Die Entwicklung praxisgerechter, durchfilhrbarer Modelle zur
Planung der Therapie, Prognose, Vorbehandlung, Ausführung und
Nachsorge.
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2. Ziel des Forschungsvorhabens

Bei der Optimierung zahnärztlicher Therapieverfahren wird unter-
sucht, wie sich unterschiedlich aufwendige Versorgungsarten bei Zäh-
nen und Gebissen über einen längeren Zeitraum bewähren und unter
welchen Aspekten sie sich gegeneinander abwägen lassen.

3. Tätigkeitsbeschreibung der beteiligten Forschergruppen

Zahnärzte

Befunderhebung, Therapieplanung, Ausführung der The-
rapie, Beurteilung der Therapieergebnisse, Reihenuntersu-
chung.

Werkstoffkundler

Bewertung der Werkstoffe, insbesondere ihrer Dauerhaftig-
keit unter klinischen Bedingnrngen, Verbesserung vorhan-
dener, Erprobung neuer Werkstoffe, Bewertung der biologi-
schen Unbedenklichkeit.

Zahnmedizinische Fachhelferin (ZMF)

Instruktion, Aufrechterhaltung und Kontrolle der häuslichen
Mitarbeit des Patienten. Durchführung einfacher Hygiene-
maßnahmen.

Statistiker

Planung des Versuches, Auswertung der Ergebnisse.

Med. Soziologen

Ermittlung des sozial-hygienischen und gesundheitspoliti-
schen Effektes, Beteiligung bei der Befragung der Patienten
zum ästhetischen und funktionellen Aspekt der Versorgung
und zur Adaptation des Ersatzes.

Psychologen

Erforschung der Motivierbarkeit der Patienten für eine effek-
tivere Mundhygiene.

Wirtschaf tswissenschaf tler

Entwicklung von Kosten-Nutzen-Modellen für den zahnärzt-
lichen Bereich unter Berücksichtigung sozial-hygienischer
Effekte.

4. Organisatorischer Zusammenhang mit der ZMK-Klinik

Das Forschungsprojekt ist an die konservierende, parodontologische,
präventive und prothetische Abteilung der ZMK-Klinik anzubinden.
Wünschenswert wäre die Zusammenarbeit mit niedergelassenen
Zahnärzten.
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5. Personalkosten pro Jahr und Kosten der Grundausstattung

Die Personalkosten belaufen sich pro Jahr auf etwa 1,8 bis 2 Millionen
DM. Die Kosten der Grundausstattung werden rund 1,5 Millionen DM
betragen (2 zahnärztliche Arbeitsplätze, on-line Datenerfassnng am
Patienten, Kopplung zum Großrechner). Die Folgekosten für Material,
Wartung usw. betragen pro Jahr zwischen 10 und 15 % der Kosten für
die Grundausstattung.

6. Dauer der Forschungstätigkeit

Rehabilitationsmaßnahmen sind langfristig angelegte Therapiemaß-
nahmen. Nach derzeitiger Erfahrung sind erste Erkenntnisse nach
rund 5 Jahren (Zwischenbericht) zu gewinnen. Berichte mit umfassen-
der Aussagekraft können nach zehnjähriger Projektdauer erwartet
werden. Die Ermittlung von Kosten-Nutzen-Daten ist voraussichtlich
erst nach 15 Jahren möglich.

IV. Themenübersicht über Vorträge und Demonstrationen der Inter-
national Association for Dental Research 1978 und 1979

Kariesforschung (Epidemiologie, genetische Erkrankungen, mi-
krobiologische Physiologie)

Technologie der Kariesprophylaxe

Mikrobiologische Aspekte der Zahnkaries und Zahnbetterkrankun-
gen

Plaquesforschung (Mikrobiologie, Biochemie)

Tierexperimentelle Kariesf orschung

Speichelforschung (Enzyme, Stoffwechsel)

Neue Möglichkeiten zur Eindämmung von Zahnbetterkrankungen

Gewebekulturen

Physiologie der Blutversorgung der Pulpa

Pulpareaktionen auf therapeutische Maßnahmen

Wechselbeziehungen zwischen Proteinen und Mineralien

Biomineralisation

Zellbiologie

Immunologische Probleme in der Mundhöh1e

Ernährungsforschung (Beziehungen zu Karies und Parodontopathien)

Epidemiologie - Biostatistik

Verhaltensforschung: G esundheitsdienste
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Stoffwechsel von Arzneimitteln

Morphologie im Cranio-facialen Bereich

Zahnärztliche Werkstoffe

Implantologie

Zahnersatz und Kiefergelenkerkrankungen

Orale Funktionsdiagnostik

Technologie des Zahnersatzes

V. Fachrichtungen der ZMK-Heilkunde

Kiefer- und Gesichtschirurgie

Zahnärztliche Chirurgie

Orale Pathologie

Zahnärztliche Röntgenologie

Parodontologie

Präventive Zahnheilkunde

Kariologie

Endodontologie

Experimentelle Zahnerhaltung

Kinderzahnheilkunde

Gebißfunktionslehre

Restaurative Prothetik

Orale Rehabilitation Zahnloser

Experimentelle Prothetik

Allgemeine Kieferorthopädie

Kephalometrie

Orthodontische Mechanik

Material- und Werkstoffkunde

Dentale Technologie

Zahnärztliche Didaktik
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